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Aufsatz 
Michael Brabec, Berlin 

Neue BGH-Linie zum subjektbezogenen Schadenbegriff: Sind die Karten auch 
bei der Mietwagenkostenerstattung teilweise neu gemischt?

Mehrere BGH-Urteile zur Erstattung von Reparaturkosten entfalten ihre 
Wirkung, die auch die Autovermietungen erreichen wird.

Am 16. Januar 2024 wurden die Urteile von fünf Verfahren veröffent-
licht.1

Es geht in den Urteilen um die Feinjustierung des subjektbezogenen 
Schadenbegriffs, der im Kern bereits seit einer Entscheidung des BGH2 

aus dem Jahr 1974 in der Welt ist.

Nach dem Unfall gibt es zweierlei:
	 - das beschädigte Fahrzeug als „Objekt“ und
	 - den Geschädigten als „Subjekt“ des Schadenfalls.

Ließe man nun zur Ermittlung des „objektiv berechtigten“ Schadens drei 
Sachverständige an das Fahrzeug, kämen drei verschiedene Zahlen dabei 
heraus. Und welches der drei Gutachten ist nun das richtige? Und wenn 
die Werkstatt nun dieses Fahrzeug repariert, woher soll der Geschädigte 
dann wissen, ob die Werkstatt auch tatsächlich genauso repariert hat, 
wie es nach der Rechnung den Anschein hat? Vielleicht ist ja irgendein 
Arbeitsschritt gar nicht ausgeführt, aber dennoch berechnet.

Um all diesem Streit aus dem Weg zu gehen, stellt der BGH auf das Sub-
jekt des Schadens ab: Es kommt am Ende gar nicht darauf an, was „objek-
tiv“ richtig und „objektiv“ berechtigt ist. Entscheidend ist vielmehr, was 
der Geschädigte für richtig und für berechtigt halten durfte.

Die Grenze dessen ist allerdings erreicht, wenn irgendetwas laienerkenn-
bar überzogen oder laienerkennbar von der Werkstatt nicht gemacht 
wurde.

Beim BGH liest sich das in der Entscheidung aus 1974 so:

„Nach dem Grundsatz der subjektbezogenen Schadensbetrachtung wird 
der „erforderliche“ Herstellungsaufwand dabei nicht nur durch Art und 
Ausmaß des Schadens sowie die örtlichen und zeitlichen Gegebenheiten 
für seine Beseitigung, sondern auch durch die spezielle Situation des Ge-
schädigten, insbesondere seine Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten 
sowie die möglicherweise gerade für ihn bestehenden Schwierigkeiten 
bestimmt.“

Die Ergebnisse der Verfahren vom 16.01.2024 können 
zunächst so zusammengefasst werden:	
1.	 Daran hält der BGH im Kern in den aktuellen Entscheidungen eisern 

fest.

	 Die Anwendung des subjektbezogenen Schadenbegriffs kann aber 
dazu führen, dass der Schädiger mehr bezahlen muss, als es objek-
tiv notwendig gewesen wäre. Denn wenn der Schadengutachter zum 
Wohle der Werkstatt überaus großzügig kalkuliert hat oder wenn die 
Werkstatt einige Arbeitsschritte „kreativ“ überging, sie aber dennoch 
abrechnet, wird das nicht dem Geschädigten angelastet, jedenfalls so 
lange nicht, wie er das nicht klar erkennen kann. Das nennt der BGH 
das den Schädiger treffende „Werkstattrisiko“.

	 Dieses „Zuviel“ soll – und das gilt schon seit der 1974er BGH-Ent-
scheidung – nicht am Schädiger hängenbleiben. Der soll, nachdem er 
subjektbezogen den Schaden ungekürzt erstatten musste, sich dort 

schadlos halten können, wo dieses „Zuviel“ entstanden ist.

	 Um das möglich zu machen, muss (!) der Geschädigte dem Schädiger 
seine – und seien es auch nur eventuelle, denn das wird in diesem 
Stadium nicht geprüft – Rückforderungsansprüche gegen die Werk-
statt abtreten. Das basiert auf dem Gedanken des Vorteilsausgleichs. 
Denn der Geschädigte hat ja den Vorteil, dass er sich um die Frage 
„zu großzügiger Schadengutachter“ oder „Werkstatt, die trickst und 
Schritte berechnet, die sie gar nicht durchgeführt hat“ nicht küm-
mern muss. Zum Ausgleich dieses Vorteils muss er dem Versicherer 
den Regress gegen die „Übeltäter“ möglich machen.

	 Auch das ist schon seit nahezu 50 Jahren so. 45 Jahre lang hat je-
doch kein Versicherer ernsthaft davon Gebrauch gemacht.

2. 	 Neu ist seit der Serie der Urteile vom 16.01.2024, dass der Geschä-
digte, der sich diese Vereinfachung zunutze machen möchte, auf 
Zahlung an die Werkstatt klagen und gleichzeitig die Vorteilsaus-
gleichs-Abtretung erklären muss.

	 Neu ist auch, dass der BGH erstmals klipp und klar gesagt hat: Das 
gilt alles nur, wenn sich der Geschädigte selbst um die Durchsetzung 
seiner Schadenersatzansprüche kümmert. Denn wenn die Werkstatt 
aus abgetretenem Recht vorgeht, kann sie den Vorteilsausgleich 
nicht herstellen, weil sie nicht nur nicht die Inhaberin des zum Vor-
teilsausgleich zugunsten des Schädigers abzutretenden Rückfor-
derungsanspruchs ist, sondern gar der Anspruchsgegner. Bei einer 
Klage der Werkstatt aus abgetretenem Recht muss das Gericht also 
jedem Einwand des Versicherers nachgehen. Eine teure (Gerichtsgut-
achter) und selten risikolose Beweisaufnahme ist die unangenehme 
Folge.

	 Die Devise des BGH lautet: Ohne funktionsfähigen Vorteilsausgleich 
keine Anwendung des subjektbezogenen Schadenbegriffs, hier in 
seiner Ausprägungsform des „Werkstattrisikos“. Deshalb muss der 
Geschädigte auch die Zahlung an die Werkstatt verlangen. Oder an 
den Abschleppunternehmer, wenn es um die Erstattung restlicher 
Abschleppkosten („Hakenrisiko“) oder an den Schadengutachter, 
wenn es um die Erstattung restlicher Gutachterkosten („Sachver-
ständigenrisiko“) geht.

	 Denn damit der Vorteilsausgleich zuverlässig funktioniert und es nicht 
vorkommen kann, dass der Geschädigte den von ihm vereinnahmten 
Betrag nicht an den Rechnungssteller weiterleitet, was dessen Rückfor-
derung durch den Schädiger auf der Grundlage der Vorteilsausgleichs-
Abtretung unmöglich machen würde, stehen dem Geschädigten die 
Segnungen des subjektbezogenen Schadenbegriffs nur zur Verfügung, 
wenn er die Zahlung direkt an den Rechnungssteller verlangt.

3. 	 Damit ist die Feinjustierung des subjektbezogenen Schadenbegriffs 
beschrieben. Doch eines muss für das weitere Verständnis dieses Bei-
trags noch herausgestellt werden:

	 Der BGH hat zu erkennen gegeben, dass er diese Grundsätze auf alle 
Schadenpositionen anwenden möchte.

	 Auf die Erstattung der Gutachterkosten hat er es in einer aktuellen 
Entscheidung bereits getan3. Und in diesem Urteil sagt er: „Dies gilt für 
alle Mehraufwendungen der Schadensbeseitigung, deren Entstehung 
dem Einfluss des Geschädigten entzogen ist und die ihren Grund darin 

1)	 VI ZR 51/23, VI ZR 38/22, VI ZR 266/22, VI ZR 253/22 und VI ZR 239/22
2)	  Urteil vom 29.10.1974 - VI ZR 42/73
3)	  Urteil vom 12.03.2024 – VI ZR 280/22
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haben, dass die Schadensbeseitigung in einer fremden, vom Geschä-
digten nicht kontrollierbaren Einflusssphäre stattfinden muss.“

4. 	 Sowohl für Reparaturkosten als auch Sachverständigenkosten gilt 
daher nun der Grundsatz: Wenn der Geschädigte nicht sehenden Au-
ges etwas falsch gemacht hat, liegt das Risiko überhöhter Kosten 
beim Schädiger. Dabei kommt es auf die Erkennbarkeit für den Laien 
an. Zum Ausgleich erhält der Schädiger einen Vorteilsausgleich für 
objektiv nicht notwendige höhere Kosten mittels der Vorteilsaus-
gleichs-Abtretung von Rückforderungsansprüchen. Damit kann sich 
der Schädiger vom Rechnungsaussteller und Zahlungsempfänger zu-
rückholen, was er nach seiner Auffassung zu viel bezahlt hat (beim 
Reparaturbetrieb oder beim Sachverständigen).

Die BGH-Urteile haben auch Folgen für die 
Mietwagenrechtsprechung
Es spricht viel dafür, dass man nun neben dem Werkstattrisiko und dem 
Sachverständigenrisiko auch von einem „Mietwagenrisiko“ sprechen 
kann. Hier sind verschiedene Ansatzpunkte zu sehen.

Wie soll der Begriff verstanden werden?

Unter Mietwagenrisiko ist zu verstehen, dass der Geschädigte im Rah-
men des Schadenersatzes Mietwagenkosten verursacht hat, die mögli-
cherweise nicht erforderlich gewesen sind, was er jedoch nicht erkennen 
konnte. In der Folge wäre das Risiko solcher höheren Mietwagenkosten 
daher beim Schädiger zu sehen und nicht beim Geschädigten.

Auch hier ist die erste Voraussetzung, dass der Geschädigte und nicht 
der Zessionar (aus abgetretenem Recht) klagt. Macht er (a) vollständige 
Mietwagenkosten gegen den Schädiger geltend und (b) verlangt er Zah-
lung an den Rechnungsaussteller / Autovermieter und bietet (c) Zug um 
Zug gegen die vollständige Zahlung seiner Forderung für den Vorteils-
ausgleich auch bei Mietwagenkosten die Abtretung an den Schädiger der 
ggf. unberechtigt abgerechneten Teile der Mietwagenrechnung an, ist 
der Schädiger zum vollständigen Ausgleich verpflichtet.

Wichtig dabei: Auf ein Mietwagenrisiko kann sich der Geschädigte nur 
dann berufen, wenn die Hintergründe einer Überzahlung für ihn nicht 
„laienerkennbar“ gewesen sind. Nur dann ist ihm ein Auswahlverschul-
den oder Überwachungsverschulden nicht vorzuwerfen.

Es geht, siehe oben, um solche Mehraufwendungen der Schadensbesei-
tigung, deren Entstehung dem Einfluss des Geschädigten entzogen sind 
und die ihren Grund darin haben, dass die Schadenbeseitigung in einer 
fremden, vom Geschädigten nicht kontrollierbaren Einflusssphäre statt-
gefunden hat.

Anders ist es, wenn nicht der Geschädigte klagt, sondern der Vermieter 
aus abgetretenem Recht vorgeht: Dann liegt das Mietwagenrisiko beim 
Zessionar, also bei dem Vermieter selbst. Der Geschädigte kann sich auch 
nicht auf das Mietwagenrisiko berufen, wenn nicht Zahlung an den Ver-
mieter verlangt oder die Abtretung eventueller Schadenersatzansprüche 
Zug um Zug an den Schädiger nicht angeboten wird.

Welche Positionen rund um Mietvertrag und Mietwagenabrechnung 
kommen dafür in Betracht, dass sich ein Geschädigter – wenn die oben 
genannten Bedingungen eingehalten sind - auf das Mietwagenrisiko be-
rufen kann?

1. 	 Zunächst die offensichtlich für eine Berufung auf das Mietwagenri-
siko zu diskutierenden Punkte:

a)    Mietwagendauer

	 Der Streit um die Mietwagendauer ist ein virulenter Streitpunkt. Aus 
fünf Tagen im Gutachten werden 20 in der Werkstatt und infolge-
dessen mit dem Mietwagen. Der Versicherer meint, dass er nur die 
fünf Tage zu erstatten braucht. Der Geschädigte kann sich in aller 

Regel darauf berufen, dass ihn weder ein Auswahlverschulden noch 
ein Überwachungsverschulden trifft und damit auf ein „Reparaturri-
siko mit Mietwagenfolge“ oder kurz, das „Mietwagenrisiko“.

	 Vier Varianten sind zu unterscheiden:
	 Klage Geschädigter, dabei sind Vermieter und Werkstatt identisch
	 Klage Geschädigter, dabei sind Vermieter und Werkstatt nicht iden-

tisch
	 Klage Vermieter, dabei sind Vermieter und Werkstatt identisch
	 Klage Vermieter, dabei sind Vermieter und Werkstatt nicht identisch

	 Variante 1: 
	 Klage Geschädigter, Vermieter und Werkstatt sind identisch

	 Voraussetzung: Es liegt kein Auswahl- oder Überwachungsverschul-
den des Geschädigten vor (wovon in der Regel ja auszugehen ist):

	 Ist die Werkstatt selbst der Vermieter, kann der Geschädigte Zahlung 
an die Werkstatt verlangen unter Zug um Zug-Abtretung seines we-
gen der längeren Reparaturdauer ggf. bestehenden Schadenersatz-
anspruchs gegen die Werkstatt an den Schädiger.

	 Es ist lediglich zu beachten, dass der Schädiger mit der Zug um Zug-
Abtretung in der Hand, nachdem er die volle Mietwagendauer bezah-
len musste, in einem weiteren Verfahren eine Rückforderung gegen 
die Werkstatt, z. B. wegen unbegründet verzögerter Reparatur, gel-
tend machen kann.

	 Variante 2: 
	 	Klage Geschädigter, Vermieter und Werkstatt sind nicht identisch

	 Wenn Vermieter und Werkstatt nicht identisch sind, steht dem Schä-
diger eine Dreierbeziehung Geschädigter, Werkstatt, Vermieter ge-
genüber.

	 Der Geschädigte kann sich auf das Werkstattrisiko/Mietwagenrisiko 
berufen und vollständige Zahlung an den Vermieter verlangen unter 
Zug um Zug-Abtretung seines wegen der längeren Reparaturdauer 
ggf. bestehenden Schadenersatzanspruchs gegen die Werkstatt an 
den Schädiger.

	 Hier spielt es eine Rolle, dass es sich um einen reinen Vermieter han-
delt und nicht um einen vermietenden Reparaturbetrieb. Der Schä-
diger kann mit der Zug um Zug-Abtretung in der Hand, nachdem 
er die volle Mietwagendauer erstatten musste, in einem weiteren 
Verfahren von der Werkstatt Schadenersatz wegen der verlängerten 
Reparaturdauer verlangen. Das setzt aber voraus, dass in der Werk-
statt etwas schuldhaft falsch gemacht worden ist. War die von Drit-
ten, zum Beispiel von einem Ersatzteillieferanten abhängig, wird der 
Versicherer keinen Erfolg haben.

	 Ergänzung:

	 Reparaturablaufpläne dürften in den Prozessen der Geschädigten 
gegen Schädiger daher seltener werden, Zitat BGH VI ZR 266/22, Rz. 
24:

	 „...soweit der Schädiger das Werkstattrisiko trägt, verbietet sich im 
Schadensersatzprozess zwischen Geschädigtem und Schädiger man-
gels Entscheidungserheblichkeit eine Beweisaufnahme über die ob-
jektive Erforderlichkeit“.

	 Das kann auf die Frage des Mietwagenrisikos übertragen werden.

	 Variante 3: 
	 Klage Vermieter, Vermieter und Werkstatt sind identisch

	 Klagt der Vermieter aus abgetretenem Recht, kann er sich (anders 
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als bei Klage des Geschädigten selbst, siehe oben) nicht auf das 
Werkstattrisiko wegen verlängerter Reparaturdauer berufen. Das 
bedeutet, dass bei entsprechendem Einwand der Beklagten im Ge-
richtsverfahren zu klären ist, ob es objektive Gründe für die verlän-
gerte Reparaturdauer gibt. Kommt das Gericht zum Beispiel zu dem 
Ergebnis, dass der Geschädigte hätte Einfluss nehmen oder den 
Versicherer informieren müssen, weil dieser behauptete, er kön-
ne Teile schneller besorgen, dann fällt das dem aus abgetretenem 
Recht klagenden Vermieter = Reparaturbetrieb zukünftig auf die 
Füße. Sind Vermieter und Werkstatt identisch, betrifft das ja dann 
auch den Verursacher.

	 Variante 4: 
	 Klage Vermieter, Vermieter und Werkstatt sind nicht identisch

	 Wenn Vermieter und Werkstatt nicht identisch sind, steht dem 
Schädiger eine Dreiecksbeziehung zwischen Geschädigtem, Werk-
statt, Vermieter gegenüber.

	 Klagt der Vermieter aus abgetretenem Recht, kann er sich nicht auf 
das Werkstattrisiko wegen verlängerter Reparatur berufen. Das be-
deutet, dass bei entsprechendem Einwand der Beklagten auch hier 
wieder bei Gericht zu klären ist, ob es objektive Gründe für die verlän-
gerte Reparaturdauer gibt. Ist dem Geschädigten kein Auswahl- oder 
Überwachungsverschulden anzulasten, wäre die Mietwagendauer 
nicht zu beanstanden. Kommt das Gericht jedoch zu dem Ergebnis, 
dass der Geschädigte laienerkennbar etwas erkennen und daraufhin 
hätte unternehmen müssen, dann fällt auch hier das dem aus abge-
tretenem Recht klagenden Vermieter zukünftig auf die Füße.

	 Der Vermieter hat aber dennoch den mietvertraglichen Anspruch auf 
die Mietkosten gegen den Mieter/Geschädigten. Praktisch dürfte 
das wertlos sein, wenn der Vermieter auf die Werkstatt als Vermitt-
ler angewiesen ist.

b) 	 Die konkrete Anmietung war wegen einer Not- und Eilsituation ohne 
Alternative (bei hohem Preis)

	 Beim Liegenbleiben unter besonderen Umständen, wie in ländlicher 
Region oder nachts auf der Autobahn mit der Notwendigkeit wei-
terzufahren, bleibt manchmal keine Wahl. Geschädigte könnten sich 
darauf berufen, dass ihnen nichts anderes zur Verfügung stand und 
damit auf ein Mietwagenrisiko, das beim Schädiger liegt.

	 Erstattungsfähig sind solche subjektiv (nicht objektiv) erforderlichen 
hohen Kosten schon immer, wenn der Geschädigte beweisen kann, 
dass ihm nichts anderes zur Verfügung stand.

	 Allerdings müsste der Geschädigte den Nachweis führen, dass er den 
Mietwagen nicht nur ad hoc nahm, sondern auch ad hoc brauchte 
und dass in der konkreten Situation keine Anmietungsalternative zu 
einem günstigeren Preis bestand, weil ihm in der konkreten Situati-
on ein Preisvergleich nicht zumutbar war oder der nichts günstigeres 
ergab (kein Auswahlverschulden).

	 Nutzt der Autovermieter die Situation mit einem allzu sportlichen 
Preis aus, wird der Versicherer dann aber gute Chancen haben, den 
Regressprozess gegen den Vermieter aus den vom Geschädigten an 
ihn abgetretenen Rückforderungsansprüchen zu gewinnen.

	 Aus Vermietersicht lauern hier Gefahren. Wenn der Mieter mit einem 
Fahrzeug zu einem hohen Unfallersatztarif fährt und selbst klagt, 
sich dabei auf das Mietwagenrisiko beruft und beweist, dass er ein 

Fahrzeug benötigte und kein anderes verfügbar war, wird der Prozess 
gewonnen und er den Schadenersatz erstattet bekommen, wenn die 
Gerichte die neue Linie umgesetzt haben.

	 Im Regressprozess wird es dem Vermieter jedoch vermutlich eher 
schwerfallen, den überhöhten Teil des Mietwagenpreises zu begrün-
den (Ausnahme: der Mehrpreis beruhte auf unfallbedingten Mehrleis-
tungen. Das wäre dann nicht als eine Frage des klassischen Unfaller-
satztarifs anzusehen, sondern des „erforderlichen Unfallersatztarifs“, 
so der BGH im O-Ton.4)

2. 	 Fehler in Mietvertrag und Rechnung mit und ohne „Laienerkennbar-
keit“

a) 	 Am Beispiel Zweitfahrer:

	 Gibt der Geschädigte an, dass den Mietwagen auch ein zweiter Fah-
rer nutzen soll (Folge: Mehrkosten in der Mietwagenrechnung), wurde 
aber das verunfallte Fahrzeug nur von einer Person genutzt, dann ist 
das ein Fehler des Geschädigten. Das Mietwagenrisiko wird dann nicht 
angewendet, denn das gilt ja nur für Mehrkosten, die der Geschädigte 
nicht beeinflussen konnte. Im Ergebnis bedeutet das, dass sich der Ge-
schädigte nicht darauf berufen kann, dass er das nicht wissen konnte 
und der Schädiger muss den Mehrbetrag daher nicht übernehmen.

	 Enthält die Mietwagenrechnung z.B. Kosten für einen zweiten Fahrer, 
wurde aber die Nutzung durch einen zweiten Fahrer vertraglich gar 
nicht vereinbart, kann auch der Laie erkennen, dass diese Position 
nicht berechnet werden kann. Das ist übertragbar auf die Höhe der 
Selbstbeteiligung, das Zustellen/Abholen, das Navigationsgerät usw. 
Auch dann ist das laienerkennbar eine Rechnungsposition, in der sich 
der Geschädigte nicht auf das Mietwagenrisiko berufen kann. Auch 
dieser Einwand des Versicherers ist nicht dem Mietwagenrisiko zuzu-
ordnen.

b) 	 Andere Beispiele sind:

   - 	Geschädigter mietet ein zu großes Fahrzeug im Vergleich zum Geschä-
digten-Fahrzeug.5 Wenn das laienerkennbar ist („Passat statt Polo“), 
dann kann sich der Geschädigte nicht auf das Mietwagenrisiko beru-
fen. Der Schädiger könnte hier berechtigt kürzen. Sofern der Geschä-
digte vor Mietbeginn vom Vermieter aufgeklärt worden ist, könnte 
sich der Vermieter theoretisch den fehlenden Betrag beim Mieter / 
Geschädigten holen. Praktisch ist das in der Regel keine Option.

   - 	Gibt der Vermieter dem Geschädigten jedoch einen sehr gut ausge-
statteten Polo für den verunfallten Basis-Golf, lässt sich vertreten, 
dass der Geschädigte nicht erkennen konnte, dass ein gut ausge-
statteter Polo sogar ein höherwertiges Fahrzeug sein kann als ein 
einfacher Golf. Werden dann Kosten der höheren Mietwagenklasse 
(gut ausgestatteter Polo) in Rechnung gestellt, könnte sich der selbst 
klagende Geschädigte unter den oben mehrmals genannten weiteren 
Bedingungen auf das Mietwagenrisiko berufen und den vollständigen 
Schadenersatz vom Schädiger verlangen. Auch hier wieder: Das kann 
für den Vermieter unbemerkt passieren, der erst mit der ggf. zuge-
henden Klage des Schädigers auf seinen Rückforderungsanspruch 
davon erfährt, dass der Schädiger den zu hohen bezahlten Betrag 
nicht so stehen lassen will.6

   - 	Geschädigter bringt den Mietwagen nach Reparaturende nicht zu-
rück.

	 Hier ändert sich zur bisherigen Rechtslage nichts. Für eine Beru-
fung auf das Mietwagenrisiko ist kein Raum. Soweit laienerkennbar 

4)	  BGH VI ZR 6/9 vom 09.03.2010, Rz. 19.
5)	  Sofern das größere Fahrzeug auch vom Vermieter abgerechnet und nicht auf den Preis des kleineren Fahrzeuges reduziert wird.
6)	  In der Regel dürfte eine solche höherklassige Vermietung jedoch ausgeschlossen sein, da die Auswahl der korrekten Mietwagenklasse zum Basiswissen 

des Vermieters zählt.
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Leistungen auf den Schädiger abgewälzt werden sollen, die über den 
Schadenersatzanspruch hinausgehen, kann sich der Geschädigte 
nicht auf ein „Mietwagenrisiko“ (oder allgemeiner „Herstellungsrisi-
ko“) des Schädigers berufen.

	 Diskussionen kann es geben zu der Frage, was laienerkennbar ist. 
Gerichte werden das unterschiedlich beurteilen. Mehrkosten, die 
entstehen, ohne dass - laienerkennbar - für den Geschädigten ein 
Anspruch darauf besteht, sind jedenfalls nicht vom Mietwagenrisiko 
des Schädigers gedeckt.7

3. 	 Vermieter mit sehr weiter Anfahrt

	 Hier kann es Grenzen geben. Regelmäßig sind Zustell- und Abholkos-
ten Teil der Mietwagenrechnung (Nebenkosten-Liste von Schwacke). 
Wird bei einer weiten Anfahrt konkret nach Kilometern abgerechnet 
und ist das erheblich teurer als die Pauschale aus der Liste, kann es 
schwierig werden, sich auf das Mietwagenrisiko des Schädigers zu 
berufen. Denn einen Autovermieter aus großer Entfernung auszuwäh-
len, kann, wenn es dafür keine nachvollziehbaren Gründe gibt, ein Fall 
des das Mietwagenrisiko ausschließenden Auswahlverschuldens sein. 
Klagt hier also der Geschädigte, verlangt Zahlung an den Vermieter, 
tritt Rückforderungsansprüche ab, dann bringt ihm das alles nichts, 
denn er selbst hat den (ggf.) falschen Vermieter gewählt. Insofern 
ist es auch nachvollziehbar, dass er das Mietwagenrisiko selbst trägt 
und nicht der Schädiger. In einem gerichtlichen Verfahren stünde es 
ihm trotzdem frei, die Notwendigkeit dieser Anmietung über große 
Entfernung und damit die Mehrkosten zu begründen und selbst die 
Erforderlichkeit darzutun.

4. 	 Keine Zulassung als Selbstfahrervermietfahrzeug

	 Einige Gerichte reduzieren (dogmatisch fehlerhaft) die zu erstat-
tenden Mietwagenkosten, wenn es einen Zulassungsverstoß für das 
vermietete Fahrzeug gibt oder der Vermieter keinen Fahrzeugschein 
vorlegt (Bsp. 50 % von der örtlich angewandten Schätzgrundlage).

	 Die korrekte Zulassung des Ersatzwagens ist dem Geschädigten in 
der Regel vollkommen unbekannt. Er wird sich darauf berufen kön-
nen, dass das Mietwagenrisiko beim Schädiger liegt.

	 Versicherer, die mit diesem Punkt Schadenersatzkosten sparen wol-
len, müssen das zukünftig über den Rückweg gegen den Vermieter 
bzw. den vermietenden Reparaturbetrieb versuchen, nachdem der 
Geschädigte Zahlung an den Autovermieter beantragt und die Rück-
forderungsansprüche an den Schädiger abgetreten hat.

	 Klagt der Vermieter aus abgetretenem Recht, kann der sich zwar 
nicht auf ein Mietwagenrisiko beim Schädiger berufen, doch bleibt 
die Frage korrekt betrachtet außerhalb der Schadenersatz-Fragen. 
Und sofern das Gericht das (falsch) anders sieht, verantwortet er die 
korrekte Zulassung ja selbst.

5. 	 Die Tariffrage

a) 	 Wie war es bisher?
	 Solange der Geschädigte einen Ersatzwagen zu einem Preis anmietet, 

der einem Normaltarif entspricht (Maßstab sind Ergebnisse der Preis-
listen, schwierig dabei sind unterschiedliche Auffassungen zwischen 
Gerichtsbezirken pro Schwacke, pro Fracke, pro Fraunhofer), solange 
ist dieser grundsätzlich als erforderlich anzusehen und muss erstattet 
werden.8 Dafür bedarf es des Rückgriffes auf den subjektbezogenen 
Schadenbegriff in der Ausprägungsform des „Mietwagenrisikos“ gar 
nicht.

b) 	 Zwei Ausnahmen:

   - 	Es steht fest, dass dem Geschädigten ein günstigerer Tarif bekannt 
war und dieses Angebot seinen Ersatzbedarf gedeckt hätte.9 Der 
Geschädigte kann dann nur diesen Preis verlangen. Denn zum (nen-
nenswert) höheren Betrag gegriffen zu haben, deutet auf ein Aus-
wahlverschulden hin.

   - 	Es steht fest, dass ein höherer Preis über dem Normaltarif notwendig 
war, weil entweder Leistungen erforderlich waren, die im Normaltarif 
üblicherweise nicht enthalten sind (dann unfallbedingter Aufschlag, 
Beweislast beim Geschädigten z.B. für Sofortbedarf, offenes Mieten-
de, keine Vorfinanzierung, keine Kaution, ... 10 oder weil ein güns-
tigeres Angebot nicht verfügbar war (Beweislast beim Geschädigten, 
dass er sich erkundigte und nichts zu einem günstigeren Preis da 
war).11

	 Der Geschädigter kann einen Preis über dem Normaltarif verlangen, 
entweder einen unfallbedingten Aufschlag auf den Normaltarif nach 
BGH VI ZR 161/06 oder einen objektiv nicht erforderlicher Unfaller-
satztarif nach BGH VI ZR 6/09.

	 Behauptet allerdings der Schädiger, dass dem Geschädigten etwas 
zu einem günstigeren Preis zur Verfügung stand, muss er das auch 
beweisen, selbst wenn es sich um den Normaltarif und nicht einen 
Direktvermittlungs-Tarif handelt.12

c) 	 Listenstreit

	 Was „das Übliche“ ist, ist der Anlass für den Streit um die Listen 
Schwacke, Fracke, Fraunhofer.13 Diesen tragen zumeist die reinen 
Vermieter aus abgetretenem Recht mit den Schädigern aus. Vermie-
tende Reparaturbetriebe finden i.d.R. keine Anwälte, die diese Scha-
denposition konsequent durchzusetzen versuchen.14;15 

	 So wird häufig ausgebucht oder gleich zur Preisbestimmung beim 
Schädiger Rücksprache gehalten, was dort als angemessen ange-
sehen wird. 	Das Thema wird daher zu häufig hergeschenkt. In Zu-
sammenarbeit mit Anwälten, die das Thema Mietwagen intensiver 
bearbeiten, wäre mehr drin. 

7)	 Pendant zu: „Reparaturen, die bei der Gelegenheit mitgemacht werden“ in BGH VI ZR 266/22, Rz. 14 und „Ein Überwachungsverschulden kommt 
beispielsweise in Betracht, wenn die Rechnung - für den Geschädigten erkennbar - von der Honorarvereinbarung abweicht…“ in BGH, VI ZR 280/22, 
Rz. 16 sowie Umkehrschluss aus „Die genannten Grundsätze, an denen der Senat festhält, gelten auch für Rechnungspositionen, die sich auf - für 
den Geschädigten nicht erkennbar - tatsächlich nicht durchgeführte einzelne Reparaturschritte und -maßnahmen beziehen.“ in BGH VI ZR 253/22, 
Rz. 16.

8)	 Ständige Rechtsprechung BGH, u.a. BGH VI ZR 300/09.
9)	 Das sind die Preisvorgaben der Versicherer, Versicherer muss es beweisen.
10)	 BGH VI ZR 37/04 und BGH VI ZR 161/06
11)	 BGH VI ZR 37/04 und BGH VI ZR 6/09
12)	 BGH VI ZR 139/08 und BGH VI ZR 112/09, Rz. 11
13)	 BGH VI ZR 300/09
14)	 Die geneigten Leser sind selbstverständlich eine Ausnahme.
15)	 Das passiert allenfalls, wenn ein Geschädigter rechtsschutzversichert ist und die Mühe wegen mangelhafter Unterlagen und Aufwand nicht zu 

groß ist.



16)	  BGH VI ZR 6/09 vom 09.03.2010, Rz. 14.
17)	 Ebenda
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Doch geht das nun vielleicht einfacher?

d)	 Übertragung Mietwagenrisiko auf Schädiger in Bezug auf Streit um 
angemessene Kosten

	 Die zu beantwortende Frage ist, ob dem Geschädigten in Bezug auf 
den vereinbarten Preis ein für Laien erkennbares Auswahl- oder 
Überwachungsverschulden vorzuwerfen ist.

	 Der Rahmen des Vorgehens wäre auch hier:

	 - Klage des Geschädigten
	 - Klageantrag auf Zahlung an Vermieter
	 - Mietwagenrechnung muss nicht bezahlt sein
	 - Abtretung der behaupteten Überzahlungsansprüche Zug um Zug 
	   an den Schädiger gegen Erstattung des geforderten Betrages an 
      	  den Vermieter.

	 Das Ziel des Geschädigten und seines Anwaltes wäre es, den Streit 
um die Listen im „Hinweg“ der Klage des Geschädigten gegen den 
Schädiger zu umgehen, dann als Autovermieter den Gesamtbetrag 
zu erhalten und den Geschädigten auf dem ggf. vom Schädiger zu 
initiierenden Rückweg der Rückforderungsklage komplett aus dem 
Spiel zu lassen.

	 Man muss sich noch einmal vor Augen halten, dass es dem BGH beim 
subjektbezogenen Schadenbegriff und hier bei dessen Ausprägungs-
form des Mietwagenrisikos darum geht, den Geschädigten vor all den 
Schwierigkeiten zu schützen, die ihm drohen, weil er auf bestimmte 
Schadenpositionen letztendlich keinen Einfluss hat. Zur Erinnerung 
der O-Ton des BGH:

	 „Dies gilt für alle Mehraufwendungen der Schadensbeseitigung, 
deren Entstehung dem Einfluss des Geschädigten entzogen ist und 
die ihren Grund darin haben, dass die Schadensbeseitigung in einer 
fremden, vom Geschädigten nicht kontrollierbaren Einflusssphäre 
stattfinden muss.“

	 Niemand, der Ernst genommen werden möchte, wird behaupten kön-
nen, es sei für einen Geschädigte, der den Mietwagen nicht ad hoc 
braucht, sondern erst ab der in ein paar Tagen terminierten Repara-
tur, unmöglich, vorab Mietwagenpreise zu vergleichen. Das gelingt 
dem normalen Bürger vor der Anmietung des Mietwagens für den 
Mallorca-Urlaub ja auch. Lediglich geht der durchschnittliche Ge-
schädigte davon aus, dass ihm seine Partner nichts berechnen wer-
den, was der Schädiger nicht bezahlen müsste und wenn doch, sie ihn 
letztlich nicht damit behelligen werden. Und so sagt ja auch der BGH, 
dass er sich erst nach Alternativen erkundigen muss, wenn das ihm 
angebotene „um ein Vielfaches überhöht“ ist.16

e) 	 Die aus Sicht des Geschädigten bestehenden Schwierigkeiten liegen 
hier:

	 Der Geschädigte würde sich für Auswahl- oder Überwachungsver-
schulden verantworten müssen, das ist heute schon so. Mietet er ein 
Fahrzeug mit einem deutlich zu hohen Preis über Listen-Wert an, ist 
das im Einzelfall zu erklären (Wirtschaftlichkeitsgebot). In Betracht 
kommt, dass er unfallbedingte Mehrleistungen in Anspruch nehmen 
musste; zu deren Erforderlichkeit nach § 249 BGB kann vorgetragen 
werden. Mit dem Mietwagenrisiko hat das nichts zu tun. Des Wei-
teren ist an die Inanspruchnahme eines objektiv zu hohen (nicht er-
forderlichen) Unfallersatztarifes zu denken, weil dem Geschädigten in 
seiner konkreten Situation nichts anderes zur Verfügung stand. Hier 
hat er eine Beweispflicht und dazu müsste auch bei Berufung auf das 
Mietwagenrisiko wie bisher schon konkret dargestellt werden, was zur 
Erlangung eines günstigeren Angebotes unternommen wurde.

	 Im Listenstreit selbst jedoch hat der Geschädigte keine eigenen 
Kenntnisse. Er kennt weder die Schwacke-Liste Automietpreisspiegel 
noch die Fraunhofer-Liste und deren Inhalte und auch das Misch-
modell nicht. Auch von den unterschiedlichen Auffassungen der Ge-
richte dazu hat er keine Kenntnis. Der Bundesgerichtshof lässt zwar 
grundsätzlich alle Modelle zu, macht den Gerichten im Streit darum 
jedoch die Auflage, konkreten Vortrag zu berücksichtigen. Wenn al-
lerdings mit der Schwacke-Liste ein Normaltarif richtig ist und mit 
Fraunhofer ein Tarif unterhalb des halben Schwacke-Wertes ebenso 
und der Geschädigte das alles nicht wissen muss, ist ihm nicht vor-
zuwerfen, er hätte bei einem Betrag in der Nähe von Schwacke für 
Laien erkennbar einen zu hohen Preis akzeptiert.

	 Das bedeutet, dass im Streit Geschädigter gegen Haftpflichtversi-
cherer der Streit um die richtige Liste nicht mehr geführt werden 
muss, solange dem Geschädigten nicht vorzuwerfen ist, es wäre für 
ihn wegen erheblich überhöhtem Preis laienerkennbar gewesen, dass 
der Tarif weit über dem Marktpreis liegt. Nochmals BGH: „Um ein 
Vielfaches erhöht“ 17

	 Auf dem Rückweg könnte der Versicherer jedoch versuchen, die Un-
terschiede der Werte der Listen für sich zu nutzen.

f) 	 Auseinanderfallen von Gerichtsbezirken (Hamburg / Berlin oder 
München / Köln)

	 Das oben gesagte gilt auch für Gerichtbezirke, die von der Fraunho-
fer-Liste angetan sind und nichts anderes gelten lassen wollen. So 
erscheint es nun für Geschädigte möglich, eine für sie nachteilige 
Rechtsprechungspraxis auf dem Hinweg zu umgehen. Ob der Versi-
cherer in der Lage ist, in aktiv von ihm zu führenden Regressprozes-
sen den im Rahmen Schwacke oder Fracke abrechnenden Autover-
mieter wegen zu hoher Preise auf Rückzahlung zu verklagen, gerade 
wenn der BGH sagt, Schwacke sei eine geeignete Schätzgrundlage 
und Fracke allemal, das wäre abzuwarten.

	 Und es kommt noch besser: … die negative Rechtsprechungspraxis 
ist auf dem Hinweg und auf dem Rückweg zu vermeiden.

	 Beispiel 1:

	 - Geschädigter ist Berliner, Vermieter sitzt im Raum Berlin 
	   (Schwacke-Rechtsprechung),
	 - Unfallort ist in der Nähe zwischen Berlin und Potsdam 
	   (die Rechtsprechung greift hier zu Fraunhofer),
	 - Schädiger ist die KRAVAG in Hamburg (Fraunhofer).

	 Der Geschädigte verklagt die KRAVAG in Hamburg oder Potsdam auf 
dem Hinweg: Niemand kann dem Geschädigten vorwerfen, er hätte 
wissen müssen, dass er in einem Fraunhofer-Gebiet verunfallt ist. 
Gerichte in Potsdam oder Hamburg müssten das Mietwagenrisiko 
bzgl. der angemessenen Höhe von Mietwagenkosten dem Schädiger 
zuschreiben. Die KRAVAG kann den Vermieter sodann auf Rückforde-
rungen verklagen, das würde aber ein Gericht am Sitz des Vermieters, 
im Beispielsfall also in Berlin entscheiden: Hier gilt Schwacke.

	 Beispiel 2:

	 Mietwagenabrechnung / Forderung geringfügig teurer als arithme-
tisches Mittel (Fracke) vom arithmetischen Mittel von Schwacke und 
arithmetischen Mittel von Fraunhofer

	 Selbst ohne die Überlegungen zur unterschiedlichen Rechtspre-
chung in Gerichtsbezirken könnte das Mietwagenrisiko die Lage 
vereinfachen. Liegt der Rechnungsbetrag maßvoll über dem Ver-
gleichsbetrag des Mischmodells, dürfte es rechtsfehlerhaft sein, 



dem Geschädigten ein Auswahlverschulden vorzuwerfen. Denn 
„Mittelwerte von jeweils zwei Mittelwerten“, das riecht förmlich 
nach Spielraum zum Schutz vor dem Auswahlverschulden. Die 
Rechtsprechung in Dresden wendet dazu heute noch die Überle-
gung „Schwacke-Mittelwert + 50 % kann nicht zu viel sein“ an. 
So wäre das in Zukunft in Bezug auf den Fracke-Wert + x (30 %?) 
ein Argument, auf dem Hinweg das Geld auf der Schiene „Miet-
wagenrisiko liegt beim Schädiger“ zu holen und den Rückweg des 
Versicherers erst einmal abzuwarten. Das „Mehr-Geld“ sollte man 
für Rückforderungsprozesse aber erst einmal kaufmännisch zu-
rückstellen: Versuch macht klug!

g) 	 Fraunhofer-Gerichte: Keine Gefahr durch Klage-Strategie der Versi-
cherer

	 Eine Gefahr durch strategische Regulierungen der Versicherer in Re-
gionen mit Fraunhofer-Rechtsprechung besteht - soweit ersichtlich 
ist - nicht. Die Befürchtung lautet: Nach Zugang von Mietwagen-
rechnungen bezahlt Haftpflichtversicherer an Vermieter regelmäßig 
die volle Rechnungssumme, sammelt die Teilsummen zur Rückforde-
rung gegen Vermieter und verklagt den Vermieter an seinem Heimat-
gericht, das neben Fraunhofer nichts anderes gelten lässt.
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Die Wertminderung und deren Auswirkung auf die Vermögensbilanz des zum 
Vorsteuerabzug berechtigten Geschädigten

1)	 Az. VI ZR 205/23, VI ZR 239/22 und VI ZR 243/23 sowie VI ZR 188/22 
2)	 AG St. Goar, Hinweisbeschluss vom 17.05.2021 und Urteil vom 07.06.2021 - 31 C 294/20

Aufsatz 
Rechtsanwalt Joachim Otting, rechtundraeder, Hünxe

Am 07.05.2024 und am 14.05.2024 hat der BGH1 zu der Frage verhandelt, 
welchen Einfluss die Vorsteuerabzugsberechtigung des Geschädigten auf 
die Wertminderung hat. Die Urteile liegen zum Zeitpunkt des Redaktions-
schlusses dieser MRW noch nicht schriftlich vor. Jedoch liegt dem Ver-
fasser ein sehr detaillierter und tragfähiger Terminbericht einer Anwältin, 
die die Verhandlungen verfolgt hat, vor. Auf dessen Grundlage können die 
Entscheidungen mit nach Einschätzung des Autors ausreichender Zuver-
lässigkeit vorhergesagt werden. 

Die Relevanz für den Autovermieter

Wird bei einem Unfall der Mietwagen durch einen Dritten beschädigt, 
stellt sich für den geschädigten Autovermieter die Frage, ob er die gut-
achterlich ermittelte Wertminderung in voller Höhe oder wegen seiner 
Vorsteuerabzugsberechtigung nur um 19 Prozentpunkte gekürzt erhält.

Hat der Vermieter das beschädigte Fahrzeug geleast, stellt sich die Fra-
ge, ob der Leasinggeber ihm die volle gutachterlich ermittelte Wertmin-
derung belasten kann oder nur einen um 19 Prozentpunkte reduzierten 
Betrag.

Schlussendlich geht es auch um die Frage, in welcher Höhe die Wertmin-
derung einem Mieter belastet werden kann, der am Fahrzeug einen Scha-
den angerichtet hat, der nicht von der Haftungsbefreiung erfasst ist.

Es geht dogmatisch nicht um die MwSt, sondern um 
einen Betrag in deren Höhe
Der Senat hat klar herausgearbeitet, dass Wertminderung keine Mehr-
wertsteuer enthält. Denn sie ist keine Leistung gegen Entgelt im Sinne 
von § 1 Abs. 1 UstG ist. 

Lieferungen und Leistungen eines Unternehmers gegen Entgelt werden 
gemeinhin mit dem Begriff des „Leistungsaustausches“ zusammenge-
fasst: Leistung gegen Gegenleistung, wobei die Gegenleistung in der Re-
gel eine Zahlung ist.

Die Wertminderung wird aber von keinem Unternehmer „geliefert“ oder 
„geleistet“, und schon gar nicht gibt es eine Gegenleistung. Mit einigem 
Humor formuliert das AG St. Goar2 in Bezug auf den merkantilen Min-
derwert: „Dieser ist das Ergebnis eines Kräfteaustauschs und nicht eines 
Leistungsaustauschs.“ Damit hat es die Grundlage auf den Punkt ge-
bracht.

Daher kann auch keine Mehrwertsteuer aus der Wertminderung heraus-
gerechnet werden, denn es steckt keine drin. Die Wertminderung ist 
„steuerneutral“.

Doch kommt es auf die Steuerneutralität nicht an, weil es um Fragen aus 
dem Schadenersatzrecht geht. 

	 Der Versicherer müsste dann entsprechend des ihn treffenden Miet-
wagenrisikos einen in seinen Augen zu hohen Rechnungsbetrag 
zahlen, wenn der Geschädigte den Anspruch erhebt. Denn nur dann 
besteht das Konstrukt des Werkstattrisikos/Sachverständigenrisikos/
Mietwagenrisikos. Doch Geschädigte unterzeichnen vor Mietbeginn 
eine Abtretung der Ansprüche an den Vermieter. Also ist der Vermieter 
Inhaber der Schadenersatzforderung. Der hat die Fäden in der Hand. 
Es besteht beim Vermieter ein direkter Zahlungsanspruch gegen den 
Haftpflichtversicherer. Macht er diesen aus abgetretenem Recht gel-
tend, gibt es keine Grundlage für den Gedanken, der Schädiger hätte 
ein Mietwagenrisiko zu tragen. Wenn nicht der Geschädigte den An-
spruch erhebt, sondern aus abgetretenem Recht der Zessionar, dann 
kann der Versicherer nicht erst alles zahlen und dann gerichtlich die 
Hälfte rückfordern. Er muss schon vor der Zahlung prüfen, wie hoch 
der Anspruch ist.

	 Praktisch bedeutet das, dass die Frage der Höhe erstattungsfähiger 
Mietwagenkosten – wenn der Vermieter das mit einer Abtretung so 
handhaben will - immer gleich im ersten Zug direkt zwischen Vermie-
ter und Versicherer zu klären ist. Für eine Überzahlung (in den Augen 
des Versicherers) und spätere gesammelte Rückforderung an einem für 
den Haftpflichtversicherer günstigen Klageort ist kein Raum.
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Wie sich die Kosten der Haftungsreduzierung bestimmen lassen, 
die der Schädiger zu tragen hat
Die Frage der Erstattungsfähigkeit der Kosten einer Haftungsreduzierung 
bzw. eines Haftungsausschlusses im Zusammenhang mit der Miete eines 
Ersatzfahrzeuges ist immer wieder ein Thema für die Gerichte. Die dabei 
verwendeten Argumente der Streitparteien sollen hier dargestellt und 
diskutiert werden.

Grundsätzliche Erstattungsfähigkeit

Zum grundsätzlich vom Schädiger zu erstattenden Ausfallschaden gehö-
ren Kosten der Miete selbst (Grundpreis) und auch die Nebenkosten für 

die Reduzierung der Haftung des Mieters für Schäden am Mietwagen. 
Der Geschädigte kann nach Ausfall seines Fahrzeuges zur Aufrechterhal-
tung seiner Mobilität zur Miete eines Ersatzfahrzeuges gezwungen sein. 
Er kann verlangen, dass ihm der Schädiger die Risiken im Umgang mit 
dem Mietwagen abnimmt.

Dazu der BGH bereits in einer Entscheidung vom 25.10.2005:

„Wird für ein bei einem Verkehrsunfall beschädigtes Kraftfahrzeug ein 
Ersatzfahrzeug angemietet und dabei Vollkaskoschutz vereinbart, sind 
die hierfür erforderlichen Mehraufwendungen in der Regel als adäquate 

Die Situation in der Vermögensbilanz beim gedachten 
Verkauf
Der BGH hat ebenfalls sehr deutlich gemacht: Auf die Frage, ob der 
Geschädigte sein Fahrzeug nach der erfolgten Reparatur (oder bei der 
fiktiven Abrechnung nach der nur gedachten Reparatur) tatsächlich ver-
kauft, kommt es gar nicht an. Schon bei der Ermittlung der Wertminde-
rung wird ja ein gedachter Verkauf zugrunde gelegt. 

Ob tatsächlich verkauft wird, spielt also keine Rolle. Das ist seit den BGH-
Entscheidungen aus den sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
klar. Da stellten sich Versicherer auf den Standpunkt, es sei ja gar nicht 
klar, ob sich die Wertminderung jemals realisiere: Denn fahre der Geschä-
digte das reparierte Fahrzeug „bis zum Schrottplatz weiter“, komme es 
für den vom Schrotthändler bezahlten Preis nicht darauf an, ob das Ob-
jekt mal einen Unfall gehabt habe. Also müsse man erstmal das endgül-
tige Schicksal des Fahrzeugs abwarten. Der BGH hat damals geklärt: Ab 
sofort ist das Fahrzeug weniger wert. Auf die tatsächliche Realisierung 
des Wertverlustes komme es nicht an. Und das ist jetzt wieder so.

Und deshalb liegen die Dinge in der Vermögensbilanz des Geschädigten 
nun so:

Bei dem gedachten Verkauf wirkt sich die Wertminderung in der Ver-
mögensbilanz des zum Vorsteuerabzug berechtigten Geschädigten nur 
in Höhe des gedachten (!) Nettobetrages aus. Denn aus dem Mehrbetrag, 
den er ohne den Unfall in Höhe der Wertminderung beim gedachten Ver-
kauf erzielen würde, müsste er Mehrwertsteuer abführen. Eine Erstat-
tung der Wertminderung in ungekürzter Höhe führte folglich zu einer 
Bereicherung des Geschädigten.

Rechenbeispiel: 
Nach der Reparatur nach dem Unfall ist das Fahrzeug noch 11.900 Euro 
brutto wert. Zu diesem Preis erfolgt der gedachte Verkauf aus dem 
Betriebsvermögen heraus. Die Rechnung lautet auf 10.000 Euro plus 
1.900 Euro MwSt. Letztere führt der Unternehmer an den Fiskus ab. Ihm 
bleibt in der Vermögensbilanz ein Plus von 10.000 Euro.

Denkt man sich den Unfall weg, der zu einer vom Schadengutachter er-

mittelten steuerneutralen Wertminderung von 1.000 Euro geführt hat, 
weg, könnte der Unternehmer das Fahrzeug noch für einen Endbetrag 
von 12.900 Euro verkaufen. Die Rechnung lautet dann auf 10.840,34 
Euro plus 2.059,66 Euro MwSt. Letztere führt der Unternehmer an den 
Fiskus ab. Er hat also nicht 1.000 Euro mehr in der Vermögensbilanz, 
sondern nur 840,34 Euro. Umgekehrt fehlt ihm nur dieser Betrag.

Kaufmännisch ist das also dasselbe, als rechne man die Mehrwertsteuer 
aus der Wertminderung heraus. Da aber keine Mehrwertsteuer beinhal-
tet ist, ist es ein rechnerischer Betrag in Höhe der Mehrwertsteuer, der 
herausgerechnet wird. 

Ein Blick in das Schadengutachten führt auf die rich-
tige Bahn
Der BGH sagt: Im Einzelfall kommt es darauf an, ob der Schadengut-
achter die Wertminderung auf der Grundlage des Brutto-WBW und der 
Brutto-Reparaturkosten ermittelt hat. Hat er das getan, ist die ermittelte 
Wertminderung um einen Betrag in Höhe der Mehrwertsteuer (aber, weil 
es die nicht gibt, eben nicht um die Mehrwertsteuer) reduziert zu er-
statten.

Hat der Schadengutachter jedoch in seinem Gutachten vermerkt, dass er 
die Wertminderung bereits auf der Grundlage des Netto-WBW und der 
Netto-Reparaturkosten ermittelt hat, ist eine Reduzierung der Wertmin-
derung um 19 Punkte nicht mehr nötig. Diesen Gedanken hatte bereits 
das AG St-Goar. 

Ergebnis zu den eingangs aufgeworfenen Fragen

Wenn der Schadengutachter die Wertminderung auf der Basis des Net-
to-WBW und der Netto-Reparaturkosten ermittelt hat, ist in allen drei 
Fallgruppen der im Gutachten ausgewiesene Betrag endgültig.

Wenn der Schadengutachter hingegen – wie bisher weitestgehend üblich  
die Wertminderung auf der Basis des Brutto-WBW und der Brutto-Repa-
raturkosten ermittelt hat, ist in allen drei Fallgruppen der im Gutachten 
ausgewiesene Betrag um rechnerische 19 Punkte zu reduzieren.

Aufsatz 
Michael Brabec, Berlin 
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Schadensfolge anzusehen (vgl. Senatsurteil vom 15. Februar 2005 - VI ZR 
74/04 - aaO). Das Berufungsgericht hat dem Kläger hier eine Erstattung 
von Haftungsfreistellungskosten mit der Begründung versagt, dieser sei 
trotz Bestreitens der Beklagten den Nachweis dafür schuldig geblieben, 
dass eine solche Versicherung für das von ihm geleaste Fahrzeug, also 
das Unfallfahrzeug, bestanden habe. Demgegenüber weist die Revision 
mit Recht darauf hin, dass Kosten einer für ein Ersatzfahrzeug abge-
schlossenen Vollkaskoversicherung auch dann ersatzfähig sein können, 
wenn das eigene Fahrzeug des Geschädigten zum Unfallzeitpunkt nicht 
vollkaskoversichert war. Nach der Rechtsprechung des erkennenden 
Senats kann der durch einen fremdverschuldeten Unfall Geschädigte 
bei Inanspruchnahme eines Mietwagens die Aufwendungen für eine 
der Vollkaskoversicherung ohne Selbstbeteiligung entsprechende Haf-
tungsfreistellung grundsätzlich insoweit ersetzt verlangen, als er wäh-
rend der Mietzeit einem erhöhten wirtschaftlichen Risiko ausgesetzt 
war.“1

Dahinter steckt der Gedanke, dass der Geschädigte einen Schaden, den 
er an seinem eigenen Fahrzeug schuldhaft verursacht, ggf. unrepariert 
lassen kann. Oder er verschiebt die Reparatur auf einen Zeitpunkt, an 
dem ihn die Kosten weniger drücken. Oder er repariert nur das Nöti-
gste, um die Nutzbarkeit des Fahrzeugs wiederherzustellen. Alle diese 
Optionen hat er beim Mietwagen nicht.

Das Bestehen einer Vollkaskoversicherung für das bei dem Unfall be-
schädigte Fahrzeug ist keine Voraussetzung für den Erstattungsan-
spruch im Hinblick auf die Haftungsbefreiungskosten für den Miet-
wagen. Der Anspruch des Geschädigten gegen den Schädiger reicht 
soweit, dass er einen Haftungsausschluss (Selbstbeteiligung auf null 
Euro) vereinbaren kann, denn die Risiken, für die finanziellen Folgen 
einer Beschädigung des Mietwagens einstehen zu müssen, sind ihm 
nicht zuzumuten. Sich daraus ergebende Kosten für diese Nebenleis-
tung „Haftungsausschluss“ (Selbstbeteiligung = null) können – soweit 
in der Höhe marktgerecht - vom Schädiger erstattet verlangt werden.

Das setzen Gerichte in den Instanzen weitgehend auch um und begrün-
den das entsprechend, Beispiel:2

„Die Kosten für die abgeschlossene Kaskoversicherung sind erstattungs-
fähig. Unabhängig davon, ob das bei dem Verkehrsunfall beschädigte 
Fahrzeug voll- oder teilkaskoversichert war, besteht jedenfalls grund-
sätzlich ein schutzwürdiges Interesse des Kunden, für die Kosten einer 
eventuellen Beschädigung des Mietfahrzeuges nicht selbst aufkommen 
zu müssen.“

Freilich urteilen Gerichte wie hier auch an der BGH-Rechtsprechung vor-
bei, wie das OLG Düsseldorf:3

„Der Kläger hat eine Vollkaskoversicherung für das Unfallfahrzeug abge-
schlossen. Da er entsprechend § 249 Abs. 1 BGB einen Anspruch auf Wie-
derherstellung des vorherigen Zustandes hat, steht ihm diese Ausstattung 
auch für den Mietwagen in Höhe der geforderten XX Euro für 16 Tage in 
Höhe von XX (zu).“

Diesen Zusammenhang sieht der BGH eben nicht.

Soweit Versicherer zwar grundsätzlich die Erforderlichkeit einer Haf-
tungsreduzierung anerkennen, werden trotzdem immer wieder die nie-
drige Höhe der Selbstbeteiligung und die dafür aufzuwendenden miet-
vertraglich vereinbarten Kosten pro Tag oder pro Woche als überzogen 
dargestellt. Es werden die Zahlen gegenübergestellt: Vorteil bei der 
Selbstbeteiligung zu Kosten über die gesamte Miete. Da heißt es zum 
Beispiel, für eine Reduzierung der Selbstbeteiligung um 200 Euro (von 

500 Euro „laut Schwacke“ auf 300 Euro) könne der Vermieter keine 350 
Euro für zwei Wochen verlangen. Das könne kein erforderlicher Schaden-
ersatzbetrag sein, wenn für einen Vorteil von 200 Euro 350 Euro einge-
setzt werden. Hier wird das Verhältnis der blanken Zahlen genutzt, ohne 
den jeweiligen Zusammenhang sehen zu wollen.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass das Schätzungsermessen der Ge-
richte eine Beweisaufnahme oder die Anwendung einer verfügbaren Liste 
erlaubt. Die Nebenkostentabelle von Schwacke steht zur Verfügung und 
ist anerkannt. Die laut der Liste in Grundpreisen enthaltene Haftungsre-
duzierung besteht nicht für eine Selbstbeteiligung „von 500 Euro“, son-
dern von 500 bis 1.500 Euro.4 Insofern sind die Zahlen-Verhältnisse nicht 
korrekt. Richtiger wäre 350 Euro Kosten beim Geschädigten zum täg-
lichen Risiko-Vorteil des Geschädigten von 700 Euro (durchschnittliche 
1.000 Euro Selbstbeteiligung im Grundpreis laut Schwacke-Liste minus 
300 Euro Selbstbeteiligung im Mietvertrag).

Des Weiteren: Eine längere Miete führt zu einer sich kumulierenden For-
derung, da die Nutzung des Ersatzwagens bei jeder Fahrt an jedem Tag 
der Miete abgesichert ist. Für eine Miete von zwei Tagen sähe es anders 
aus, z.B. 50 Euro Kosten des Geschädigten zu 700 Euro Selbstbeteili-
gung-Absenkung. Die Vertrags-Passage sichert den Geschädigten für die 
gesamte Mietzeit ab, also für mehrere Fahrten täglich und jeden Tag der 
Miete. Die Höhe der Kosten resultiert aus der Mietdauer.

Und: Kommt es zu mehreren Schäden, trägt der Autovermieter mehrmals 
die Kosten des Schadens am Mietwagen, die oberhalb der vereinbarten 
Selbstbeteiligung liegen. Höhere Versicherungsmathematik ist für die-
se Erkenntnis nicht notwendig: An jedem Tag der Miete kann es einen 
Schaden geben, der den Vermieter einen um 700 Euro höheren Betrag 
kosten würde (anstatt 1.000 Euro Selbstbeteiligung nur 300 Euro Selbst-
beteiligung). Und jedem dieser Schäden steht ein Betrag der „erweiterten 
Haftungsreduzierung“ im Rahmen der Schwacke-Nebenkostentabelle ge-
genüber, also z.B. lediglich 18,95 Euro bzgl. Mietwagenklasse 01 (Schwa-
cke 2023).

Keine Vermischung konkreter und abstrakter 
Positionen bei Anwendung des § 287 ZPO
Gerichte schätzen den zu erstattenden Betrag aus mehreren Positionen 
der Ersatzleistung wie die Miete (Grundpreis) und Nebenkosten für Zu-
satzfahrer und Haftungsreduzierung. Ein Rechnungsbetrag kann für das 
Gerichtsverfahren auf einen Betrag der offenen Forderung reduziert sein. 
Das Gericht wird in der Regel einen Betrag schätzen, indem es eine an-
erkannte Schätzgrundlage heranzieht und dort Werte entnimmt und mit 
den Werten der Gesamtforderung vergleicht. Das Vorgehen hat dabei so 
zu erfolgen, dass abstrakte und konkrete Positionen nicht vermischt wer-
den, denn:

„Die unterschiedlichen Abrechnungsarten dürfen aber nicht miteinander 
vermengt werden. So ist insbesondere eine Kombination von konkreter 
und fiktiver Schadensabrechnung unzulässig …“ (BGH VI ZR 513/19 vom 
12.10.2012)

Beispielfall:

a)		 Forderung gegen den Schädiger wegen Ausfallschaden:

	 700 Euro   	Kosten Miete Fahrzeug (Grundpreis)
	 300 Euro 	  Kosten Reduzierung Haftung 
	                  	für Beschädigungen am Mietwagen (SB = Null)
	1 000 Euro 	in Summe

1)	 BGH VI ZR 9/05 vom 25.10.2005
2)	 AG Bielefeld 403 C 16/24 vom 13.03.2024
3)	 OLG Düsseldorf I-1 U 208/20 vom 17.01.2023.
4)	 Dazu weiter unten.
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Aufsatz 
Michael Brabec, Berlin 

b)	 Werte laut Schätzliste

	 800 Euro   Kosten Miete Fahrzeug (Grundpreis)
	 200 Euro   für Haftungsreduzierung (SB = Null)
	1 000 Euro in Summe

Richtig ist hier ein Zusprechen der Gesamtforderung. Falsch wäre eine 
Berücksichtigung des Grundpreises mit 700 Euro, weil nur 700 Euro ab-
gerechnet sind und eine Berücksichtigung der Kosten der Haftungsredu-
zierung mit 200 Euro, weil nur 200 Euro in der Liste stehen.

So sieht es auch das Landgericht Braunschweig:

„Um eine solche unzulässige Vermischung würde es sich handeln, wenn 
man hier den aus dem Mietvertrag ersichtlichen konkreten geringeren 
Wert heranziehen würde“. 5

Denn der Geschädigte hat als Mieter eine bestimmte und in beiden Be-
rechnungen gleiche Leistung erhalten. Im Autovermietungsmarkt gibt es 
keine Taxe, keine Gebühren-Vorgaben. Es herrschen Marktmechanismen 
vor. Die Werte aus den Listen sind lediglich rechnerische Mittelwerte in 
die konkrete Preise darunter und darüber einfließen. Der eine Vermieter 
hat hier den Preis etwas höher und dort niedriger als der Durchschnitt. 
Bei einem anderen Vermieter ist es umgekehrt: Hier niedriger und dort 
höher. In Summe kommt derselbe Gesamtpreis (Grundpreis und Neben-
kosten) für dieselbe Leistung heraus.

Gerichte haben den geforderten Betrag lediglich dann auf den ge-
schätzten Gesamtbetrag zu reduzieren, wenn der abgerechnete - oder 
ggf. etwas geringere geforderte Betrag - den geschätzten Gesamtbetrag 
aus allen Teilpositionen überschreitet.

Man mag hier einwenden, dass ein Rosinenpicken „Das eine wie Rech-
nung, das andere wie Schätzgrundlage“ schadenrechtlich noch immer 
keine Kombination von konkreten und fiktiven Elementen sei. Stattdessen 
seien es konkrete Mietwagenkosten, die der Höhe nach im Hinblick auf 
die Erstattung hin geschätzt werden. Doch bliebe es dabei: Die Schät-
zung muss auf eine Art und Weise erfolgen, dass nicht von dem einen 
Anbieter der niedrige Grundpreis und von einem oder vielen Anbietern 
der durchschnittlich niedrigere Preis einer weiteren Teilleistung heraus-
gegriffen werden. Denn faktisch wird der Geschädigte alle erforderlichen 
Teilleistungen bei einem einzigen Anbieter erhalten und nicht den Miet-
wagen hier und die Erlaubnis zum Zweitfahrer und die Zustellung zum 
Anmietort dort.

Korrekte Anwendung der Listen-Werte

Versicherer behaupten regelmäßig lapidar, die Kosten der Haftungsre-
duzierung seien in den Listen-Grundpreisen bereits enthalten und daher 
bestehe kein Anspruch darauf, weitere Kosten erstattet zu verlangen.

Das ist natürlich falsch. Denn in beiden Listen ist – nur soweit ist dem 
Argument zuzustimmen – eine Haftungsreduzierung inkludiert, jedoch 
mit einer teils sehr hohen Selbstbeteiligung, die so hoch nur ganz selten 
auch mietvertraglich vereinbart ist.6

Die Höhe der Selbstbeteiligung in der Fraunhofer-Liste lautet

„mit typischer Selbstbeteiligung von meist 950 bis 1.750 Euro“.7

Zur Höhe der Selbstbeteiligung lautet es in der Schwacke-Liste

„Die Vollkaskoversicherung beinhaltet darüber hinaus Schutz gegen ei-
nen selbstverschuldeten Unfall. Die Selbstbeteiligung in den vorliegenden 
Normaltarifen liegt zwischen 500 Euro und 1.500 Euro.“ 8

Daher hat z.B. das AG Bielefeld erkannt:

„Eine Korrektur der jeweiligen Listenwerte bzgl. der - jeweils im Normal-
tarif enthaltenen - Vollkasko-Kosten mit Selbstbeteiligung ist entbehrlich 
(…). Ausweislich der Erläuterungen zur Schwackeliste (S. 10 des Schwa-
cke-Automietpreisspiegels 2020) wird auch dort von relativ hohen Selbst-
beteiligungen von 500 - 1.500 € ausgegangen, so dass es gerechtfertigt 
erscheint, im Rahmen der Schätzung bei der Mittelwertberechnung zwi-
schen beiden Listen die Werte der Fraunhoferliste 2020 (dort wird von 
Vollkaskoversicherung mit typischen Selbstbehalten, meist zwischen 750 
und 1.500 € ausgegangen) insoweit nicht zu korrigieren.“

Die enthaltene Selbstbeteiligung in Fraunhofer beträgt also durchschnitt-
lich 1.350 Euro und der Durchschnitt der Schwacke-Selbstbeteiligungen 
in den Mittelwerten des Grundpreises liegt bei 1.000 Euro.

Vereinbart der Geschädigte eine Selbstbeteiligung unter 1.000 Euro (!) 
mit dem Vermieter des Ersatzfahrzeuges, so sind daher bereits dann 
und nicht erst unter 500 Euro die Kosten dieser zusätzlichen Nebenleis-
tung grundsätzlich erstattungsfähig. Die Bezugnahme vieler Gerichte 
auf die unterste Wertgrenze 500 Euro und eine Zubilligung erst für 
die Vereinbarung einer Selbstbeteiligung darunter ist grundsätzlich 
falsch. Denn wenn die Spanne 500 Euro bis 1.500 Euro für die Werte 
der Selbstbeteiligung beträgt, die nach der Erhebungsmethode in einen 
rechnerischen Mittelwert (Grundpreis für Mietwagen) einfließen, ergibt 
sich eine sehr viel höhere zu berücksichtigende Selbstbeteiligung von 
1.000 Euro anstatt der meist als Grenze herangezogenen 500 Euro. Es 
kann eben nicht von dem untersten vorkommenden SB-Betrag ausge-
gangen werden, wenn auch Mietpreise mit 1.500 Euro Selbstbeteili-
gung in den Mittelwert des Grundpreises der Liste für 1 Tag, 3 Tage und 
Woche einfließen.

Der Blick in Internetportale zeigt gar eine Praxis einer mehrstufigen 
Risiko-Reduzierung. Der Mietwagen wird beim Marktführer Sixt in der 
Regel nur mit einer Haftpflichtversicherung angeboten. In drei Stu-
fen lässt sich das Risiko für den Mieter reduzieren. Europcar als ver-
meintlicher Marktführer in Europa bietet beispielsweise diese Stufen 
an: 1.150 Euro „Basis“, 650 Euro „Medium“ und 0 Euro „Premium“. Ein 
Geschädigter, der hier einen Haftungsausschluss kauft, geht mehrere 
kostentreibende Stufen bis zu der Reduzierung, auf die er einen An-
spruch hat.

Das bedeutet:

Geschädigte mit einer vertraglich vereinbarten Selbstbeteiligung unter 
1.000 Euro können Zusatzkosten vom Schädiger erstattet verlangen, die 
Grenze von 500 Euro ist auf 1.000 Euro anzuheben.

Liegen diese Kosten der Zusatzleistung ungewöhnlich hoch, können sie 
trotzdem marktüblich sein, wenn die Selbstbeteiligung nahe Null liegt 
oder gar ein Haftungsausschluss vereinbart wurde.

5)	 Landgericht Braunschweig 10 S 101/23 vom 14.12.2023.
6)	 Vereinbart ein Vermieter eines Ersatzwagens mit dem Mieter, der als Geschädigter konkrete Rechte hat, eine sehr hohe Selbstbeteiligung, geht er 

Gefahr, verbraucherrechtlich gegen das Transparenzgebot zu verstoßen, wenn er den Geschädigten nicht aufklärt, dass der eigentlich ein Recht auf 
eine Selbstbeteiligung = Null hat. Denn immerhin müsste er dann die Selbstbeteiligung im Fall eines Schadens zahlen, obwohl er hätte die Kosten eines 
Haftungsausschlusses vom Schädiger verlangen können und nur sein Vermieter ihm das mietvertraglich nicht angeboten hatte.

7)	 Fraunhofer Marktpreisspiegel Mietwagen Deutschland 2023, S. 26, Unterstreichung durch den Autor.
8)	 Schwacke-Liste Automietpreisspiegel 2023, Vorwort S. 10.
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Höhe der Nebenkosten für Haftungsreduzierung: Ver-
sicherer fordert Nachweis vom Autovermieter für ei-
nen Gewinnverzicht

Versicherer führen gegen die Erstattungsfähigkeit der Schadenposition 
Haftungsreduzierung für den Ersatzwagen auch gern das Argument an, 
dass, wie bei der Erstattungsfähigkeit von Sachverständigenkosten, mit 
einer Fremdleistung kein Gewinn erzielt werden dürfe. Es wird gar die 
Schlüssigkeit der Klage infrage gestellt, solange der Vermieter als Kläger 
aus abgetretenem Recht nicht beweise, keinen Gewinn mit der Rech-
nungsposition machen zu wollen.

Wenn der Geschädigte seine Forderung – sinnvoller Weise mit anwalt-
licher Hilfe – selbst durchsetzt, spielt das alles keine Rolle, denn das ist 
ein Punkt, der zweifelsfrei dem subjektbezogenen Schadenbegriff unter-
fällt.

Geht der Autovermieter aber aus abgetretenem Recht vor, gilt:

Das Versichererargument ist aus mehreren Gründen kein sinnvoller Ein-
wand. Zunächst handelt es sich um eine Position der Abrechnung für ein 
mit dem Mietwagen immer mitfahrenden Risiko. Um als Geschädigter da-
vor geschützt zu sein, wird das Risiko auf den Vermieter übertragen, der 
dafür ein Entgelt verlangt.9 Die greifbare Leistung für den berechneten 
Preis ist die Risikoreduzierung für den Geschädigten.

Das hat mit der Kaskoversicherung des Fuhrparks des Autovermieters 
auch nichts zu tun. Die mag es geben. Doch besteht dazu keine Pflicht. 
Gibt es sie, kostet die Kaskoversicherung den Vermieter eine erhebliche 
Monats- oder Jahresprämie, und ob er sie zur Regulierung einsetzt, ist 
seine eigene unternehmerische Entscheidung. Tut er es nicht, dann, weil 
das weitere Kosten wie eine Kündigung des Flottenvertrages oder eine 
Erhöhung der Versicherungsprämie nach sich ziehen kann.

Der Hauptgrund jedoch ist, dass es sich hier um eine schadenrechtliche 
Betrachtung handelt. Der Geschädigte darf sein Risiko auf Null reduzie-
ren und die marktüblichen Kosten sind erforderlicher Schadenaufwand.

Kein Berechnungsverbot für Haftungsausschluss, 
wenn Mietfahrzeug nicht ebenso ohne Selbstbeteili-
gung versichert ist

In zwei Zusammenhängen taucht immer wieder die Frage auf, wie eine 
Vollkaskoversicherung des Mietwagens und eine Haftungsreduzierung 
im Mietvertrag miteinander zusammenhängen bzw. ob sie etwas mitei-
nander zu tun haben. Unklarheiten nutzen Haftpflichtversicherer für die 
Behauptung:

„Solange nicht nachgewiesen ist, dass der Mietwagen mit einer Selbst-
beteiligung = XX Euro tatsächlich kaskoversichert ist, darf der Vermieter 
das Auto nicht mit einer solchen Selbstbeteiligung vermieten und sind ent-
standene Kosten des Mieters unrechtmäßig, diese daher vom Schädiger 
nicht zu erstatten.10

Das unterstellt einen direkten Zusammenhang zwischen Kaskoversiche-

rung und Haftungsreduzierung: Nur wer für ein Fahrzeug eine Kaskover-
sicherung abgeschlossen hat, dürfe als Autovermieter eine Haftungsre-
duzierung anbieten und diese müsse auch leistungsgleich sein.

Doch grundsätzlich haben Kaskoversicherung eines Fahrzeuges und Haf-
tungsreduzierung eines Mietvertrages nichts miteinander zu tun. Ledig-
lich die Grundlagen der Regulierung eines Schadens und der verbraucher-
rechtliche Rahmen basieren auf denselben Grundlagen.

Kaskoversicherung

Eine Kaskoversicherung ist ein Versicherungsvertrag zwischen Fahrzeug-
halter und einem zugelassenen Kfz-Versicherer. Ein Kfz-Kaskovertrag 
betrifft das Risiko eines schuldhaft selbst verursachten / oder im Fall der 
Teilkasko schuldlos selbst (jedenfalls nicht durch Schuld Dritter) verur-
sachten / erlittenen Schadens am eigenen Fahrzeug. Von Ausnahmen wie 
Vorsatz abgesehen, zahlt der VN eine Jahresprämie dafür, dass der VU im 
Schadenfall die Kosten bis auf eine SB übernimmt. Es ist ein Vertragsver-
hältnis zweier Parteien. Die Vertragsbedingungen einer Kaskoversiche-
rung und der Schadenregulierung unterliegen den konkreten Regeln der 
jeweils aktuellen AKB (Vertragsbedingungen) der Kaskoversicherer. Auf 
diesen fußt die Rechtsprechung bis hin zum BGH.

Haftungsreduzierung

Die Haftungsreduzierung ist dagegen eine mietvertragliche Vereinbarung 
des Autovermieters als Fahrzeughalter und Risikoträger mit einem Mieter 
zur Handhabung von Schadenfällen während der vereinbarten Miete. Bis 
zur Rückgabe des Mietwagens steht der Wert des Fahrzeuges für den 
Vermieter (und je nach Vertragsbestimmung für den Mieter) im Risiko. 
Wird der Mietwagen beschädigt, kann der komplette Wert vernichtet 
sein. Die Vertragsparteien regeln daher, wie zwischen ihnen ein solcher 
Schaden gehandhabt werden soll.

Der Vermieter ist bestrebt, die Regeln so festzulegen, dass der Mieter 
vernünftig mit dem Fahrzeug umgeht, sodass das Eintrittsrisiko eines 
Schadens niedrig ist. Passiert das doch, hat der Mieter gegenüber dem 
Vermieter dafür aufzukommen, wenn er den Schaden schuldhaft verur-
sacht hat. Um das Risiko des Mieters zu reduzieren und ihm dadurch 
möglicherweise erst zu ermöglichen, sich ein Auto zu mieten, bietet der 
Vermieter dem Mieter an, seine Haftung für einen solchen Fall auf ein 
für beide Seiten erträgliches Maß zu reduzieren. Für einen Preis pro Tag 
bietet der Vermieter die Zusatzleistung an, einen überwiegenden oder 
den gesamten Teil des finanziellen Schadenrisikos zu übernehmen.11  Die 
Hoffnung dahinter: Über das Gesetz der großen Zahl sollen die zusätz-
lichen Einnahmen aus vielen Mieten und vielen Miettagen die Kosten des 
Vermieters ausgleichen, die er zusätzlich zu tragen hat, wenn doch mal 
ein Schaden passiert.

Doch es handelt sich hier lediglich um eine Zusatzvereinbarung im Zu-
sammenhang mit dem Mietvertrag, die evtl. entstehenden Schadenkos-
ten nicht vollständig vom Mieter ersetzt zu verlangen.

Es ergibt sich eine Besserstellung des Mieters, die verbraucherrechtlich 
und kaskoschadenrechtlich nach den Regeln der Vollkasko zu handhaben 
ist. Das ist der einzige Zusammenhang zwischen Kaskoversicherung und 
Haftungsreduzierung: die „Brücke beim WIE“ der Vertragsbedingungen 

9)	 … und der seinerseits über die große Zahl von Vorgängen versucht, die immer wieder mal bei Schäden entstehenden Kosten auf alle Mieten zu ver-
teilen. Er muss dabei mit dem Umsatz (Richtgröße ist Betrag des Mittelwertes für die Haftungsreduzierung aus der Schwacke-Nebenkostentabelle) 
zurechtkommen, auch wenn es aus Gründen des Zufalls bei ihm zu einer Häufung von Schäden kommen könnte und für ihn die Rechnung dadurch nicht 
aufgeht, während die benachbarte Autovermietung vielleicht im gleichen Zeitraum keinen einzigen Schaden verursacht durch Geschädigte als Mieter 
zu verkraften hat. Den Betrag in der Folge hochsetzen, um besser zurecht zu kommen, kann er zwar, aber eine regulierende Haftpflichtversicherung  
wird das nicht beeindrucken.

10)	 Dass die Argumentation bereits im Ansatz am Schadenrecht vorbeigeht, will der Autor hier mal so stehen lassen, weil es immer dieselbe Antwort ist, 
die darauf zu geben ist: Wenn der Geschädigten einen Anspruch darauf hat und die Kosten entstanden sind, sind sie - von Ausnahmen abgesehen - in 
marktgerechter Höhe vom Schädiger zu erstatten.

11)	 Bis auf die Selbstbeteiligung, die das Mieterverhalten positiv beeinflussen kann.
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Sachverhalt

Urteil

In dem Rechtsstreit XXX gegen XXX wegen Forderung hat der 12. Zivil-
senat des Oberlandesgerichts Koblenz durch den Vorsitzenden Richter 

am Oberlandesgericht XXX, die Richterin am Oberlandesgericht XXX 
und den Richter am Oberlandesgericht XXX auf Grund der mündlichen 
Verhandlung vom 08.04.2024 für Recht erkannt:

I.	 Die Berufung der Beklagten gegen das am 24.05.2022 verkündete 
Urteil des Einzelrichters der 4. Zivilkammer des Landgerichts Trier, 

Klare OLG-Linie: Schwacke, Aufschlag und Nebenkosten

1. 	 Der Auffassung der Beklagten, dem Geschädigten sei ein Überwachungsverschulden in Bezug auf die Reparatur vorzuwerfen mit dem Ergebnis einer 
überlangen Reparaturdauer und in der Folge nicht zu erstattender erheblich erhöhten Mietwagenkosten, widerspricht das OLG Koblenz.

2. 	 Die in der Berufung nachgeschobene neue Abtretungserklärung führt zur Aktivlegitimation der Klägerin.
3. 	 Den Geschädigten trifft keine generelle Erkundigungspflicht nach günstigeren Angeboten, wenn er einen Ersatzwagen zum Preis auf dem Niveau 

von Schwacke mietet. Damit hat er das Wirtschaftlichkeitsgebot des 249 BGB beachtet. Es liegt kein Verstoß gegen die Schadenminderungspflicht 
aus 254 BGB vor. 

4. 	 Eine Argumentation pro Fraunhofer ist kein Argument gegen die Anwendung der Schwacke-Liste.
5. 	 Auch die von der Beklagten aufgezeigten Internet-Screenshots gebieten aus mehreren Gründen kein Absehen von einer Anwendung der Schwacke-

Liste zur Schätzung erforderlicher Mietwagenkosten. 
6. 	 Das konkrete Mobilitäts-Paket des Vermieters für den Geschädigten enthält - für den Geschädigten erforderliche - unfallbedingte Mehrleistungen, 

die einen Aufschlag auf den Mietwagenpreis rechtfertigen.
7. 	 Die Kosten der erforderlichen Nebenleistungen sind darüber hinaus vom Versicherer des Schädigers zu erstatten.

Oberlandesgericht Koblenz, Urteil vom 29.04.2024, Az. 12 U 884/22
(Vorinstanz Landgericht Trier, Urteil vom 24.05.2022, Az. 4 O 8/21)

und der Regulierung. An die Stelle der mietvertraglichen bzw. deliktischen 
Verschuldenshaftung des Mieters (§§ 280, 535 bzw. § 823 BGB) treten 
damit die Regelungen des Kaskorechts, wonach ein VN – von Ausnahmen 
abgesehen – auch für selbstverschuldete Schäden nur die Selbstbetei-
ligung zu tragen hat. Die Vorschriften des BGB werden von denen des 
(Kasko)Versicherungsrechts überlagert. Die Mietvertragsparteien treten 
damit an die Stelle der Parteien des Kaskoversicherungsvertrages als 
Quasi-VU bzw. Quasi-VN, weshalb es für das Vertragsverhältnis nicht 
darauf ankommt, ob das Fahrzeug tatsächlich kaskoversichert ist.

Die Ausführungen sind durch eine Gegenprobe leicht zu unterlegen. 
Vertraglich vereinbarte Reduzierungen der Haftung für Schäden am 
Mietwagen müssen zwar nach den Regeln der AKB der Versicherer 
gestaltet sein (so auch der BGH), aber sie setzen keine tatsächliche 
Flotten-Kaskoversicherung voraus. Es gibt auch Vermieter ohne einen 
solchen Versicherungsschutz. Sie arbeiten mit steuerlichen Rückstel-
lungen für Schäden. Würde man das Thema anders sehen (anders als: 
die beiden Punkte Kaskoversicherung und Haftungsreduzierung ha-
ben nichts miteinander zu tun) hieße das, dass eine Pflicht zu einem 
Vollkaskovertrag für den konkreten Mietwagen bestünde. Denn ohne 
Haftungsreduzierung ist das Fahrzeug nicht vermietbar. Es wird verein-
zelt gar eine Aufklärungspflicht für eine Vermietung ohne Haftungsre-
duzierung gesehen, weil es nicht der Üblichkeit entspricht. Doch eine 
gesetzliche Versicherungspflicht für Kfz besteht in Deutschland nur für 
die Kfz-Haftpflichtversicherung.

Wenn das Mietfahrzeug tatsächlich kaskoversichert ist, ergibt sich nichts 
anderes: Der Kasko-Versicherungsvertrag des Vermieters hat nichts mit 
der Ausgestaltung Haftungsreduzierung des Mietvertrages zu tun. Ist der 

Mietwagen kaskoversichert, dann zahlt der Vermieter dafür eine hohe 
Prämie pro Jahr oder Monat zur Absicherung z.B. des Untergangs des 
Fahrzeuges. Im Fall eines Schadens am Mietwagen - verursacht durch 
den Mieter - könnte er diesen bei seinem Kaskoversicherer regulieren 
lassen. Die Folge wäre eine Verschlechterung der Schadenquote seines 
Vertrages, eingehend mit der Gefahr einer Kündigung durch den Kasko-
versicherer oder Kostensteigerung durch Erhöhung der Prämie im kom-
menden Jahr.

Besteht daher für den Mietwagen Kaskoversicherungsschutz, ist vom 
Vermieter folgendes zu bedenken (unterstellt, dass keine grobe Fahrläs-
sigkeit, kein Vorsatz usw.):

- 	 Wenn der Mieter keine Haftungsreduzierung vereinbart hat, muss er 
für den Schaden aufkommen. Kann er das nicht, bleibt für den Ver-
mieter die Abwägung, seine eigene Kaskoversicherung in Anspruch 
zu nehmen mit den beschriebenen Konsequenzen zukünftig erhöhter 
Kosten der Flottenabsicherung.

- 	 Wenn Mieter und Vermieter eine Haftungsreduzierung vereinbart 
haben, bleibt ein großer Teil der Schadenkosten beim Vermieter. Hier 
hat er dieselbe Entscheidung zu treffen.

Aber in beiden Fällen steht es ihm frei, seine Kaskoversicherung in An-
spruch zu nehmen oder die Summe aus dem Geld zu nehmen, das durch 
die Tagespauschale der Haftungsreduzierung aus vielen Mieten zusam-
mengekommen ist.

Auch das zeigt, dass dieses Argument des Versicherers abwegig ist.
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Az.: 4 O 8/21, wird zurückgewiesen.
II.	 Die Beklagte trägt auch die Kosten des Berufungsverfahrens.
III.	 Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Entscheidungsgründe

I.

Die Klägerin betreibt ein Mietwagenunternehmen. Sie verlangt mit ihrer 
Klage aus abgetretenem Recht Ersatz von weiteren, über den Betrag 
der von der Beklagten bereits erbrachten Leistungen hinausgehenden 
Mietwagenkosten, die entstanden sind, nachdem das Fahrzeug des ge-
schädigten Zedenten XXX bei einem von dem Versicherungsnehmer der 
Beklagten verschuldeten Verkehrsunfall vom 28.04.2020 beschädigt 
wurde und repariert werden musste.

Wegen der weiteren Einzelheiten des erstinstanzlichen Vorbringens so-
wie der in erster Instanz gestellten Anträge wird auf die Feststellungen 
des Erstgerichts in dem Tatbestand des angefochtenen Urteils Bezug 
genommen.

Das Landgericht hat der auf Zahlung von 6.903,02 € nebst Zinsen ge-
richteten Klage in vollem Umfang stattgegeben. Gegen diese Entschei-
dung wendet sich die Beklagte unter Vertiefung und Ergänzung ihres 
erstinstanzlichen Vorbringens mit der Berufung und verfolgt ihren An-
trag auf Klageabweisung weiter.
Sie beantragt, das am 24.05.2022 verkündete Urteil des Landgerichts 
Trier, Az.: 4 O 8/21, abzuändern und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt, die Berufung zurückzuweisen.

Wegen des weiteren Vorbringens zweiter Instanz wird auf die zwischen 
den Parteien gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen verwiesen.

Der Senat hat Beweis erhoben zu der Frage, inwieweit die lange Re-
paraturdauer der Tatsache geschuldet gewesen sei, dass es zu Liefe-
rengpässen hinsichtlich benötigter Ersatzteile gekommen sei, inwieweit 
der Zeuge XXX sich nach dem Zeitpunkt der Reparaturfertigstellung 
erkundigt habe und von „der Werkstatt“ auf die bestehenden Liefer-
schwierigkeiten hingewiesen und über den Umstand aufgeklärt worden 
sei, dass das Fahrzeug nicht vor der vollständigen Durchführung der 
Reparatur ausgehändigt werden könne. Wegen des Ergebnisses dieser 
Beweisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 08.04.2024 
[BI. 96-101 d. eA. 2. Instanz] verwiesen.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte und begründete Berufung der Be-
klagten hat in der Sache keinen Erfolg.

Soweit die Beklagte auch mit der Berufung Bedenken hinsichtlich der 
Aktivlegitimation des klagenden XXX erhebt, hat der Senat bereits 
mit Beschlüssen vom 17.02.2023 und 06.12.2023 ausführlich auf die 
Rechtslage hingewiesen. Der Senat hält insoweit auch in seiner teil-
weise geänderten Besetzung an seiner Auffassung fest, dass die mit 
dem Zedenten geschlossene Abtretungsvereinbarung vom 29.04.2022 
keine Wirksamkeit entfalten kann. Hierin haben die Parteien Folgendes 
vereinbart:

„Ich werde/die Firma wird den Gesamtschaden selbst bei der eintritts-
pflichtigen Versicherung geltend machen.“

Weiter heißt es in der Abtretungsvereinbarung:

„Die Rechte aus dieser Sicherungsabtretung darf die Vermietfirma erst 
dann geltend machen, wenn ich selbst mit der Bezahlung der Mietwa-
genrechnung in Verzug gerate.“

Ausgehend von dieser inhaltlichen Gestaltung der „Sicherungsabtre-
tungsvereinbarung“ war der geschädigte Verein zunächst verpflich-

tet, den Schaden bei der gegnerischen Versicherung selbst geltend zu 
machen, und die Klägerin aus der Vereinbarung erst berechtigt, wenn 
sich der primär verpflichtete Verein in Zahlungsverzug ihr, der Klägerin, 
gegenüber befunden hätte. Für beide Sachverhalte bestehen im vorlie-
genden Fall keinerlei Anhaltspunkte. Unabhängig von der vorstehend 
beschriebenen Sachlage weist die Beklagte darüber hinaus zu Recht 
darauf hin, dass die formularmäßige Ausgestaltung der Abtretungs-
vereinbarung im vorliegenden Fall keinerlei transparente Regelung 
hinsichtlich der Rückabtretung der streitgegenständlichen Forderung 
enthält, es fehlt schlicht jegliche Regelung im Hinblick auf die Rücker-
langung des Forderungsrechts seitens des Geschädigten im Falle von 
dessen Zahlung. Damit hält die formularmäßige Vereinbarung der In-
haltskontrolle im Sinne des § 307 BGB nicht stand (BGH NJW 2020, 
1888; BGH, Urteil vom 17. Juli 2018 - VI ZR 274/17 -, juris). Soweit die 
Klägerin ihre gegenteilige Auffassung auf die Entscheidung des Großen 
Senats des BGH vom 27.11.1997 stützt (BGH NJW 1998, 671), überzeugt 
dies nicht. Bei der Entscheidung des Großen Senats im dortigen Fall, 
die zu den gesetzlichen Bestimmungen des AGB-Gesetzes ergangen 
ist, stand die Frage im Raum, ob die Abtretungsvereinbarung trotz des 
Fehlens einer ausdrücklichen, zahlenmäßig bestimmten Deckungsgren-
ze und damit auch der nominellen Grenze für die Rückübertragung des 
abgetretenen Rechts, noch als wirksam angesehen werden konnte. Der 
BGH hat für diesen Fall entschieden, dass „wenn und soweit eine nicht 
nur vorübergehende nachträgliche Übersicherung des Sicherungsneh-
mers eintritt, ... eine (Teil-)Freigabe vielmehr zwingend erforderlich“ 
ist und dies unabhängig von einer (nach den dortigen AGB) verein-
barten Ermessensentscheidung des Sicherungsgläubigers gelten müs-
se. Die dortige Entscheidung lässt die nach der neueren Rechtspre-
chung des BGH (BGH NJW 2020, 1888; BGH, Urteil vom 17. Juli 2018 
- VI ZR 274/17 -, juris) unmissverständlich geforderte Transparenz der 
Voraussetzungen für die Rückabtretung unberührt. Auf die weiteren 
Ausführungen im Senatsbeschluss vom 17.02.2023 [BI. 28-30 d. eA. 2. 
Instanz] wird darüber hinaus Bezug genommen.

Soweit die Klägerin dem entgegengetreten ist und vorgetragen hat, ein 
ganz wesentlicher Unterschied zu dem von dem BGH entschiedenen 
Sachverhalt bestehe darin, dass die Abtretungsregelung im Hinblick 
auf die Rückabtretung nicht intransparent gewesen sei, sondern dass 
die Vereinbarung jeglicher Regelung zu der Frage der Rückabtretung 
unterblieben sei, vermag der Senat dieser Argumentation nicht bei-
zutreten. Die hier streitenden Parteien einer Abtretungsvereinbarung 
können nicht dadurch bessergestellt werden, dass sie, sei es bewusst 
oder unbewusst, die Voraussetzungen der Rückabtretung und damit die 
Rechtsposition des Zedenten in einem wesentlichen Punkt hier unge-
regelt gelassen und nicht einmal den Versuch einer Regelung unter-
nommen haben.

Im Hinblick auf die von der Klägerin sodann als Anlage zu ihrem 
Schriftsatz vom 05.04.2023 vorgelegte erneute Abtretungsverein-
barung gleichen Datums hat der Senat mit weiterem Beschluss vom 
06.12.2023 [BI. 84-86 d. eA. 2. Instanz] darauf hingewiesen, dass die 
Klägerin mit ihrer Berufung auf diesen geänderten Sachverhalt nicht 
wegen Verspätung prozessual ausgeschlossen ist (§ 531 Abs. 2 ZPO), 
da ein Hinweis auf die Unwirksamkeit der formularmäßigen Abtretung 
vom 29.04.2022 in erster Instanz nicht erfolgt und die Klägerin daher 
nicht in die Lage versetzt worden war, sich auf diese Rechtslage ein-
zustellen. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auch insoweit auf 
die weiteren Ausführungen in dem Senatsbeschluss vom 05.04.2023 
verwiesen.

Der nach allem aktivlegitimierten Klägerin steht auch ein Anspruch 
auf Zahlung weiterer Mietwagenkosten in der mit der Klage geltend 
gemachten Höhe zu. Zu Recht hat das Landgericht daher der Klage im 
erkannten Umfang stattgegeben.

Gemäß § 249 Abs. 1 BGB hat der zum Schadensersatz Verpflichtete 
den Zustand herzustellen, der bestehen würde, wenn der schadens-
begründende Umstand nicht eingetreten wäre. Ist wegen der Verlet-
zung einer Person oder der Beschädigung einer Sache Schadensersatz 
zu leisten, so kann der Geschädigte gem. § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB 
statt der Herstellung den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen. 
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Dementsprechend kann derjenige, der sein Fahrzeug infolge des schä-
digenden Ereignisses nicht nutzen kann, grundsätzlich Ersatz der für 
die Anmietung eines gleichwertigen Fahrzeugs entstehenden Kosten 
beanspruchen (BGH, stRspr; vgl. exemplarisch NZV 2012, 480 und NZV 
2016, 419). Hiernach steht dem Kläger dem Grunde nach ein Anspruch 
auf Ersatz von Mietwagenkosten zu.

Soweit die Beklagte eine Verletzung der Schadensminderungspflicht 
(§ 254 Abs. 2 Satz 1 BGB) darin erblickt, dass der Kläger ohne jegliche 
vorherige Marktforschung einen Anbieter mit - nach ihrer Auffassung 
- weit überhöhten Preisen gewählt und bereits in dieser Hinsicht gegen 
die Verpflichtung, den Schaden gering zu halten, verstoßen habe, trägt 
auch dieser Einwand nicht, jedenfalls ergeben sich insoweit aus dem Vor-
trag der Beklagten keine hinreichenden Anhaltspunkte für eine derar-
tige Verletzung des Wirtschaftlichkeitsgebots durch den Geschädigten. 
Die von der Beklagten vorgelegten Alternativangebote der Firmen „Sixt 
Autovermietung“ und „Enterprise“ sind in mehrfacher Hinsicht nicht 
repräsentativ und besitzen keinerlei Aussagekraft. Sie beziehen sich 
nicht auf den hier in Rede stehenden Jahreszeitraum (April, Mai und 
Juni 2020) und weisen nicht einmal das gleiche Mietjahr aus, sondern 
beinhalten die Monate Juli, August und September des Jahres 2021. Die 
Beklagte hat angesichts dieser Tatsache auch nicht dargelegt, noch ist 
insoweit anderweitig ersichtlich, inwieweit die Mietpreise, etwa infol-
ge einer besonders hohen oder niedrigen Nachfrage in Ferien- oder fe-
rienfreien Zeiten variieren noch lässt der Vortrag der Beklagten erken-
nen, dass die genannten Alternativfahrzeuge dem geschädigten Verein 
gerade in dem benötigten Zeitraum auch tatsächlich zur Verfügung 
gestanden hätten und dieser sie problemlos hätte anfragen und mieten 
können. Dass die Beklagte dem Geschädigten entsprechende Alterna-
tivangebote rechtzeitig, vor Abschluss des Mietvertrages, unterbreitet 
hätte, ist ebenfalls nicht dargetan.

Soweit die Beklagte die Ansicht vertritt, der von der Klägerin in Rech-
nung gestellte Mietpreis sei in mehrfacher Hinsicht in einem solchen 
Maße überhöht, dass dieser das Attribut „Wucher“ verdiene [BI. 20/21 
d. eA. 1. Instanz], wirft diese Argumentation, der der Senat auch hin-
sichtlich ihres sachlichen Gehalts nicht zu folgen vermag, schon im 
Ansatz die Frage auf, ob der Geschädigte hätte erkennen müssen, dass 
die Preise nach der (juristisch nicht zu bestätigenden) Auffassung der 
Beklagten das rechtlich zulässige Maß an „Seriosität“ vermissen las-
sen. Im Einzelnen:

Soweit die Beklagte in diesem Zusammenhang einwendet, der von dem 
Geschädigten gezahlte Mietpreis sei nicht repräsentativ, weil die Klä-
gerin ihrer Kostenberechnung die Tagespauschale zugrunde gelegt und 
nicht auf der Basis eines günstigeren Wochentarifs kalkuliert habe, lässt 
ihr diesbezügliches Vorbringen in diesem Punkt schon nicht erkennen, 
welcher alternative Kostenansatz in der Preisstruktur der Klägerin mit 
welchen „Vergünstigungen“ bestanden hätte und dass sich dem Ge-
schädigten insoweit auch aufdrängen musste, diesen günstigeren Tarif 
zu verlangen oder auf ein Alternativangebot auszuweichen. Im Übrigen 
hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 10.05.2021 [BI. 4 d. eA. 1. Instanz] 
- unwidersprochen - dargelegt, dass sie sehr wohl auf Basis eines Wo-
chentarifs in Höhe von 632,03 € kalkuliert habe, sodass dieser Einwand 
schon im Ansatz nicht greift. Ferner darf auch nicht unberücksichtigt 
bleiben, dass sich für den Geschädigten zunächst die Tatsache, dass die 
Anmietung eines Fahrzeugs über einen so langen Zeitraum erforderlich 
werden würde, nicht abzeichnete, sondern die Gesamtmietdauer durch 
jeweilige sukzessive, nicht vorhersehbare Verzögerungen bei der Repa-
raturfertigstellung zustande kamen und die Frage nach einem eventuell 
günstigeren „Langzeittarif“ damit zunächst gar nicht im Raum stand. 
Auch insoweit ist eine Verletzung der Schadensminderungspflicht sei-
tens des Klägers nicht erkennbar, sodass ihm nicht vorzuwerfen ist, 
ihm wäre in der konkreten Situation unter Berücksichtigung seiner in-
dividuellen Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten mit zumutbarer An-
strengung auf dem in seiner Lage zeitlich und örtlich relevanten Markt 
ein wesentlich günstigeres Angebot zugänglich gewesen.

Auch dem generellen Hinweis der Beklagten, die Berechnung des Miet-
preises nach der „Schwacke-Liste“ sei ungeeignet und die daran anknüp-
fende Auffassung, die Berechnung nach dem Fraunhofer Marktpreis-

spiegel sei die allein richtige, kann in dieser Pauschalität nicht gefolgt 
werden. Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH ist der Tatrichter 
bei der Bestimmung des sogenannten Normaltarifs weitgehend frei (BGH 
VI ZR 40/10, juris; BGH VI ZR v142/10, juris; BGH VI ZR 318/08, juris).

Nach dem anzuwendenden § 287 ZPO kann der Normaltarif grund-
sätzlich nach wie vor auf der Grundlage des Schwacke-Mietpreisspie-
gels im maßgebenden Postleitzahlengebiet festgestellt werden (BGH 
in VersR 2010, 683; 2010, 545). Das bedeutet aber nicht, dass eine 
Schätzung auf der Grundlage einer anderen Liste, wie zum Beispiel der 
des Fraunhofer Instituts, grundsätzlich fehlerhaft wäre (BGH in VersR 
2010, 94; NJW 2008, 2910, OLG Koblenz 12 U 233/11. Juris). Auch 
kommt die Verwendung des arithmetischen Mittelwertes („Fracke“) 
beider oben aufgeführten Markterhebungen in Betracht (so u.a. OLG 
Köln in MDR 2013, 1396). Die Folge hieraus ist es, dass der Geschädigte 
dem ihm obliegenden Wirtschaftlichkeitsgebot grundsätzlich dann ge-
nügt, wenn er sich bei Anmietung des jeweiligen Ersatzfahrzeuges an 
einer dieser Listen orientiert. Die jeweilige Eignung der Listen bzw. 
Tabellen braucht nämlich grundsätzlich nur dann näher geklärt zu 
werden, wenn von dem Schädiger bzw. dessen Haftpflichtversiche-
rung mit konkreten Tatsachen aufgezeigt wird, dass sich geltend ge-
machte Mängel der Schätzungsgrundlage auf den zu entscheidenden 
Fall in erheblichem Umfang auswirken (BGH VI ZR 300/09, juris; OLG 
Koblenz 12 U 233/11, juris). Die Tatsachen müssen sich hierbei auf 
die Mietwagenpreise im konkreten Fall und gerade nicht auf die ab-
strakt generelle Eignung der Schätzgrundlage (also die angewendete 
Liste/Tabelle) auswirken (BGH in VersR 2010, 545; OLG Koblenz 12 U 
233/11, juris). Diese konkreten Tatsachen werden in der Rechtspraxis 
„Vergleichsangebote“ anderer Mietwagenunternehmen sein, mit denen 
der Schädiger aufzuzeigen versucht, dass die von dem Geschädigten in 
Ansatz gebrachten Mietpreise unverhältnismäßig hoch sind. Insoweit 
ist zunächst festzuhalten, dass derartige Vergleichsangebote von der 
Beklagten nicht bereits im Vorfeld der Anmietung präsentiert wurden, 
sodass der Kläger aufgrund dieser Alternativangebote bereits auf die 
Problematik der von der Beklagten behaupteten erheblichen Preisun-
terschiede hätte aufmerksam werden und hätte gewarnt sein müssen. 
Ferner ist auch zu beachten, dass konkrete Mängel der jeweils in An-
wendung gebrachten Liste/Tabelle mit solchen „Vergleichsangeboten“ 
nur dann aufgezeigt werden, wenn tatsächlich eine Vergleichbarkeit 
der Angebote gegeben ist. Als Kriterien seien u.a. genannt: Vorlage-
pflicht einer Kreditkarte zur Erlangung des günstigeren Tarifes, Höhe 
der jeweiligen Selbstbeteiligung betreffend die Vollkaskoversicherung, 
vergleichbare Anmietungszeiträume, Anfall von Zusatzkosten, Fahr-
zeugklasse und Ausstattung des geschädigten Fahrzeuges und des 
Mietfahrzeuges, Anmietungszeitraum (Übersicht in OLG Koblenz 12 U 
233/11, juris). Selbst wenn man über die Tatsache, dass die von der Be-
klagten vorgelegten Vergleichsangebote sich zu einem völlig anderen 
Anmietzeitraum verhalten, wie vorstehend aufgezeigt wurde, hinweg 
kommen würde, verbleibt es bei der obigen Feststellung, dass die von 
der Beklagten als Anlagen B5 bis B8 vorgelegten Angebote keine ge-
eignete Vergleichsgrundlage darstellen, die die Angemessenheit des 
hier in Rechnung gestellten Mietpreises in einer der Beweisaufnahme 
zugänglichen Weise in Frage stellen könnte.

Nicht nur, dass die von der Beklagten als Anlage zu ihrem Berufungs-
begründungsschriftsatz vorgelegten Internetausdrucke hinsichtlich di-
verser Angebote der Firmen Enterprise und Sixt-Autovermietung einen 
anderen Jahresmietzeitraum betreffen und jeweils eine Beschränkung 
der Kilometerleistung enthalten, wohingegen die Klägerin dem Geschä-
digten keine Mehrkilometer in Rechnung gestellt hat, enthalten die von 
der Beklagten vorgelegten Vergleichspreise keine Zusatzkosten (Un-
fallersatztarif usw. [die Berechtigung des Ansatzes dieser Zuschläge 
wird im Folgenden ausgeführt]). Hinsichtlich der Kilometerbegrenzung 
ist auszuführen, dass der Geschädigte bei seiner Vernehmung in der 
mündlichen Verhandlung vom 08.04.2024 ausgeführt hat, dass die 
Entfernung zu seinem Arbeitsplatz ca. 113 km betrage. Die von der Be-
klagten vorgelegten Internetangebote enthalten eine unterschiedliche 
Kilometerbegrenzung die von einem Wert von 3262 Kilometern (Firma 
Sixt-Autovermietung) bis hin zu 7715 Kilometern (Firma Enterprise) 
[bezogen auf den gesamten Zeitraum von 52 Tagen] reicht. Allein die 
vorgenannte tägliche Strecke zu und vom Arbeitsplatz des Geschä-
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digten ist selbst von dem Angebot mit der höchsten Kilometerpauschale 
nicht gedeckt, auch dann nicht, wenn man in den konkreten Zeitraum 
sieben Wochenenden hineinrechnet, an denen insoweit keinerlei Bewe-
gung des Mietfahrzeugs stattfindet. Die von der Beklagten vorgelegten 
Vergleichsangebote unterscheiden sich weiter darin, dass auch die Un-
fallsituation und die damit im Einzelfall veranlassten Mehrkosten hierin 
nicht enthalten sind. Soweit die Beklagte deren Berechtigung generell 
bestreitet ist auf Folgendes hinzuweisen:

Nach der neueren Rechtsprechung insbesondere des BGH, hängt die 
Erforderlichkeit der aufzuwendenden Kosten, also auch eines auf die 
Grundmiete erhobenen Zuschlags, des sog. „Unfallersatztarifs“, davon 
ab, ob die höheren Kosten betriebswirtschaftlich gerechtfertigt sind, 
weil diese auf der besonderen Unfallsituation beruhen [BGH 5.3.2013 
- VI ZR 245/11, NJW 2013, 1870 Rdn. 18; 19.1.2010 - VI ZR 112/09, NZV 
2010, 239; 9.3.2010 - VI ZR 6/09, NJW 2010, 2569 Rdn. 8; 24.6.2008 
- VI ZR 234/07, NJW 2008, 2910; 26.6.2007 - VI ZR 163/06, NJW 2007, 
2916 (2917); 13.6.2006 -VI ZR 161/05, NJW 2006, 2621 (2611); 4.4.2006 
- VI ZR 338/04, NJW 2006, 1726 (1727]. Dies soll insbesondere dann der 
Fall sein, wenn folgende Kriterien erfüllt sind, die letztlich alle mit der 
besonderen Eil- oder Notsituation des Geschädigten einhergehen und 
sich von der normalen Mietsituation deutlich unterscheiden: erhöhter 
Verwaltungsaufwand, z.B. wegen mehrerer Beteiligter oder wegen 
schadensrechtlich gebotener korrekter Fahrzeugauswahl, gesteigertes 
Forderungsausfallrisiko durch Verzicht auf Vorfinanzierung durch 
Kreditkarte oder Sicherheitsleistung (Kaution), höhere Kosten durch 
erweiterte Mietwagenflotte, um in allen Fahrzeugklassen Mietautos 
anbieten zu können, anstatt sich auf gängige Modelle zu beschrän-
ken, unbestimmte Mietdauer mit Verlängerungsoption bzw. vorzeitiger 
Rückgabemöglichkeit, Verzicht auf jede Kilometerbegrenzung, um dem 
Geschädigten einen vollen zumutbaren Ausgleich für sein Unfallfahr-
zeug zu ermöglichen. Hinzu kommen Aspekte wie die Anmietung au-
ßerhalb üblicher Geschäftszeiten oder schlechtere Auslastungsmög-
lichkeiten wegen unbestimmten Rückgabezeitpunkts (BGH, 19.1.2010 
- VI ZR 112/09, NZV 2010, 239). Auch wenn nicht festgestellt werden 
kann, dass sämtliche genannten unfallspezifischen Kostenfaktoren hier 
vorliegen, wird doch erkennbar, dass die Mietsituation betreffend das 
streitgegenständliche Mietfahrzeug des Geschädigten dadurch gekenn-
zeichnet war, dass die Mietdauer völlig unbestimmt war; sie verlängerte 
sich von dem ursprünglich angedachten Reparaturzeitraum bis hin zu 
der Fertigstellung der Reparatur. Schon diese zeitlichen Faktoren, die 
einhergehen mit der Tatsache, dass die Anmietung kurzfristig, ohne 
vorherige Reservierung und Planung gewährleistet sein muss, bedin-
gen die Vorhaltung einer größeren Fahrzeugflotte, um eine wirtschaft-
liche Auslastung zu gewährleisten, dies ungeachtet der vorstehend 
aufgezeigten gesteigerten Forderungsausfallrisiken durch die fehlende 
Vorfinanzierung mittels Kreditkarte (auch vorliegend erfolgte die Aus-
händigung des Fahrzeugs an den Geschädigten ohne Vorlage einer Kre-
ditkarte) oder die alternative Sicherheit durch die Leistung einer Kau-
tionszahlung. Aus alledem sieht auch der Senat die dem Geschädigten 
berechneten unfallbedingten Mehrkosten nicht als per se unberechtigt 
an und - übertragen auf den hier zu beurteilenden Sachverhalt - als 
gerechtfertigt an, sodass die dadurch konkret erfolgte Verteuerung 
des Grundtarifs dem Geschädigten nicht anspruchsmindernd als Nach-
lässigkeiten bei der Auswahl des Mietverhältnisses entgegengehalten 
werden kann. Daraus resultierend folgt aber auch die Tatsache, dass die 
von der Beklagten vorgelegten Alternativangebote nicht vergleichbar 
und damit auch nicht geeignet sind, die Angemessenheit des vorliegend 
beanstandeten Mietpreises überhaupt in Frage zu stellen.

Zu der Höhe der beklagtenseits beanstandeten Nebenkosten (Zustell- 
und Abholkosten für das Mietfahrzeug sowie Kosten für die Desinfek-
tion) hat die Klägerin mit Schriftsatz vom 02.11.2021 [BI. 41 d. eA. 1. 
Instanz] dezidiert Stellung genommen und die Bedenken der Beklagten 
auch aus Sicht des Senats mit in jeder Hinsicht plausibler und nachvoll-
ziehbarer Begründung ausgeräumt. Die Beklagte ist diesem Vorbringen 
nicht in erheblicher Weise entgegengetreten.

Nicht zu folgen ist dem Vortrag der Beklagten auch, soweit diese die 
Schlüssigkeit der Klage hinsichtlich der Kosten für die Haftungsbegren-
zung in Frage stellen; sie ist diesbezüglich der Auffassung, es seien die 

von dem BGH zu den Sachverständigenkosten entwickelten Grundsät-
ze anwendbar, sodass der Autovermieter bei Fremdleistungen, so auch 
bei der Kaskoversicherung, keine Gewinne machen dürfe. Solange die 
Klägerin aber nicht dargelegt habe, dass sie die Kosten der Fremd-
versicherung eins zu eins dem Geschädigten berechnet habe, fehle es 
an der Substantiiertheit der Klage hinsichtlich dieser Position [BI. 27 
d. eA. 1. Instanz]. Auch dieser Argumentation vermag sich der Senat 
nicht anzuschließen. Unabhängig von der Anwendbarkeit der von dem 
BGH zu den Sachverständigenkosten entwickelten Grundsätzen und 
der Frage, ob die für die Haftungsbegrenzung in Rechnung gestellten 
Beträge tatsächlich auch den von der Klägerin verauslagten Kosten 
entsprechen, ist zu berücksichtigen, dass die Klägerin vorliegend aus 
abgetretenem Recht klagt. Die Rechtslage stellt sich im konkreten Fall 
aber nicht anders dar, als hätte der Geschädigte selbst die Forderung 
geltend gemacht. Die Erstattungsfähigkeit der ihm entstandenen Kos-
ten, auch hinsichtlich einzelner Positionen, kann aber nur dann fraglich 
sein, wenn der Geschädigte, der um eine wirtschaftliche Regulierung 
bemüht sein muss, um die vermeintlich geltende Rechtsprechung in 
diesem Punkt wissen und darüber hinaus erkennen musste, dass der 
hier auf die Haftungsbegrenzung entfallende Teil des Mietpreises nicht 
der von der Klägerin selbst zu leistenden Prämie entsprach. Selbst 
wenn man ein solches Problembewusstsein von dem Geschädigten 
fordern würde, müsste dieser Einblick in die Interna des Mietwagen-
unternehmens nehmen, was ihm mit anzunehmender Sicherheit nicht 
gelingen würde. Es kann aber nicht als zulässig angesehen werden, 
dass der Haftpflichtversicherer derartige Ungereimtheiten auf dem 
Rücken des Geschädigten austrägt und ihm letztlich auch das Pro-
zessrisiko aufgebürdet. Wenn dem Versicherer dieses Problemfeld be-
wusst ist und er fürchtet, dass ihm durch diese Geschäftspraxis der 
Mietwagenunternehmen hierdurch ein eventueller Schaden entstehen 
könnte, muss er im Vorfeld die Versicherungsnehmer auf diese Pro-
blematik hinweisen und ein Problembewusstsein schaffen oder durch 
entsprechend frühzeitige Unterbreitung von Alternativangeboten für 
die Ausgrenzung betroffener Vermieter Sorge tragen. Die Klägerin hat 
bestritten, dass sie die Kosten der Haftungsbegrenzung nicht eins zu 
eins an den Geschädigten weitergegeben habe. Der Erhebung des von 
ihr angetretenen Beweises bedurfte es jedoch mit Blick auf die vor 
stehenden Ausführungen nicht.

Anders als die Beklagte meint, sind die ersatzfähigen Mietwagenkosten 
im Streitfall der Höhe nach auch nicht auf die Dauer von insgesamt 
sechs Tagen beschränkt, wie sie in dem von dem Geschädigten vorge-
legten Sachverständigengutachten unter Zugrundelegung eines durch-
schnittlichen Reparaturzeitraums kalkuliert waren. Der Geschädigte 
und damit die Klägerin als Zessionarin des Anspruchs muss sich vorlie-
gend nicht so stellen lassen, als sei die Mietdauer auf diesen Zeitraum 
beschränkt gewesen.

Zwar weist die Beklagte hier mit Blick auf die lange Dauer der Inan-
spruchnahme des Mietfahrzeugs zu Recht darauf hin, dass der Geschä-
digte im Rahmen seiner Schadensminderungspflicht nach § 254 Abs. 2 
Satz 1 BGB gehalten ist, die Schadensbehebung in angemessener Frist 
durchzuführen. Die Beweislast für einen Verstoß gegen die Schadens-
minderungspflicht trägt nach allgemeinen Grundsätzen aber der Schä-
diger (vgl. nur BGH, NJW 1979, 2142; BGH NZV 1999, 40).

Ob ein Geschädigter die Schadensbehebung in angemessener Frist 
durchgeführt hat, hängt stets von den Umständen des Einzelfalls ab. 
In der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist dabei anerkannt, dass 
Mietwagenkosten grundsätzlich für die gesamte erforderliche Ausfall-
zeit zu leisten sind, d.h. für die notwendige Wiederbeschaffungsdauer 
zuzüglich der Zeit für die Schadensfeststellung und gegebenenfalls ei-
ner angemessenen Überlegungszeit (vgl. BGH NJW 2013, 1151; VersR 
1982, 548; OLG Celle, NJW-RR 2013, 353; Freymann/Rüßmann in ju-
risPK-StrVer kR, § 249 BGB Rdn. 180 f.; Greger/Zwickel, HaftungsR des 
Straßenverkehrs, 5. Aufl. 2014, § 25 Rdn. 24).

Die außerordentliche Länge der Mietzeit ist vorliegend unstreitig da-
rauf zurückzuführen, dass sich das streitgegenständliche Fahrzeug aus-
weislich des als Anlage B4 zu dem Schriftsatz der Beklagtenseite vom 
18.08.2021 [BI. 21-28 d. eA. 1. Instanz] vom 28.04.2020 bis 18.06.2020 
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zur Reparatur in der Werkstatt befand. Grundsätzlich gilt, dass bei der 
Instandsetzung eines beschädigten Kraftfahrzeugs - wie hier - der 
Schädiger als Herstellungsaufwand nach § 249 S. 2 BGB auch die Mehr-
kosten schuldet, die ohne eigene Schuld des Geschädigten die von ihm 
beauftragte Werkstatt infolge unwirtschaftlicher oder unsachgemäßer 
Maßnahmen verursacht hat; die Werkstatt ist nicht Erfüllungsgehilfe 
des Geschädigten (BGH NJW 1975, 160). Auf der Gegenseite gilt, dass 
der Geschädigte durch die Einschaltung eines Dritten, hier der Repa-
raturwerkstatt, nicht von seiner Pflicht entbunden ist, sich um eine 
wirtschaftliche Abwicklung des Schadens zu kümmern. Er hat insoweit 
für eine zügige Durchführung der Reparatur Sorge zu tragen, wenn er 
für den Nutzungsausfall Ersatz verlangen will (BGH a. a. O.). Nach dem 
Ergebnis der im Berufungsverfahren durchgeführten Beweisaufnahme 
steht jedoch zu Überzeugung des Senats fest, dass der Geschädigte all 
dies vorliegend beachtet hat.

Die Verzögerung der Reparaturfertigstellung war nach der glaubhaften 
Aussage des Zeugen XXX der Tatsache geschuldet, dass die zeitnah mit 
dem Eintreffen des Fahrzeugs begonnenen Reparaturarbeiten nicht fer-
tiggestellt werden konnten, weil (zuletzt noch) eine Dichtung für die be-
schädigte Fahrertür fehlte und diese zunächst nicht lieferbar war. Der 
Zeuge XXX hat in diesem Zusammenhang nachvollziehbar geschildert, 
dass es nicht möglich gewesen sei, eine Türdichtung anderweitig, etwa 
durch Ausbau aus der beschädigten Tür oder baugleichen Teilen eines 
anderen Fahrzeugs zu beschaffen, da es sich bei dieser Türdichtung um 
ein Einwegbauteil handele und der Ausbau zu einer irreparablen Beschä-
digung und mithin dazu geführt hätte, dass die Dichtung in die neue Türe 
nicht wieder hätte eingesetzt werden können. Eine Behelfsreparatur, so 
der Zeuge, sei hiernach nicht möglich gewesen. Darüber hinaus - so der 
Zeuge XXX weiter -, sei auch eine Nutzung des Fahrzeugs ohne die erfor-
derliche Dichtung wegen der insbesondere bei Autobahnfahrten entste-
henden extremen Windgeräusche und auch aufgrund der Tatsache, dass 
wegen der nicht vorhandenen Dichtung Wasser eindringen könne, nicht 
zumutbar gewesen. Nach den Ausführungen des Zeugen XXX kann daher 
kein Zweifel daran bestehen, dass eine „Interimsnutzung“ des beschä-
digten und provisorisch betriebssicher wiederhergestellten Fahrzeugs 
nicht möglich war. Objektiv war die Fertigstellung der Reparatur und da-
mit die Auslieferung des streitgegenständlichen Fahrzeugs somit von dem 
Eintreffen der Türdichtung abhängig. Bei dieser Sachlage ist die Frage, ob 
der Zeuge XXX (Geschädigter) in hinreichendem Maße für eine schnellst-
mögliche Reparatur soweit auf eine schnelle Erledigung gedrängt hat, 
nur noch von nachrangiger Bedeutung, denn er hatte, ebenso wie die 
Werkstatt selbst, keinen Einfluss auf die Lieferfrist für die fehlende Tür-
dichtung. Unabhängig von der weiteren Frage, ob es angesichts der in 
der Reparaturwerkstatt begonnenen Arbeiten Sinn gemacht hätte, die 
Reparaturarbeiten in eine andere Werkstatt zu verlagern, ist nicht er-
sichtlich, dass das fehlende Ersatzteil dort kurzfristiger hätte beschafft 
werden können. Selbst wenn der Zeuge XXX es also - wie hier nicht 
- dabei hätte bewenden lassen, das Unfallfahrzeug in die Werkstatt zu 
verbringen und sich danach um den Verlauf der Reparatur nicht mehr 
gekümmert hätte, könnte dem Geschädigten dieses Verhalten mangels 
Kausalität nicht als anspruchsmindernder Verstoß gegen die Schadens-
minderungspflicht angelastet werden. Gleichwohl hat auch der Zeuge 
XXX in diesem Zusammenhang glaubhaft geschildert, dass er anlässlich 
des mehrfach erfolgten Wechsels des Mietfahrzeugs auch jeweils in 
der Werkstatt nachgefragt habe, wann die Reparatur „seines“ Fahr-
zeugs abgeschlossen sei. Ihm seien dabei von dem Zeugen XXX die 
vorgenannten Hinderungsgründe mitgeteilt worden. Da ihm die Nut-
zung des „eigenen Dienstfahrzeugs“ wesentlich lieber gewesen wäre, 
so der Zeuge, als die langfristige Inanspruchnahme des Mietfahrzeugs, 
habe auch er ein wesentliches Interesse daran gehabt, dass sich die 
Instandsetzung nicht verzögerte. Er habe seinen Arbeitgeber gar er-
sucht, die Arbeit im Rahmen des Home-Office erledigen zu dürfen, was 
ihm jedoch aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht gestattet wor-
den sei. Es steht hiernach für den Senat ohne jeden Zweifel fest, dass 
der Geschädigte im Zusammenspiel mit der beauftragten Werkstatt alle 
erkennbaren und in Betracht kommenden Alternativen ausgelotet hat, 
um die Anmietdauer für das benötigte Ersatzfahrzeug nach Möglichkeit 
zu verkürzen, sodass ihm ein Verstoß gegen die Schadensminderungs-
pflicht insoweit hier unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt vorgewor-
fen werden kann.

Nach allem sind die Einwände der Beklagten gegen die Höhe der von der 
Klägerin aus abgetretenem Recht geltend gemachten Mietwagenkosten 
unbegründet. Im Ergebnis hat das Landgericht der Klage daher zu Recht 
stattgegeben.

Bedeutung für die Praxis

Das Urteil des OLG Koblenz ist aus mehreren Gründen beachtenswert. 
Es befasst sich mit nahezu allen Aspekten der aktuellen Diskussion zur 
Erstattungspflicht der Versicherer von Mietwagenkosten. Es bestätigt 
eine Schwacke-Entscheidung der Vorinstanz vollständig und verwirft 
alle gegenteiligen Argumente zur Erkundigungspflicht, zu Fraunhofer, 
zu Internet-Screenshots, zum unberechtigten Aufschlag und zu Neben-
kosten.

Zunächst bestätigt das Gericht die Aktivlegitimation der Klägerin, die 
zuvor in der ersten Gerichtsinstanz beim Landgericht eine unwirksame 
und erst in der Berufung beim OLG eine weitere Abtretungsvereinbarung 
vorgelegt hatte. Da das Erstgericht - aus seiner Sicht nachvollziehbar 
- nicht darauf hinwies, dass die in der ersten Instanz verwendete Ab-
tretung unwirksam war, konnte die Klägerin eine weitere Abtretung mit 
wirksamen Formulierungen noch in der Berufungsinstanz nachschieben 
und war damit nicht verspätet.

Die Vorwürfe der Beklagten gegen den Geschädigten bezüglich 
eines Überwachungsverschulden für eine zu lange andauernde Repa-
ratur gingen ins Leere. Nach dem Vorbringen der Zeugen waren es ob-
jektive Gründe, die zu der Verzögerung führten. Hätte sich der Geschä-
digte hier eingemischt, hätte das nach der Überzeugung des Gerichts 
nichts geändert.

Das Landgericht Trier hatte zur Schätzung der Höhe erforderlicher 
Mietwagenkosten die Schwacke-Liste angewendet. Das wollte die Be-
klagte in der Berufung unbedingt auf Fraunhofer drehen. Doch das OLG 
sah weder in Fraunhofer noch in Fracke eine Alternative zur Schwacke-
Liste. Und mehr noch, das OLG sah in den Internet-Screenshots kein 
Argument gegen die Verwendbarkeit von Schwacke. Das OLG sezierte 
die in den Internet-Beispielen dargestellten „Angebote“ und urteilte, 
dass diese nichts mit der tatsächlichen Anmietung des Geschädigten zu 
tun hätten. Wichtig dabei ist die Tatsache, dass die Internet-Beispiele 
den üblicherweise von Versicherern verwendeten Beispielen entspra-
chen. Sie waren sehr viel später erhoben, sie betrafen kein auf das ver-
unfallte Fahrzeug bezogenes vergleichbares Fahrzeug, enthielten nicht 
die relevanten Nebenleistungen und damit nicht deren Preise, ebenso 
nicht die vollständige Kilometerfreigabe und die Bedingungen der In-
ternet-Beispiele wie z.B. „Bezahlung vorab“ waren mit dem Bedarf des 
Geschädigten nicht in Einklang zu bringen.
 
Zur Frage der Vortrags- und Beweislast stellt das Gericht klar, dass die 
Beklagte auf der Basis der (unpassenden) Screenshots nicht behaupten 
kann, der Geschädigte hätte sich nach günstigeren Preisen erkundi-
gen müssen und weil er das unterlassen habe, hätte er gegen seine 
Schadenminderungspflicht (§ 254 BGB) verstoßen. Damit könne sie 
ihre Beweislast für einen Verstoß gegen § 254 BGB nicht aushebeln. 
Denn: So lange sich der aus der Ersatzanmietung resultierende Betrag 
im Rahmen der Listen bewegt, gibt es keine Erkundigungspflicht für den 
Geschädigten.
 
Zum Aufschlag wegen unfallbedingter Mehrleistungen (O-Ton BGH in 
einem seiner Urteile „erforderlicher Unfallersatztarif“) klärt das Ge-
richt, dass die Leistungen, die der Geschädigte vom Vermieter erhalten 
hat, erforderlich waren und einen höheren Preis über dem Listenpreis 
rechtfertigen. Hier werden der Verzicht auf die Vorkasse und andere 
Beispiele genannt, die nicht alle gleichzeitig vorliegen müssten.
 
Bezüglich der Nebenkostenposition Haftungsreduzierung argumen-
tierte die Gegnerversicherung mit der abwegigen Auffassung, der Ver-
mieter dürfe in der Schadenabrechnung nur seine tatsächlichen Kosten 
der Fuhrparkversicherung berechnen. Auch das hat das Gericht nicht 
überzeugt.
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Sachverhalt 

In dem Berufungsrechtsstreit XXX Kläger und Berufungskläger, gegen 
XXX Beklagter und Berufungsbeklagter, hat der 3. Zivilsenat des Ober-
landesgerichts Naumburg im schriftlichen Verfahren mit einer Erklä-
rungsfrist bis zum 26. Januar 2024 durch den Richter am Oberlandes-
gericht XXX, den Richter am Oberlandesgericht XXX und die Richterin 
am Oberlandesgericht XXX für Recht erkannt:

Auf die Berufung des Klägers wird das am 31. August 2023 verkündete 
Urteil der Einzelrichterin des Landgerichts Halle (Az.: 6 O 334/22) ab-
geändert:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 5.788,07 Euro nebst Zinsen 
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 
dem 14. Februar 2022 zu zahlen.

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger weitere außergerichtliche 
Rechtsverfolgungskosten in Höhe von 435,78 Euro nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 
13. September 2022 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Beklagten auferlegt. Das Ur-
teil ist vorläufig vollstreckbar.

Und beschlossen:
Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf die Gebührenstufe 
bis zu 1.500 Euro festgesetzt.

Entscheidungsgründe

I.	 Von der Darstellung des Tatbestandes wird abgesehen (§§ 540 Abs. 
2, 313 a Abs. 1 Satz 1, 543 Abs. 1 ZPO).

II.	 Die gemäß § 511 Abs. 1 und 2 Nr. 1 ZPO statthafte und formell 
zulässige sowie form- und fristgerecht gemäß §§ 517, 519, 520 ZPO 
eingelegte Berufung des Klägers gegen das am 31. August 2023 
verkündete Urteil des Landgerichts Halle hat Erfolg.

Der Beklagte haftet dem Kläger für die ihm durch den Verkehrsunfall am 
12. Februar 2022 entstandenen Schäden gemäß §§ 7 Abs. 1, 17 StVG 
mit einer Haftungsquote von 100 %. Auf die hierzu insoweit nicht an-
gefochtenen Gründe der erstinstanzlichen Entscheidung wird verwie-
sen. Danach hat der Kläger gegenüber dem Beklagten einen Anspruch 
auf Ersatz der ihm aus dem Verkehrsunfall vom 12. Februar 2022 ent-
standenen Schäden.

Der Kläger kann die Zahlung weiterer 765,30 Euro nebst Zinsen sowie 
weitere außergerichtliche Rechtsverfolgungskosten in Höhe von 274,89 
Euro verlangen.

Im Berufungsverfahren streiten die Parteien nur noch um die Höhe der 
ersatzfähigen Mietwagenkosten sowie die außergerichtlichen Rechts-
verfolgungskosten.

1. Mietwagenkosten:
Der Kläger fordert für 14 Tage Mietwagenkosten in Höhe von insgesamt 
1.459,90 Euro, wovon der Beklagte bereits 694,60 Euro gezahlt hat.

Hiergegen wendet der Beklagte ein, dass die Mietwagenkosten überhöht 
seien, da nach dem Mietpreisspiegel Mietwagen Deutschland 2022 des 
FIAO ein PKW VW Polo, Pkw-Klasse 4, in der Region zu einem Wochen-
pauschaltarif inklusive aller Kilometer und Haftungsbefreiungskosten 
von 289,61 Euro brutto angemietet werden konnte.

Klarstellend ist zunächst darauf hinzuweisen, dass hierzu lediglich die 
Höhe des Wochenpauschaltarifes entsprechend des Mietpreisspiegels 
Mietwagen Deutschland 2022 des FIAO ein PKW VW Polo, Pkw-Klasse 
4, in der Region mit der PLZ 06 unstreitig ist, denn dieser Betrag ergibt 
sich aus der entsprechenden Liste (Anlage BK 1, Bd. II, BI. 67 d. A.).

Streitig ist innerhalb des Streites über die Mietwagenkosten im Einzel-
nen, ob vorliegend eine Schätzung nach dem Automietpreisspiegel des 
Unternehmens eurotaxSCHWACKE oder auf Grundlage des Marktpreis-
spiegels Mietwagen des Fraunhofer Institutes zu erfolgen hat, ob der 
Kläger vorab zur Einholung von Vergleichsangeboten verpflichtet war, 
ob die Wagenklasse 4 oder 8 zugrunde zu legen ist und ob der Kläger 
einen anderen als den Tagestarif hätte wählen müssen.

Nach § 249 Abs. 2 S. 1 BGB kann der Kläger als erforderlichen Herstel-
lungsaufwand nur den Ersatz der Mietwagenkosten verlangen, die ein 
verständiger, wirtschaftlich denkender Mensch in der Lage des Geschä-
digten für zweckmäßig und notwendig halten darf. Der Geschädigte 
ist dabei ebenso wie in anderen Fällen, in denen er die Schadensbesei-
tigung selbst in die Hand nimmt, nach dem Wirtschaftlichkeitsgebot 
gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaren von mehreren möglichen 
den wirtschaftlicheren Weg zur Schadensbehebung zu wählen.

Den Maßstab für die wirtschaftliche Erforderlichkeit des gewählten 
Mietwagentarifs bildet dabei der am Markt übliche Normaltarif. Bei 
der Schadensschätzung gemäß § 287 ZPO, welche der Tatrichter auf-
grund der streitigen Höhe der ansetzbaren Mietwagenkosten vorzu-
nehmen hat, ist die Art der Schätzgrundlage für die Ermittlung des 
Normaltarifs dem erkennenden Gericht im Einzelnen nicht vorgegeben. 
Die Schadenshöhe darf lediglich nicht auf der Grundlage falscher oder 
offenbar unsachlicher Erwägungen festgesetzt werden. Ferner dürfen 
wesentliche, die Entscheidung bedingende Tatsachen nicht außer Acht 
bleiben. Danach kann in Ausübung des tatrichterlichen Ermessens der 
Normaltarif sowohl auf der Grundlage des „Automietpreisspiegels“ des 
Unternehmens eurotaxSCHWACKE als auch auf Grundlage des „Markt-
preisspiegel Mietwagen“ des Fraunhofer Institutes für Arbeitswirtschaft 
und Organisation ermittelt werden, wobei der Bundesgerichtshof die 
generelle Eignung beider Tabellen zur Schadensschätzung betont (BGH, 
Urteil vom 12. April 2011, Az. VI ZR 300/09; BGH, Urteil vom 12. Febru-
ar 2019, Az. VI ZR 141/18, Rn. 21 m.N. - zitiert nach juris).

Danach ist es grundsätzlich nicht zu beanstanden, dass das 
erstinstanzliche Gericht nicht den Schwacke-Mietpreisspiegel, sondern 
den Fraunhofer-Mietpreisspiegel seiner Schätzung zugrunde gelegt 
hat, zumal die Listen dem Tatrichter nur als Grundlage für seine Schät-

Mietwagenkosten nach Schwacke, 1,6-Gebühr

1. 	 Das OLG Naumburg wendet die Werte der Schwacke-Liste zur Ermittlung erstattungsfähiger Mietwagenkosten an.
2. 	 Bei zu erwartender längerer Mietdauer ist vom Wochentarif auszugehen.
3. 	 Vorprozessuale Rechtsanwaltskosten können bei zögerlicher Regulierung und deshalb umfangreicher vorgerichtlicher Korrespondenz mit einer 1,6-

Gebühr erstattungsfähig sein.

Oberlandesgericht Naumburg, Urteil vom 08.02.2024, Az. 3 U 54/23  
(Vorinstanz Landgericht Halle, Urteil vom 31.08.2023, Az. 6 O 334/22) 
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zung nach § 287 ZPO dienen und er im Rahmen seines Ermessens von 
diesen - etwa durch Abschläge oder Zuschläge auf den sich aus ihnen 
ergebenden Normaltarif - abweichen kann.

Die Eignung der Listen für die Schadensschätzung bedarf aber dann der 
Klärung, wenn der Kläger konkrete Tatsachen aufzeigt, dass detailliert 
geltend gemachte Mängel der Schätzungsgrundlage sich auf den zu 
entscheidenden Fall in erheblichem Umfang auswirken. Die Anwendung 
der Listen durch den Tatrichter begegnet also nur dann Bedenken, wenn 
die Parteien deutlich günstigere bzw. ungünstigere Angebote anderer 
Anbieter für den konkreten Zeitraum am Ort der Anmietung aufzeigen 
(BGH, Urteil vom 18. Dezember 2012, Az. VI ZR 316/11). Dabei muss 
der Kläger auch darlegen und erforderlichenfalls beweisen, dass ihm 
unter Berücksichtigung seiner individuellen Erkenntnis- und Einfluss-
möglichkeiten sowie der gerade für ihn bestehenden Schwierigkeiten 
unter zumutbaren Anstrengungen auf dem in seiner Lage zeitlich und 
örtlich relevanten Markt kein wesentlich günstigerer Tarif zugänglich 
war. So zum Beispiel, wenn ihm aufgrund einer besonderen Eilbedürf-
tigkeit in der konkreten Anmietsituation die Erkundigung nach einem 
günstigeren Tarif nicht zuzumuten war (BGH, Urteil vom 05. März 2013, 
Az. VI ZR 245/11).
 
Der Kläger beruft sich vorliegend auf eine Eilsituation, da seine Ehefrau 
das Mietfahrzeug bereits 1,5 Stunden nach dem Unfall an einem Sams-
tag in Empfang genommen habe und er und seine Frau zwingend ein 
Ersatzfahrzeug benötigten.
Es oblag dem Kläger, zumindest bei der Autovermietung XXX GmbH 
ein weiteres Angebot einzuholen. Soweit sich der Kläger darauf beruft, 
direkte Buchungen über das Internet seien nicht möglich, reicht dies 
nicht aus. Eine Anfrage wäre telefonisch möglich gewesen. Die Zweifel 
des Klägers, ob dort ein vergleichbares Ersatzfahrzeug binnen ein bis 
zwei Stunden verbindlich angemietet werden kann, sind hierbei uner-
heblich.

Zuzustimmen ist dem Landgericht bei der Wahl des Tarifes, dass der 
Kläger zum Zeitpunkt nicht wissen konnte, wie lange die Schadensab-
wicklung dauern würde. Ob der Kläger von vornherein absehen konnte, 
dass ein neuer oder reparierter Pkw ihm innerhalb einer Woche nicht 
zur Verfügung stehen wird, kann hier offenbleiben, da der Kläger nichts 
dazu vorgetragen hat. Im Rahmen seiner Schadensminderungspflicht 
oblag es dem Kläger, im Autohaus zumindest nach einer Schätzung 
der Reparaturdauer zu fragen. In Anlehnung an die Ausführungen des 
Landgerichts war es dem Kläger daher zumutbar, einen Wochentarif zu 
wählen.

Im vorliegenden Einzelfall ist jedoch zu berücksichtigen, dass der Klä-
ger grundsätzlich einen Anspruch auf Erstattung der Kosten für die 
Anmietung einer gleichwertigen Sache und damit die Anmietung eines 
Fahrzeuges der Wagenklasse 8 hatte (Grüneberg, BGB, 83. Auflage, § 
249 Rn. 31). Zwar ist entgegen der Annahme des Klägers im konkreten 
Fall nicht die Wagenklasse 8 entsprechend dem verunfallten Fahrzeug 
zugrunde zu legen, sondern das tatsächlich angemietete Fahrzeug in 
der Wagenklasse 4. Lediglich die Obergrenze des zu schätzenden Scha-
dens richtet sich nach der Wagenklasse des Unfallfahrzeugs. Allerdings 
ist bei der Schätzung der Umstand der Anmietung eines geringwer-
tigeren Fahrzeugs zu berücksichtigen, da die im Rahmen der Scha-
densminderungspflicht vom Geschädigten hingenommenen Einbußen 
hier nicht zu weiteren Kürzungen der tatsächlichen Mietwagenkosten 
ohne weiteres führen dürfen. Es ist daher eine Vergleichsberechnung 
durchzuführen.

Der Senat ist im Berufungsverfahren nicht gehindert, eine Schätzung 
nach eigenem Ermessen ohne Bindung an die Ermessensausübung des 
erstinstanzlichen Gerichts vorzunehmen. Dabei kann der Senat auch 
von der vom Bundesgerichtshof ebenso gebilligten Schwacke-Liste als 
Schätzgrundlage ausgehen.

Nach dem Mietpreisspiegel Mietwagen Deutschland 2022 (Anlage BK 
1) beträgt der Mietpreis der Klasse 4 in PLZ-Bereich 06 im Mittelwert 
für 7 Tage 289,61 Euro, mithin für 14 Tage 579,22 Euro. In der Mietwa-
genklasse 8 für 486,34 Euro, mithin 972,68 Euro.

Nach dem Schwacke-Mietpreisspiegel (Normaltarif 2021) ist in der 
Klasse 4 bei einer Wochenpauschale (arith. Mittel) von 560,71 Euro in 
Klasse 4, mithin 1.121,42 Euro für zwei Wochen und 825,98 Euro/Wo-
che in Klasse 8, mithin 1.651,96 Euro für zwei Wochen auszugehen. 
Bei Berücksichtigung der Schwacke-Tabelle kommen zudem weitere 
Nebenkosten (CDW) von 20,51 Euro (Klasse 4) hinzu. Für 14 Tage ent-
spricht dies 287,14 Euro. Bei Klasse 8 ergibt sich bei einem Tagespreis 
von 24,84 Euro ein weiterer Betrag in Höhe von 347,76 Euro.

Die abgerechneten Mietwagenkosten in Höhe von insgesamt 1.459,90 
Euro liegen damit nur wenig über dem Betrag der Schwacke-Liste nach 
Klasse 4 (1.408,56 Euro) und deutlich unter dem für Klasse 8 (1.999,72 
Euro). Zudem liegt der abgerechnete Mietpreis noch unterhalb des Mit-
telwertes aus der Kombination beider Listen (1.486,20 Euro).

Danach sind die angefallenen Mietwagenkosten in der geltend gemach-
ten Höhe erstattungsfähig.

2.  Rechtsanwaltskosten:
Der Kläger begehrt insgesamt vorprozessuale Rechtsanwaltskosten in 
Höhe von 1.489,88 Euro. Von den bereits gezahlten 1.054,10 Euro und 
damit einem noch offenen Betrag in Höhe von 435,78 Euro hat das 
Landgericht dem Kläger einen Anspruch in Höhe von 160,89 Euro zuge-
sprochen.

Der Kläger begehrt mit seiner Berufung die Zahlung weiterer 274,89 Euro. 
Er ist der Ansicht, er könne für die anwaltliche Geschäftsgebühr gemäß 
Nr. 2300 W RVG einen Gebührensatz von 1,6 zur Abrechnung bringen.

Entgegen der Annahme des Landgerichts ist die Erhöhung der Geschäfts-
gebühr über die Regelgebühr von 1,3 gerechtfertigt, weil die vorpro-
zessuale Tätigkeit des Prozessbevollmächtigten des Klägers bereits um-
fangreich und in Anbetracht des zögerlichen Regulierungsgebahrens der 
XXX-Versicherung sich auch als schwierig erwiesen hat. Zuzustimmen 
ist dem Landgericht, dass es sich vorliegend um einen Standardverkehrs-
unfall handelt. Gleichwohl folgten im Rahmen der Schadensgeltendma-
chung einige Schwierigkeiten und Besonderheiten, welche eine Erhöhung 
des Gebührenansatzes rechtfertigen. Nach der detaillierten Auflistung 
des Klägers waren diverse Kommunikationen des Prozessbevollmächtig-
ten mit dem Autohaus, dem XXX, der Zentralen Bußgeldstelle und der 
XXX-Versicherung bzgl. Haftpflicht- und Kaskoversicherung mit entspre-
chender Beratung des Klägers erforderlich. (…)

Bedeutung für die Praxis

Das OLG Naumburg wendet die Schwacke-Werte zur Bestimmung er-
stattungsfähiger Mietwagenkosten an. Das OLG Naumburg entschei-
det hier einen besonderen Fall, denn der Geschädigte hatte einen 
Anspruch auf ein Ersatzfahrzeug der Mietwagenklasse 08 und fuhr 
ersatzweise lediglich einen Mietwagen der Klasse 04. Grundsätzlich 
ging der Senat davon aus, dass er ein eigenes Schätzungsermessen 
habe und daher der Fraunhofer-Entscheidung des Landgerichtes nicht 
folgen müsse. Zwar habe der Geschädigte auch bei einer Eilsituation 
keine vollkommen freie Hand und könne sich telefonisch am regio-
nalen Markt ein Vergleichsangebot einholen. Das ist wohl zu verste-
hen als Antwort auf die Frage, ob bei einer Eilsituation jedes auch viel 
zu teure Mietwagenangebot vom Schädiger zu erstatten wäre. Daher 
zieht der Senat hier die Grenze, dass dann eine Erkundigung im Rah-
men der Gegebenheiten notwendig ist (möglichweise wurde klägerseits 
die Variante „unfallbedingter Aufschlag“ im Rahmen der Erforderlich-
keit- § 249 anstatt § 254 - nicht vorgetragen). Durch diese Grenzzie-
hung kommt der Senat zurück zur Schätzung der erstattungsfähigen 
Kosten auf der Basis von anerkannten Listen und sieht die klägerische 
Forderung als berechtigt an. Denn er vergleicht den grundsätzlichen 
Anspruch auf ein Ersatzfahrzeug der Mietwagenklasse 08 mit den 
Listenwerten Schwacke sowie nach dem Mischmodell und stellt zu-
sätzlich einen Vergleich mit den regionalen Schwacke-Werten der 
Klasse des angemieteten Fahrzeuges her. Das Berufungsgericht sieht 
wegen der hingenommenen Einbuße durch Anmietung eines erheblich 
klassenniedrigeren Fahrzeuges keinen Grund für weitere Kürzungen. 
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Sachverhalt

In dem Rechtsstreit XXX Beklagte und Berufungsklägerin gegen XXX Klä-
ger und Berufungsbeklagter wegen Schadensersatz hat die 1. Zivilkam-
mer des Landgerichts Kaiserslautern durch den Präsidenten des Landge-
richts XXX, die Richterin am Landgericht XXX und die Richterin XXX am 
29.02.2024 beschlossen:

1.	 Die Kammer beabsichtigt, die Berufung gegen das Urteil des Amtsge-
richts Kaiserslautern vom 05.10.2023, Az. 7 C 535/23, gemäß § 522 
Abs. 2 ZPO zurückzuweisen, weil sie einstimmig der Auffassung ist, 
dass die Berufung offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat, der 
Rechtssache auch keine grundsätzliche Bedeutung zukommt, weder 
die Fortbildung des Rechts noch die Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichts erfordert 
und die Durchführung einer mündlichen Verhandlung über die Beru-
fung nicht geboten ist.

2.	 Hierzu besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen zwei Wochen 
nach Zustellung dieses Beschlusses.

Entscheidungsgründe

Die Berufung hat aus den zutreffenden Gründen der Entscheidung keine 
Aussicht auf Erfolg.

Die Berufung ist nicht im Hinblick auf die angewandte Schätzgrundlage, 
der sogenannten Schwacke-Liste begründet. Die Kammer schätzt Miet-
wagenkosten gem. § 287 ZPO ebenfalls in ständiger Rechtsprechung 
anhand der Schwacke-Liste (vgl. Landgericht Kaiserslautern, Urteil vom 
1.4.2019, 1 S 138/17). An dieser Rechtsprechung hält die Kammer fest 
(Landgericht Kaiserslautern, Urteil vom 05.02.2018, Az. 1 S 33/16) und 
erachtet es weiter für sachgerecht, im Rahmen der Schadensermittlung 
nach § 287 ZPO zur Bestimmung des ortsüblichen Normaltarifs für Miet-
wagen auf die im Mietpreisspiegel des Unternehmens Eurotax Schwacke 
GmbH, Maintal für das maßgebliche Postleitzahlengebiet aufgeführten 
Normaltarife zurückzugreifen.

Lediglich ergänzend zu den Ausführungen des Amtsgerichts sei Fol-
gendes angemerkt:

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kann der Ge-
schädigte vom Schädiger und seinem Haftpflichtversicherer nach §§ 249 
Abs. 2 S. 1 BGB, 115 Abs. 1 VVG als erforderlichen Herstellungsaufwand 
nur Ersatz derjenigen Mietwagenkosten verlangen, die ein verständiger, 
wirtschaftlich denkender Mensch in der Lage des Geschädigten für zweck-
mäßig und not wendig halten darf (BGH, VersR 2013, 731 BGH, NJW2005, 
1933). Der Geschädigte ist hierbei, aufgrund des Wirtschaftlichkeitspos-
tulats gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaren von mehreren möglichen 
den wirtschaftlicheren Weg der Schadensbehebung zu wählen. Für den 
Bereich der Mietwagenkosten bedeutet dies, dass der Geschädigte von 
mehreren auf dem örtlichen relevanten Markt erhältlichen Tarifen für die 
Anmietung eines vergleichbaren Ersatzfahrzeugs grundsätzlich nur den 
günstigeren Mietpreis als zur Herstellung objektiv erforderlich ersetzt 
verlangen kann (BGH, NJW 2013, 1539). Darüber hinausgehende nicht er-
forderliche Mietwagenkosten kann der Geschädigte aus dem Blickwinkel 
der subjektbezogenen Schadensbetrachtung nur dann ersetzt verlangen, 
wenn er darlegt und gegebenenfalls beweist, dass ihm unter Berücksichti-
gung seiner individuellen Erkenntnis- und Einflussmöglichkeiten sowie der 
gerade für ihn bestehenden Schwierigkeiten unter zumutbaren Anstren-
gungen auf dem in seiner Lage zeitlich und örtlich relevanten Markt kein 
wesentlich günstigerer Normaltarif zugänglich war (BGH, a.a.O.).

Ausgehend von diesen Grundsätzen ist zunächst der erforderliche Nor-
maltarif zu ersetzen. Diesen kann der Tatrichter in Ausübung seines Er-
messens nach § 287 ZPO schätzen. Die Schätzgrundlage gibt § 287 Abs. 
1 ZPO dabei nicht vor. Die Schadenshöhe darf lediglich nicht auf der 
Grundlage falscher oder offenbar unsachlicher Erwägungen festgesetzt 
werden und ferner dürfen wesentliche, die Entscheidung bedingende 
Tatsachen, nicht außer Acht bleiben. Auch darf das Gericht in für die 
Streitentscheidung zentralen Fragen auf nach Sachlage unerlässliche 
fachliche Erkenntnisse nicht verzichten (BGH, NJW-RR 2010, 1251). 
Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung ist es gleichwohl zulässig, den 
„Normaltarif“ grundsätzlich auf der Grundlage von Listen oder Tabellen, 
die bei der Schadensschätzung Verwendung finden können, zu ermitteln 
(BGH, Urteil vom 18. 5. 2010 - VI ZR 293/08). Der Tatrichter kann sich zur 

    Rechtsprechung

Schwacke ist Fraunhofer vorzuziehen, kein Mischmodell Fracke

1. 	 Die erstinstanzliche Anwendung der Schwacke-Liste ist nicht zu beanstanden. Die Kammer bekräftigt die vorzugswürdige Anwendung der Schwa-
cke-Werte vor den Fraunhofer-Werten.

2. 	 Für die Schwacke-Liste sprechen die örtliche Nähe der Werte, die Berücksichtigung auch von Nebenkosten und die Verwendung nicht nur von Inter-
netpreisen, wie bei den Werten der Fraunhofer-Liste festzustellen ist.

3. 	 Auch die Fracke-Werte sind von den fehlerhaften Fraunhofer-Werten beeinflusst. Daher wird auch dieser Wert abgelehnt.
4. 	 Gegen die Anwendbarkeit der Schwacke-Liste hat die Beklagte keinen konkreten Sachvortrag gehalten.
5. 	 Ein Sachverständigengutachten wird als ungeeignet angesehen, den Mietwagenmarkt von vor zwei Jahren zu begutachten.

Landgericht Kaiserslautern, Beschluss vom 29.02.2024, Az. 1 S 91/23  
(Vorinstanz Amtsgericht Kaiserslautern, Urteil vom 05.10.2023, Az. 7 C 535/23)  

Im Ergebnis hält der Senat die geforderten Beträge für angemessen.  
Aufgrund der bereits vorprozessual umfangreichen anwaltlichen Tätig-
keit nach zögerlicher Regulierung der Versicherung des Schädigers und 

deren Verweis auf eine zwingend notwendige Abrechnung zunächst 
über die Kaskoversicherung des Geschädigten sieht das Gericht eine 
1,6-Gebühr als angemessen an.
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Schätzung daher sowohl der Fraunhofer, als auch der Schwacke Liste, als 
auch des arithmetischen Mittels bedienen, wobei der Bundesgerichtshof 
keiner der in der Rechtsprechung verwendeten Mietpreislisten den Vor-
zug gibt (vgl. BGH VersR 2013, 330; BGH VersR 2011, 769).

Vor diesem Hintergrund hält die Kammer - ihrer ständigen Rechtspre-
chung folgend - die Heranziehung des Modus der Schwacke-Liste als 
Schätzgrundlage gegenüber den übrigen in der Rechtsprechung herange-
zogenen Schätzgrundlagen nach wie vor für vorzugswürdig. Im Einzelnen 
beruht die Zugrundelegung der Schwacke-Liste durch die Kammer auf 
folgenden rechtlichen Erwägungen (zur ausführlichen, auf den hiesigen 
Landgerichtsbezirk übertragbaren Begründung, vgl. Landgericht Zwei-
brücken, Urteil vom 27.5.2014, 3 S 26/13 - juris):

a) 	 Der Schwacke-Liste liegen Ermittlungen in dreistelligen Postleit-
zahlengebieten zugrunde, sodass die Ergebnisse ortsnaher sind als 
bei Fraunhofer und eher dem nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs (vgl. BGH NJW 2008, 1519) maßgeblichen, regio-
nalen Markt, an dem Ort, an dem das Fahrzeug angemietet und über-
nommen worden ist, entsprechend (vgl. Landgericht Zweibrücken, 
Urteil vom 27.5.2014, 3 S 23/13). Die Fraunhofer-Liste bildet dagegen 
nur zweistellige Postleitzahlengebiete ab, sodass ihr Raster viel gröber 
als das der Schwacke-Liste ist (vgl. OLG Karlsruhe, NJW-RR 2012, 26). 
Sie ist daher nicht vollständig geeignet den, nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes maßgeblichen, örtlich relevanten Markt 
wiederzugeben. Hinzu kommt, dass die Fraunhofer Liste in erster Li-
nie auf Internetrecherchen beruht und die Abfragen weitgehend auf 
Anbietern mit telefonischer oder Online-Buchbarkeit beruhen. Dies 
führt dazu, dass gerade kleinere und aufgrund geringerer Auslastung 
auch teurere, in einem eher ländlich geprägten Raum wie Kaisers-
lautern, aber durchaus vorhandene örtliche Anbieter in die Fraunho-
fer Statistik nicht mit einbezogen werden, was eine Preisreduzierung 
begründet, die jedoch nicht den örtlich relevanten Markt, unmittelbar 
nach einem Unfall in einem eher ländlichen Raum wie Kaiserslautern 
widerspiegelt (vgl. Landgericht Zweibrücken, Urteil vom 27.5.2014, 3 
S 26/13). Hinzu kommt, dass die Fraunhofer-Liste im Gegensatz zur 
Schwacke Liste auch nicht alle mögliche Preisbestandteile (Haftungs-
reduzierung, Navigationsgerät, Winter reifen etc.) berücksichtigt, die 
in der Praxis aber tatsächlich verlangt werden.

b) 	 Auch die Entscheidung des Pfälzischen Oberlandesgerichts Zweibrü-
cken vom 22. Januar 2014, Az. 1 U 165/11, rechtfertigt aus Sicht der 
Kammer keine andere Entscheidung. Das Pfälzische Oberlandesgericht 
schließt sich in dieser Entscheidung einer im Vordringen befindlichen 
Ansicht an, nach der die bekannten Vor- und Nachteile von Schwacke-
Liste und Fraunhofer-Liste durch die Anwendung des arithmetischen 
Mittels der nach Schwacke-Liste und Fraunhofer-Liste ermittelten 
Werte angemessen ausgeglichen werden können (OLG Saarbrücken 
NJW-RR 2010, 1251; OLG Karlsruhe, NJW-RR 2012, 26; OLG Celle 
NJW-RR 2012, 802 und MDR 2013, 1340 OLG Köln, Urt. v. 30. Juli 
2013 -15 U 186/12). Diese Auffassung ist aus Sicht der Kammer nicht 
konsequent. Denn zur Begründung der Mittelwertberechnung wird 
ausdrücklich auf die Unsicherheiten und Bedenken gegen jede der bei-
den Erhebungsmethoden sprechenden Argumente Bezug genommen 
und im Ergebnis das Mittel dieser beiden jeweils in gewissen Punkten 
als bedenklich erachteten Methoden gewählt. Aus dem Mittel zwei-
er fehlerhaften Methoden ergibt sich jedoch keine eindeutig richtige 
Methode (vgl. Landgericht Frankenthal, Urteil vom 23.12.2009, 2 S 
136/09; Landgericht Zweibrücken, Urteil vom 27.5.2014, 3 S 26/13). 
Zudem ist auch nicht ersichtlich, dass die Mittelwertberechnung die 
Schwächen der beiden Erhebungsmethoden ausgleicht. Vielmehr wer-
den verschiedene Schätzgrundlagen, die nach unterschiedlichen Me-
thoden ermittelt sind, in unzulässiger Weise vermischt, ohne dass dies 
eine genauere Abbildung des örtlich relevanten Mietwagenmarktes 
zur Folge hätte. Durch das zusammenzählen und Teilen wird weder 
die Stationsdichte noch der Marktanteil der jeweiligen Anbieter be-
rücksichtigt. Schließlich ist auch nicht erkennbar, wie bei der Zugrun-
delegung des arithmetischen Mittels die Nebenkosten sachgerecht 
ermittelt werden sollen. Da die Fraunhofer-Liste diese nicht ausweist 
und daher auch die Bildung eines arithmetischen Mittelwertes nicht 
möglich ist, müsste insoweit wiederum inkonsequenterweise und we-

nig nachvollziehbar ausschließlich auf die Schwacke-Liste abgestellt 
wer den. Schließlich erscheint aus Sicht der Kammer auch das Ar-
gument der Rechtssicherheit wenig überzeugend. Trotz der von vie-
len Obergerichten vertretenen Ansicht, das arithmetische Mittel als 
Schätzgrundlage zugrunde zu legen, halten zahlreiche Landgerichte 
an der Schwacke- Liste als Schätzgrundlage fest (z.B. Landgericht 
Frankenthal Urt. v. 12.03.2014, 60 239/12; Landgericht Zweibrücken, 
Urteil vom 27.5.2014, 3 S 26/13).

Auch die weiteren von der Berufung vorgetragenen Einwendungen sind 
nicht geeignet Zweifel an der Zuverlässigkeit der Schwacke-Liste als 
Schätzgrundlage zu begründen. Nach der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs bedarf die Eignung solcher Listen oder Tabellen zur Scha-
densschätzung nur dann der Klärung, wenn mit konkreten Tatsachen auf-
gezeigt wird, dass geltend gemachte Mängel der Schätzungsgrundlage 
sich auf den zu entscheidenden Fall in erheblichem Umfang auswirken 
(BGH, NJW-RR 2010, 1251). Allein der Umstand, dass die vorhandenen 
Markterhebungen im Einzelfall zu deutlich voneinander abweichenden 
Ergebnissen führen können, reicht dagegen nicht aus, um Zweifel an der 
Eignung der einen oder anderen Erhebung als Schätzungsgrundlage zu 
begründen (BGH NJW 2011, 1947, 1948). Die Anwendung der Schwa-
cke Liste begründet vielmehr nur dann Bedenken, wenn vorgetragen und 
insbesondere durch Einholung eines Sachverständigengutachtens unter 
Beweis gestellt wird, dass ein vergleichbares Fahrzeug für den entspre-
chenden bzw. gleichen Zeitraum wesentlich günstiger hätte angemietet 
werden können (vgl. BGH, NJW-RR 2011, 823; NJW-RR 2011, 1109). Der 
Geschädigte hat sich bei der Anmietung der Ersatzfahrzeuge nur auf 
den ihm in seiner Lage ohne Weiteres offenstehenden Markt zu begeben 
(BGH, Urteil vom 9.10.2007, VI ZR 27/07; BGHZ 132, 373).

Konkrete Umstände, welche derartige Bedenken begründen und Anlass 
zu einer kritischen Überprüfung der herangezogenen Schätzgrundlagen 
geben könnten, wurden vorliegend aber weder erstinstanzlich noch in der 
Berufung vorgetragen. Daher war auch kein Sachverständigengutach-
ten einzuholen, zumal ein Sachverständigengutachten zum Beweis der 
Marktsituation zum streitgegenständlichen Zeitraum auch nicht geeig-
net ist, da ein Sachverständiger kaum in der Lage sein dürfte, auf einen 
zurückliegenden Zeitraum von mehr als zwei Jahren die Marktsituation 
nachzuvollziehen und sich insoweit ebenfalls entsprechender Listen be-
dienen müsste (vgl. Landgericht Zweibrücken, Urteil vom 27.5.2014, 3 S 
26/13). Daran vermögen auch die von der Beklagten zitierten Entschei-
dungen nichts zu ändern. Auch aus diesen ergeben sich keine Auswir-
kungen auf den konkret zu entscheidenden Fall.

Da die Berufung keine Aussicht auf Erfolg hat, legt das Gericht aus Ko-
stengründen die Rücknahme der Berufung nahe. Im Falle der Berufungs-
rücknahme ermäßigen sich vorliegend die Gerichtsgebühren von 4,0 auf 
2,0 Gebühren (vgl. Nr. 1222 des Kostenverzeichnisses zum GKG).

Bedeutung für die Praxis:

Bereits das Amtsgericht hatte die Beklagte zu weiterem Schadenersatz 
verurteilt. Die Linie lautete Schwacke statt Fracke oder Fraunhofer. Das 
Landgericht weist die Berufung der Beklagten gegen eine erstinstanzliche 
Anwendung der Schwacke-Liste zurück. Das Berufungsgericht hat sei-
ne eigene Auffassung von der Anwendbarkeit der Schwacke-Liste und 
der Ablehnung von Fracke und Fraunhofer ausführlich begründet und 
betont. Die Fraunhofer-Liste und das Mischmodell werden nicht als 
vorzugswürdig angesehen. Gegen das Mischmodell spreche, dass hier 
Schwächen zweier völlig unterschiedlicher Methoden ausgeglichen sein 
sollen. Das sei unzulässig, da hieraus keine genau Abbildung des örtlich 
relevanten Mietwagenmarktes erfolge. Auch ein Sachverständigengut-
achten könne sich zwei Jahre nach der Ersatzanmietung keine Erkennt-
nisse erbringen, sondern sich lediglich auf die bekannten Listen stützen. 
Dagegen habe die Beklagte nichts Konkretes vorgebracht. Vorzüge der 
Fraunhofer-Liste aufzuzählen sei kein konkreter Sachvortrag. Eine ge-
nerelle Erkundigungspflicht des Geschädigten könne nicht festgestellt 
werden und insofern auch kein Verstoß gegen die Schadenminderungs-
pflicht. Insbesondere ist der Geschädigte nicht verpflichtet, sich an die 
Schädiger-Versicherung zu wenden. 
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Sachverhalt

In dem Rechtsstreit XXX Klägerin, gegen XXX Beklagte, hat die 1. Zi-
vilkammer des Landgerichts Bonn auf die mündliche Verhandlung vom 
22.12.2023 durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht XXX als Ein-
zelrichter für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 4.108,34 € nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 6.822,19 € seit 
dem 28.07.2023 bis zum 04.12.2023, aus 4.108,34 € seit dem 04.12.2023 
und aus 135,41 € seit dem 16.08.2023 sowie außergerichtliche Rechts-
anwaltsgebühren in Höhe von insgesamt 676,24 € nebst Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 02.10.2023 zu 
zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreites werden der Beklagten auferlegt.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

Die Klägerin, ein Autovermietungsunternehmen, nimmt die Beklagte aus 
abgetretenem Recht auf Ersatz der Kosten für die Anmietung von zwei 
Mietfahrzeugen ihrer nachfolgend benannten Kunden in Anspruch. Die 
Fahrzeuge der Unfallgegner der Kunden waren zum Unfallzeitpunkt bei 
der Beklagten haftpflichtversichert. Die Haftung der Beklagten dem 
Grunde nach ist zwischen den Parteien unstreitig.

Zur Überbrückung der unfallbedingten Ausfallzeit ihrer unfallbeschä-
digten Fahrzeuge vermietete die Klägerin ihren Kunden Ersatzfahrzeuge, 
wobei die Beklagte zu Fall 1. die Notwendigkeit der Anmietdauer von 66 
Tagen bestreitet.

1.	 Mit Vertrag vom 17.04.2023 (B1.11 d.A.) vermietete die Klägerin der 
XXX GmbH einen Volkswagen Caddy Maxi EcoProfi der Mietwagen-
klasse 5. Die Kundin nutzte das Fahrzeug in der Zeit vom 17.04. bis 
zum 21.06.2023 und legte mit dem Fahrzeug 2.086 Kilometer zurück. 
Hierfür stellte die Klägerin ihr einen Betrag von 6.822,19 € in Rech-
nung (Bl. 10 d.A.). Das verunfallte Fahrzeug der Kundin war ein Volks-
wagen T6.1 ABT Transporter der Mietwagenklasse 7. Nach Erhalt der 
Reparaturrechnung am 20.11.2023 zahlte die Beklagte für die Dauer 
von 33 Tagen an die Klägerin 2.849,26 €.

2.	 Mit Vertrag vom 20.07.2023 (Bl.14 d.A.) vermietete die Klägerin 
Herrn XXX einen Nissan Micra der Mietwagenklasse 3. Der Kunde 
nutzte das Fahrzeug in der Zeit vom 10.07. bis zum 14.07.2023. Hier-
für stellte die Klägerin ihm einen Betrag von 588,73 € nach der Miet-
wagenklasse 2 in Rechnung (Bl. 13 d.A.). Das verunfallte Fahrzeug 
des Kunden war ein Dacia Duster der Mietwagenklasse 3. Hierauf 
zahlte die Beklagte vorgerichtlich einen Betrag von 453,32 €.

Die Differenz zwischen diesen Rechnungsbeträgen und den Zahlungen 
ist Gegenstand dieses Rechtsstreites. Wegen der Berechnung und Zu-
sammensetzung dieser Beträge im Einzelnen wird auf die eingangs 
zitierten Rechnungen Bezug genommen. Gleiches gilt für die Zusam-
mensetzung der eingeklagten Rechtsanwaltskosten (Tabelle Bl. 21 
d.A.).

Die Klägerin vertritt die Rechtsansicht, die streitgegenständlichen Miet-
wagenkosten seien der Höhe nach ersatzfähig. Für die Beurteilung der 
Erforderlichkeit dieser Kosten sei als Orientierungshilfe auf das arithme-
tische Mittel der in der Schwackeliste (Automietpreisspiegel 2022) im 
Postleitzahlengebiet der Autovermietung ausgewiesenen Normaltarife 
nach Wochen-, 3-Tages- und Tagesspreisen (vgl. Bl. 17 d.A. für Gruppe 
5 und Bl. 16 d.A. für Gruppe 2) abzustellen, zuzüglich eines pauschalen 
Aufschlages von 20 %, und der Nebenkosten (Tabellen Bl. 18 - 19 d.A.) 
soweit angefallen, erbracht und vereinbart. Die in den Fällen 1. und 2. 
abgerechneten Beträge lägen - was zwischen den Parteien unstreitig 
ist – noch unterhalb der sich aus dieser Orientierungshilfe ergebenden 
Werte. Insoweit nimmt die Klägerin Bezug auf die mit der Klageschrift 
eingereichte und in rechnerischer Hinsicht unstreitige Übersicht „Ver-
gleichsberechnung“ (Tabellen Bl. 20 d.A.).

Die Klägerin vertritt ferner die Rechtsansicht, die von der Beklagten zi-
tierte Fraunhoferliste (Marktpreisspiegel Mietwagen Deutschland des 
Fraunhofer-Institutes für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO) käme 
seit den neuesten Ausgaben ab 2020 als Schätzungsgrundlage nicht 
mehr in Betracht. Sie behauptet - was die Beklagte erstmals mit Schrift-
satz vom 19.01.2024 bestritten hat -, Fraunhofer vermische mit der 
Preisermittlung anhand von Angeboten auf der Basis des ACRISSSystems 
unterschiedliche Mietwagenklassen zu einem arithmetischen Mittel ei-
ner angeblich ermittelten Mietwagengruppe.

Sie trägt hierzu unwidersprochen folgendes vor:

-	 In Kapitel 5 der Fraunhoferliste ab 2020 werde ausgeführt, einen 
gleitenden Durchschnitt nach Fahrzeugklassen ermittelt zu haben. 
Dies bedeute eine Glättung (= Entfernung) von Daten. Die ersichtlich 
starken Marktpreisschwankungen würden gleichverteilt gewichtet. 
Eine sachgerechte Bildung eines realen Markpreises sie dadurch un-
möglich.

-	 Im Vorwort der Fraunhoferliste Ausgabe 2021 werde der Aufbau und 
die Nutzung eines Datenpools von insgesamt 3.987 (in der Ausgabe 
2022: 3.370) Einzeladressen der Stationen von Mietwagenanbietern 
im gesamten Bundesgebiet genannt, die telefonische Erhebung von 
4.503 Einzelpreisen beziehe sich aber nur auf 2.408 (in der Ausgabe 
2022: 1.876) Anmietstalionen, die für die weiteren Auswertungen 
genutzt worden seien. Die Aussage einer 100-prozentigen Telefoner-
hebung auf Seite 31 des Vorwortes sei in Anbetracht der Differenz 
von 1.579 (in der Ausgabe 2022: 1.854) Adressen (Stationen) be-
fremdlich.

Abkehr von Fracke, Anwendung Schwacke

1. 	 Die Anwendung der Fraunhofer-Werte zur Schätzung erforderlicher Mietwagenkosten ist sowohl in Reinform als auch in Form der Mittelwertbildung 
Fracke abzulehnen.

2. 	 Die Fraunhofer-Liste ist nach neuesten Erkenntnissen nicht mehr zur Schätzung des Schadenersatzes für die Anmietung eines Ersatzwagens geeig-
net.

3. 	 Ein Gutachten des Bundesverbandes der Autovermieter für die Region der Anmietung durch den Geschädigten bestätigt die nochmals konkretisier-
ten Kritikpunkte der Klägerin gegen die Verwendbarkeit der Fraunhofer-Werte.

4. 	 Durch Reparaturrechnung und -ablaufplan nachgewiesene Ausfallzeit begründet die lange Mietdauer. Das Werkstattrisiko trägt der Schädiger.
5. 	 Aufgrund unfallbedingt erforderlicher Zusatzleistungen ist ein Aufschlag auf den Normaltarif zu berücksichtigen.
6. 	 Kosten erforderlicher Nebenleistungen sind ebenso vom Schädiger zu erstatten.

Landgericht Bonn, Urteil vom 01.03.2024, Az. 1 O 324/23
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    Rechtsprechung

-	 Für 2021 seien keine Preise für die Fahrzeugklassen 1., 2. und 4. 
erhoben worden, für 2022 keine Preise für die Klassen 1. und 2.

-	 Schwacke ermittele die Mietwagenklassen aller Fahrzeuge nach, der 
unverbindlichen Preisempfehlung der Hersteller. Fraunhofer ermitte-
le seine Preisinformationen im Internet über eine Preissuchmaschine 
auf elektronischem Wege, wobei die Mietwagenunternehmen dort 
die Fahrzeuge auf Basis des sogenannten ACRISS-Systems anbie-
ten würden. Dies sei eine Mietwagenklassifizierung nach Ausstat-
tungsmerkmalen für touristische Zwecke. Die Autovermieter würden 
im Internet also keine konkreten Fahrzeuge bzw. Fahrzeuggruppen, 
sondern lediglich Fahrzeuge mit bestimmten Ausstattungsmerk-
malen anbieten, die durch 4 Buchstaben für die Fahrzeugkatego-
rie (Fahrzeugausmaße), die Bauart (Limousine, Kombi, SUV etc.), 
das Getriebe („Unbekannt“‚, Schaltung, Automatik, Allrad) und den 
Treibstoff gekennzeichnet seien.

	 Das beispielhaft auf Seite 12 der Replik (Bl. 85 d.A) angeführte In-
ternetangebot eines Vermieters betreffend einem „VW Golf oder 
ähnlich“ mit dem ACRISS-Code CLMR erfasse Fahrzeuge mit einem 
Preisunterschied von 30.000,00 €.

	 Im Fall 1. ermittele Fraunhofer für Gruppe 5 einen durchschnittlichen 
Internetpreis von 53,65 €, der tatsächliche Preis im Raum Bonn habe 
jedoch im Jahre 2022 80,35 € betragen.

	 Das Gutachten über Mietwagenpreise in der Region Bonn für 
das Jahr 2022 des Bundesverbandes der Autovermieter e. V. vom 
22.03.2023 (Bl. 134 - 227 d.A) komme deshalb zu dem zutreffenden 
Schluss, dass die von Fraunhofer ermittelten Preise nicht der Realität 
entsprächen.

-	 lm Fall 2. (Gruppe 2) habe Fraunhofer keine Werte ermittelt.

-	 Hätten die Geschädigten der Fälle 1. und 2. ein ihrer Mietwagen-
klasse und Größe (Elektrotransporter und Klein-SUV) annährend 
vergleichbares Fahrzeug im Internet angemietet, so hätten sie einen 
höheren Mietzins als bei der Klägerin gezahlt (vgl. Screenshots der 
Firma Sixt, Seiten 17 und 18 der Replik = Bl. 90 und 91 d.A).

Die Klägerin verweist schließlich zur Reparaturdauer von 66 Tage im Fall 
1. auf die eingereichte Reparaturrechnung vom 02.10.2023 (Bl. 112 - 118 
d.A.) nebst dem Reparaturablaufplan vom 14.09.2023 (BI. 111 d.A.) der 
Autohaus XXX GmbH & Co. KG.

Hinsichtlich des mit der Klage ursprünglich begehrten Zahlungsbetrages 
für den Fall 1. haben die Parteien den Rechtsstreit mit Schriftsätzen vom 
04.12. und 14.12.2023 übereinstimmend in Höhe von 2.849,26 € für er-
ledigt erklärt.

Die Klägerin beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an sie 4.108,34 € 
nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 
6.822,19 € seit dem 28.07.2023 bis zum 04.12.2023, aus 4.108,34 € seit 
dem 04.12.2023 und aus 135,41 € seit dem 16.08.2023 sowie außer-
gerichtliche Rechtsanwaltsgebühren in Höhe von insgesamt 676,24 € 
nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte vertritt die Rechtsansicht, für die Beurteilung der Erfor-
derlichkeit die streitgegenständlichen Mietwagenkosten sei als Orientie-
rungshilfe allein auf die Listen des Fraunhofer-lnstitutes, und zwar den 
Marktpreisspiegel Mietwagen 2022 (so Seite 3 der Klageerwiderung) für 
das Postleitzahlengebiet 53 (Interneterhebung; Anzug als Anlage BLD1 
= Bl. 54 d.A.) und der Übersicht für das Postleitzahlengebiet 5 (telefo-
nische Erhebung; Auszug als Anlage BLD2 = Bl. 55 d.A. 9 abzustellen.

Die Beklagte behauptet, der Schwacke Mietpreisspiegel bilde aufgrund 
gravierender Erhebungsmängel nicht die tatsächliche Marktlage ab. 
Dazu würde an die Autovermieter ein Bogen zur Datenerhebung ausge-
geben, in die jeder Autovermieter seine Preise eintragen könne, davon in 

eine Tabelle den „Unfallersatztarif“, ferner - was zwischen den Parteien 
unstreitig ist - in eine andere Tabelle den Tarif für Selbstzahler. Überprüft 
würden die Angaben - von wenige Stichproben abgesehen – nicht. Aus-
weislich des als Anlage BLD3 (Bl. 56 - 58 d.A.) vorgelegten Angebotes 
der Firma Sixt in Bornheim für eine ad-hoc-Anmietung vom 30.10.2023 
hätte der Kunde im Fall 2. einen Pkw VW T-Cross oder gleichwertig für 
einen Zeitraum von 5 Tagen zu einem Preis von lediglich 243,99 € anmie-
ten können.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf 
die zwischen den Parteien gewechselten Schriftsätze, die zu den Akten 
gereichten Unterlagen sowie das Parteivorbringen in der mündlichen Ver-
handlung (Seite 2 des Sitzungsprotokolls vom 22.12.2013 = Bl. 271 d.A) 
Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist begründet.

I.
Die Klägerin hat aus abgetretenem Recht (§ 398 Satz 2 BGB) gegen die 
Beklagte einen Anspruch auf Zahlung von 4.108,34 € für den Fall 1. sowie 
von 135.41 € für den Fall 2. aus § 7 Abs.1 StVG in Verbindung mit § 249 
Abs.1 und Abs.2 Satz 1 BGB und § 115 Abs.1 Satz 1 Ziffer 1. VVG.

1.	 Zur Frage der ersatzfähigen Höhe von Mietwagenkosten hat das 
erkennende Gericht mit Urteil vom 16.03.2028 - 1 O 224/17 - die 
Berechnung aus dem arithmetischen Mittel des Normaltarifes nach 
der Schwacke-Liste (Automietpreisspiegel 2015 und 2016) und der 
Fraunhofer-Liste 2015 und 2016 befürwortet (ebenso Urteil vom 
29.12.2017 - 1 O 281/17 -) und dazu folgendes ausgeführt:

a)	 Bei der Berechnung der ersatzfähigen Kosten der erforderlichen An-
mietung eines Ersatzfahrzeuges durch ihre geschädigten Vertrags-
partner geht die Klägerin zunächst zu Recht aus dem arithmetischen 
Mittel des Normaltarifes nach dem „Mietpreisspiegel“ des Unterneh-
mens eurotaxSchwacke („Schwacke-Liste“) und der Fraunhofer-Liste 
jeweils aus dem Jahre 2015 beziehungsweise 2016 in ihrem Post-
leitzahlengebiet aus (vgl. OLG Köln, Urteil vom 10.11.2016 - 15 U 
59/16 = NJOZ 2018, 96, 97 Rd.4; OLG Köln, Urteil vom 16.06.2015 
- 15 U 220/14 = BeckRS 2016, 06499 Rd.14f.; OLG Köln, Urteil vom 
30.07.2013 - 15 U 186/12 = NZV 2014, 314, 316; LG Aachen, Urteil 
vom 20.05.2016 - 11 0 366/15 = BeckRS 2016, 16110; MüKo/Oetker, 
BGB, 7. Aufl. 2016, § 249 Rd.432; Palandt/Grüneberg, BGB, 77. Aufl. 
2018, § 249 Rd.33 jeweils m.w.N.). Denn beide Tabellenwerke sind 
zwar nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes generell für 
die hier vorzunehmende Schadensschätzung nach § 287 Abs. 1 ZPO 
geeignet (vgl. BGH, Urteil vom 12.04.2011 - VI ZR 300/09 = NJW 
2011, 1947, 1948f. Rd.18, OLG Köln, aaO., NZV 2014, 314, 316). Indes 
bestehen sowohl bei der Schwacke-Liste als auch bei den Fraunho-
fer-Listen Bedenken gegen die Repräsentativität des dort abgebil-
deten Preisgefüges und damit gegen die Aussagekraft in Bezug auf 
die tatsächlichen Marktverhältnisse:

	 Die Fraunhofer-Liste beruht, wie auch die Beklagte in der Klageer-
widerung (dort S.4 unter B. = Bl. 38 d.A.) bestätigt, nach den un-
widersprochenen Ausführungen der Klägerin in der Replik (dort S.2 
- 9) auf einer eher „internetlastigen“ (vgl. LG Wiesbaden, Urteil vom 
30.07.2015 - 3 S 117/14 = Bl. 85 - 88 d.A.: Palandt/Grüneberg, aaO, 
§ 249 Rd.33 m.w.N.) Parteierhebung des Gesamtverbandes der Deut-
schen Versicherungswirtschaft, mit der Zielsetzung der Darstellung 
möglichst niedriger Preise für Mietwagen, die lediglich auf nunmehr 
10 Anbieter beschränkt wurde, bei denen über das Internet gebucht 
werden konnte (vgl. OLG Köln, aaO., NZV 2014, 316 m.w.N.: LG Wies-
baden, aaO.). Andererseits bestehen auch bei der Schwacke-Liste in 
Anbetracht der Übersendung entsprechender Fragebögen an Miet-
wagenunternehmen unter Offenlegung des Verwendungszweckes 
Gefahren einer Ergebnismanipulation, zumal die dort angegebenen 
3-Tages- und Wochenpreise entgegen den allgemeinen Marktmecha-
nismen der Preisbildung im Durchschnitt kaum eine nennenswerte 
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Einsparung gegenüber einem darunterliegenden Mietzeitintervall 
ergeben (vgl. OLG Köln. aaO., NZV 2014, 316 m.w.N.: vgl. auch OLG 
Koblenz, Urteil vom 02.02.2015 - 2 U 925/13 = SVR 2015. 299ft. im 
konkreten Fall auf die Mittelwerte der Fraunhofer-Erhebung zurück-
greifend). Dass sich aus der Schwacke-Liste mit den tatsächlichen 
Preissteigerungen in Handel und Industrie nicht korrespondieren-
de Preissteigerungen ergeben, die Tarife aus der Fraunhofer-Liste 
demgegenüber durchschnittlich gesunken sind, unterstreicht diese 
Überlegungen (vgl. OLG Köln, aaO., NZV 20141 316) einer eher ver-
mieterbegünstigenden Tendenz der einen und einer eher versicherer-
begünstigenden Tendenz der anderen Seite dieser Tabellenwerke.

	 Die Bildung des arithmetischen Mittels aus beiden Tabellenwerken 
auf der ersten Stufe der Berechnung gewährleistet deshalb in Bezug 
auf die tatsächlichen Marktverhältnisse die erforderliche Repräsen-
tativität und Aussagekraft.

b)	 Dieser, nach dem insoweit unwidersprochenen Vorbringen der Kläge-
rin auch nach den eingangs aufgezeigten Kriterien errechnete, Tarif 
stellt den hier im Rahmen der Schätzung (§ 287 ZPO) ermittelten 
ortsüblichen Normaltarif dar (OLG Köln, aaO., NZV 2014, 315 unter 
11.3; Balke SVR 2015, 300 m.w.N.). Die demgegenüber von der Be-
klagten aufgeworfene Frage der Ersatzfähigkeit der (vollen) Sätze 
eines Unfallersatztarifes bei der Zugänglichkeit eines Normaltarifes 
für den Geschädigten (vgl. dazu nur Palandt/Grüneberg, aaO., § 249 
Rd.34 m.w.N.), bedarf deshalb in diesem Rechtsstreit keiner Vertie-
fung.

2.	 Hinsichtlich der Eignung der Fraunhofer-Liste seit den neuesten 
Ausgaben ab 2020 als Schätzungsgrundlage hat die Klägerin indes 
substantiiert und einleuchtend konkrete Umstände dargelegt, aus 
denen sich ergibt, dass dieser neue Marktpreisspiegel an inhalt-
lichen und methodischen Fehlern leidet. Diese Mängel stehen einer 
Heranziehung der vorgelegten Fraunhofer-Liste 2022 (so Seile 3 der 
Klageerwiderung) beziehungsweise 2021 (so Seite 18 der Replik) im 
vorliegenden Fall entgegen. Insoweit wird auf das deshalb ausführ-
lich im Tatbestand wiedergegebene Vorbringen der Klägerin Bezug 
genommen.

	 Die Beklagte setzt sich mit diesen Ausführungen inhaltlich nicht aus-
einander (§ 138 Abs-1 und Abs.2 ZPO), obwohl ihr dies als insoweit 
branchenkundige Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung ohne wei-
teres möglich gewesen wäre.

	 Sie verweist allein auf die fehlende Eignung des Schwacke-Mietpreis-
spiegels (Seite 6 der Klageerwiderung) und stützt dies auf die Erhe-
bung Fraunhofer Marktpreisspiegel Mietwagen Deutschland 2008 
(Seite 8 ebenda) sowie auf die Eignung der Fraunhofer-Liste ausspre-
chende Entscheidungen des Bundesgerichtshofes vom 12.04.2011 - 
VI ZR 300/09 - (Seite 8 ebenda) sowie des Oberlandesgerichts Köln 
vom 30.07.2013 - 15 U 186/12 - (Seiten 3ff. des Schriftsatzes vom 
04.12.2023). Diese Aspekte und die damalige Rechtsprechung fan-
den aber bereits Eingang in die vorstehend unter 1.1. zitierten Urteile 
des erkennenden Gerichts. Sie stellen deshalb weder die Eignung des 
SchwackeMietpreisspiegels in der damaligen und erst Recht nicht in 
der aktuellen Fassung in Frage.

	 Gleiches gilt für die Eignung der Fraunhofer-Liste in der/den diesem 
Rechtsstreit zugrundeliegenden Fassung/en, die bereits in einem 
weiteren rechtskräftigen Urteil der 1. Zivilkammer des Landgerichts 
Bonn vom 22.09.2023 - 1 O 36/23 - (Kopie Bl. 119 - 130 d.A.) für den 
dort zur Entscheidung unterbreiteten Lebenssachverhalt verneint 
worden ist. Diese Entscheidung ist in der mündlichen Verhandlung 
im Einzelnen erörtert worden (vgl. Seite 1 des Sitzungsprotokolls), 
ohne dass die Beklagte hierzu konkrete Umstände dargetan hat, die 
eine abweichende Beurteilung tragen könnten.

	 Mit nachgelassenem Schriftsatz vom 19.01.2024 (Seite 2) führt die 
Beklagte erstmals aus: Es wird bestritten, dass in der Fraunhofer-
Liste für eine bestimmte Mietwagenklasse die Werte verschiedener 
Mietwagenklassen vermischt sind. Der diesbezügliche Klägervortrag 

fand sich indes bereits in der Replik vorn 16.11.2023, während sich 
der der Beklagten gewährte Schriftsatznachlass lediglich auf den 
Klägerschriftsatz vom 14.12.2023 bezog (vgl. Seite 2 des Sitzungs-
protokolls). Dieses erstmalige Bestreiten entkräftet aber in dieser 
Allgemeinheit unabhängig von der bestehenden Präklusionswirkung 
(arg. § 296a ZPO) den eingangs dargestellten substantiierten Kläger-
vortrag nicht (arg. § 138 Abs.1 und Abs.2 ZPO).

3.	 Anschließend an diese Würdigung verbleibt damit als Grundlage für 
eine Schätzung der erforderlichen Mietwagenkosten in den streit-
gegenständlichen Fällen 1. und 2. nach § 287 ZPO allein das arith-
metische Mittel der in der klägerseits vorgelegten Schwacke-Liste 
(Automietpreisspiegel 2022).

a)	 Für den Fall 1. ergibt sich daraus für das Postleitzahlengebiet 533* 
eine Wochenpauschale von 680,76 € und eine 3-Tagespauschale von 
351,61 E (vgl. Mietpreisspiegel Bl. 17 d.A.), mithin für die streitge-
genständlichen 9 Wochen und 7 Tage ein Betrag von 6.478,45 €.

	 Ausgehend von dem eingangs errechneten Normaltarif von 6.478.45 € 
erhöht sich dieser noch um einen Aufschlag von 20 % (vgl. OLG Köln, 
Urt. v. 16.06.2015 - 15 U 220/14 = BeckRS 2016, 06499 Rd.14 - 16; 
OLG Köln NZV 2011, 450,452; sowie bereits das erkennende Gericht 
mit Urteil vom 16.03.2018 - 1 O 224/17). Denn ein Aufschlag auf den 
Normaltarif rechtfertigt sich im Unfallersatztarif-Geschäft schon 
deshalb, weil hiermit für den Mietwagenunternehmer, der regelmä-
ßig in Vorleistung tritt und sein Fahrzeugangebot in diesem Markt-
segment ausgesprochen flexibel gestalten muss, gegenüber dem 
Normaltarif ein höherer Risiko- und Kostenaufwand verbunden ist. 
Der Aufschlag von 20 % bildet dieses Risiko in angemessener aber 
auch in ausreichender Weise ab.

	 Im Vergleich zu diesen Werten rechnete die Klägerin unter dem 
05.07.2023 einen geringeren Betrag von 4.407,15 € netto für die rei-
ne Miete des Fahrzeuges ab. Die Erforderlichkeit der in der Rechnung 
der Klägerin ferner mit 1.280,40 € ausgewiesenen Haftungsreduzie-
rung (vgl. Seite 11 der Klageerwiderung) bedarf keiner Vertiefung. 
Denn selbst unter Berücksichtigung dieser Position wird die Grenze 
der oben genannten erforderlichen Kosten eingehalten. Gleiches gilt 
für die Positionen „Zustellen“ und „Abholung“.

	 Soweit die Beklagte die Notwendigkeit einer Anmietung über 66 Tage 
bestritten hat, erklärt sich die Reparaturdauer aus der dazu vorge-
legten Reparaturrechnung vom 02.10.2023 nebst dem Reparaturab-
laufplan vom 14.09.2023. Gerade letzterer weist die konkreten Grün-
de für die Dauer der komplexen Reparaturmaßnahmen im Einzelnen 
aus. Ein Verstoß der geschädigten Kundin gegen eine Schadensmin-
derungspflicht ist weder erkennbar noch von der Beklagten darge-
legt worden. Gleiches gilt für einen nach dem Beklagtenschriftsatz 
vom 04.12.2023 (Seite 2) lediglich noch verbleibenden Verdacht einer 
unzutreffenden Dokumentation und/oder Abrechnung der Autohaus 
XXX GmbH & Co. KG. Die eingetretenen Verzögerungen bei der Er-
satzteilbeschaffung, dem Fahrzeugtransport und den Reparatur-
arbeiten selbst sind vielmehr dem Schädiger zuzurechnen (vgl. nur 
Grüneberg/ders., BGB. 83. Aufl. 2024, § 249 Rd.37 m.w.N.).

	 Das ursprünglich mit Seite 11 der Klageerwiderung formulierte pau-
schale Bestreiten der Anmietung eines klassentieferen Fahrzeuges 
hat die Beklagte auf die konkrete Bezeichnung des Fahrzeuges in der 
Replik (dort Seite 36) nicht aufrechterhalten (§ 138 Abs.3 ZPO).

b)	 Für den Fall 2. ergibt sich in Anwendung dieser Grundsätze daraus für 
das Postleitzahlengebiet 533* eine 3-Tagespauschale von 278,22 €  
sowie zwei 1-Tagespauschalen von insgesamt 198,58 € (vgl. Miet-
preisspiegel Bl. 16 d.A.), mithin ein Betrag von 476,80 €. Dieser erhöht 
sich ausweislich der in rechnerischer Hinsicht unstreitigen Übersicht 
„Vergleichsberechnung“ (Tabellen Bl. 20 d.A.) zuzüglich eines pau-
schalen Aufschlages von 20 % und der Nebenkosten (Tabellen Bl. 18 
- 19 d.A.) auf 776,89 €.

	 Nach den insoweit für Fall 2. entsprechend geltenden Ausführungen 
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Sachverhalt

In dem Rechtsstreit XXX Klägerin, gegen XXX Beklagte, hat das 
Amtsgericht Duisburg Hamborn auf die mündliche Verhandlung vom 
02.04.2024 durch die Richterin XXX für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, 1.050,14 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 
% Punkten über dem Basiszinssatz seit dem 18.10.2023 an die Firma 
XXX auf die Mietwagenkostenrechnung vom 11.05.2023, Rechnungs-
Nr.: 50072455 zu zahlen.

Geschädigter ist nicht an Preisvorgabe gebunden

1.	 Ein Verstoß des Geschädigten gegen seine Pflicht zur Geringhaltung des Schadens ist nicht festzustellen.
2. 	 Insbesondere hatte der Geschädigte keine Veranlassung, das Mietwagen“angebot“ des Haftpflichtversicherers anzunehmen.
3. 	 Die Schätzung der erforderlichen Kosten der Ersatzmobilität mittels Mischmodell ergibt höhere Mietwagenkosten, als von der Klägerin verlangt werden.
4. 	 Auch Kosten erforderlicher Nebenleistungen des Mietwagen-Services sind von der Beklagten zu erstatten.
5. 	 Ein Abzug für ersparte Eigenkosten entfällt bei klassenkleinerer Anmietung.
6. 	 Die Kosten des Reparaturablaufplan sind erstattungsfähig, wenn der Versicherer des Schädigers die berechtigte Mietdauer bestreitet.

Amtsgericht Duisburg-Hamborn, Urteil vom 07.05.2024, Az. 9 C 329/23 

unter 1.3.a) ist der von der Klägerin unter dem 20.07.2023 abge-
rechnete Betrag von 588,73 € damit ersatzfähig.

	 Die ursprünglich mit Seite 13 der Klageerwiderung pauschal be-
strittene Erforderlichkeit eines Navigationsgerätes hat die Beklagte 
nach dem Hinweis in der Replik (dort Seite 35) auf das ihr vor-
liegende Schadensgutachten nicht aufrechterhalten (§ 138 Abs.3 
ZPO).

4. 	 Dass den Geschädigten von diesen ortsüblichen Normaltarifen ab-
weichende günstigere Tarife in der konkreten Unfallsituation zu-
gänglich gewesen sind, diese mithin bei der Inanspruchnahme der 
Leistungen der Klägerin gegen ihre Schadensminderungspflichten 
verstoßen haben könnten (§ 254 Abs.2 BGB), hat die Beklagte nicht 
hinreichend dargetan (vgl. auch OLG Köln NJOZ 2018, 96, 97f. 
Rd.5ff. und Rd.10). Konkreter Tatsachenvortrag hierzu fehlt. Der 
Hinweis auf ein am 30.10.2023 ermitteltes Angebotes der Firma 
Sixt für den Fall 2. ist schon in zeitlicher Hinsicht nicht aussage-
kräftig.

II.
Die dem Grunde und der Höhe nach unstreitigen vorgerichtlichen 
Rechtsanwaltskosten von insgesamt 676.24 € sind als (eigener) Ver-
zugsschaden der Klägerin aus den §§ 280 Abs.1 und Abs.2, 286 Abs.1, 
249 Abs.1, 251 Abs.1 BGB zu ersetzen. (…)

Bedeutung für die Praxis

Das Landgericht Bonn bestätigt seine Abkehr von der Fraunhofer-Liste 
und begründet das ausführlich mit neuen Erkenntnissen für aktuelle 
Ausgaben der Liste. Das erstinstanzliche Urteil, das der Haftpflichtver-
sicherer nicht zur Überprüfung zum OLG Köln tragen wollte, enthält 
mehrere bedeutende Argumente, warum die Fraunhofer-Liste auch im 

Rahmen des Mischmodells nicht mehr angewendet werden kann. Viele 
Gerichte wollen die für sie bequeme Fracke-Linie nicht verlassen und ver-
weisen immer wieder lapidar darauf, dass beide Listen kritikwürdig seien. 
Gegen die Schwacke-Liste wird dann nur Unkonkretes, Unbewiesenes 
und Falsches wiederholt wie z.B. ungerechtfertigte Preissteigerungen. 
Das Gericht hat sich mit den vielfältigen Argumenten des „einleuchten-
den und nachvollziehbaren“ Vortrages der Klägerin zur Fraunhofer-Liste 
befasst. 

Dazu zählen:
a) 	 kein realer Marktpreis durch „Glättung“ (= Entfernung) von Daten, 
b)	 Erhebungen sind keine Totalerhebungen, 
c) 	 die Liste ist unvollständig und fehlerhaft, da sie keine Werte für un-

tere Klassen enthält. Dadurch wird unklar, wo die Preise der kleineren 
Fahrzeuge einsortiert wurden. Wurden die in höheren Klassen ein-
geordnet, ist die Folge ein niedrigerer Durchschnittwert dort. Denn 
wird z.B. ein Preis für ein Fahrzeug der Klasse 3 fehlerhaft der Klasse 
4 zugeordnet, sinkt der Durchschnittspreis in Klasse 4 ungerechtfer-
tigt, 

d)	 Unmöglichkeit der korrekten Zuordnung von im Internet angebote-
nen Fahrzeugen in Mietwagenklassen, 

e)	 konkrete Internetbeispiele und das Gutachten des Bundesverbandes 
der Autovermieter Deutschlands e.V. belegen falsche Fraunhofer-Er-
gebnisse. 

Diese Kritikpunkte zu inhaltlichen und methodischen Fehlern bei Fraun-
hofer konnte die Beklagte nicht ausräumen. Das Gericht hielt sie für so 
gravierend, dass es für eine Schätzung der erforderlichen Kosten nur 
noch die Schwacke-Liste heranzieht.

Bereits mit der Vorleistungs-Notwendigkeit des Mietwagenunterneh-
mens in Bezug auf den Mietzins, auf den der Vermieter oft lange warten 
muss, und der Breite des vorzuhaltenden Fuhrparks begründet das Ge-
richt einen unfallbedingten Aufschlag auf den Normaltarif.
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Die Beklagte wird verurteilt, 90,00 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 % 
Punkten über dem Basiszinssatz seit dem 18.10.2023 an die Firma XXX 
auf die Kostenrechnung vom 22.06.2023, Rechnungs-Nr.: 3300786306 
zu zahlen.

Die Beklagte wird verurteilt, Zinsen in Höhe von 5% Punkten über 
dem Basiszinssatz aus einem Betrag in Höhe von 755,23 EUR seit dem 
18.10.2023 an die Firma XXX auf die Reparaturkostenrechnung vom 
22.05.2023, Rechnungs-Nr.: 3300783296 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden der Beklagten auferlegt.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstre-
ckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des 
Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Klägerin vor 
der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstre-
ckenden Betrags leistet.

Tatbestand

Die Parteien sind verbunden durch ein Verkehrsunfallereignis vom 
08.04.2023 in Duisburg-Hamborn. Die Haftung dem Grunde nach so-
wie die Einstandspflicht der Beklagten als zuständige Haftpflichtver-
sicherung des Schädigerfahrzeuges stehen außer Streit. Die Klägerin 
ließ den Fahrzeugschaden sodann bei der Werkstatt XXX (VW) in Höhe 
einer Reparaturkostenrechnung von 5.174,44 EUR (brutto) instand 
setzen. Zuvor holte sie ein DEKRA-Schadengutachten bezüglich des 
Unfallschadens ein, wonach die Reparaturkosten mit netto 4.767, 53 
EUR zu beziffern sein. Mit E-Mail vom 12.05.2023 forderte sie die Be-
klagte zum Ausgleich der Rechnung gegenüber der Werkstatt auf. Die 
Beklagte regulierte in der Folgezeit 4.419,31 EUR als Reparaturkosten. 
Die Klägerin mietete ferner ein Mietfahrzeug für die Zeit vom 25.04. 
bis 11.05.2023 in der Mietwagengruppe 7 zu einem Preis in Höhe von 
1.629,97 EUR netto bei der Firma XXX an. Ausweislich des Schadens-
gutachtens der DEKRA ist das klägerische Fahrzeug in die Mietwagen-
gruppe 8 einzuordnen. Die Beklagte bezweifelte die Dauer der Anmie-
tung und begehrte die Vorlage eines Reparaturablaufplanes, welchen 
die Klägerin sodann erstellen ließ und nebst Rechnung in Höhe von 
90,00 EUR an die Beklagte übersandte. Ausweislich des Reparaturab-
laufplanes ist als Abholtag der 09.05.2023 vermerkt. Aufgrund ander-
weitiger Termine des zuständigen Fahrers erfolgte die Abholung des 
Fahrzeugs der Klägerin jedoch nicht bereits mit Reparaturfertigstel-
lung am 09.05.2023, sondern zwei Tage später, also am 11.05.2023. 
Die Klägerin begehrte von der Beklagten in der Folgezeit die Erstattung 
der Mietwagenkosten, woraufhin die Beklagte einen Betrag in Höhe 
von 579,83 EUR regulierte.

Die Klägerin ist der Ansicht, die abgerechneten Mietwagenkosten seien 
unter Berücksichtigung der Frackevergleichsrechnung der Höhe nach 
angemessen. Selbst wenn man nur 15 Anmiettage als erstattungs-
pflichtig erachten würde, läge der Grundbetrag bei 1.267,97 EUR, hier 
seien jedoch lediglich 996,21 EUR netto als Grundbetrag abgerechnet 
worden. Sie ist ferner der Ansicht, es fehle an einem konkreten an-
nahmefähigen Mietwagenangebot der Beklagten, sodass sie auch nicht 
gegen ihre Schadensminderungspflicht verstoßen habe.

Die Klägerin hat ursprünglich beantragt, die Beklagte zu verurtei-
len, an sie 1.895,27 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 % Punkten über 
dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen. Mit Schriftsatz 
vom 24.11.2023 hat die Klägerin die Abtretung etwaiger Schadenser-
satzansprüche gegen die Firma XXX Duisburg aus der Rechnung vom 
22.05.2023, Rechnungsnummer 3300783296 an die Beklagte erklärt, 
welche die Beklagte mit Schriftsatz vom 07.03.2024 angenommen hat.

Mit Schriftsatz vom 20.02.2024 hat die Klägerin die Klage umgestellt 
und beantragt nunmehr,

1.	 die Beklagte zu verurteilen, Euro 755,13 nebst Zinsen in Höhe von 5 
% Punkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit an die Fir-
ma XXX auf die Reparaturkostenrechnung vom 22.05.2023, Rech-
nungs-Nr.: 3300783296 zu zahlen;

2.	 die Beklagte zu verurteilen, Euro 1.050,14 nebst Zinsen in Höhe 
von 5 % Punkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit an 
die Firma XXX auf die Mietwagenkostenrechnung vom 11.05.2023, 
Rechnungs-Nr.: 50072455 zu zahlen;

3.	 die Beklagte zu verurteilen, Euro 90,00 nebst Zinsen in Höhe von 
5 % Punkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit an die 
Firma XXX auf die Kostenrechnung vom 22.06.2023, Rechnungs-
Nr.: 3300786306 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.
 
Die Beklagte ist der Ansicht, die Klägerin habe gegen ihre Pflicht zur 
Schadensminderung verstoßen, da die Beklagte ihr mit Schreiben vom 
12.04.2023 eine entsprechende Direktvermittlung eines Mietwagens 
angeboten haben, und es der Klägerin oblegen habe, dieses anzuneh-
men. Der Klägerin stehe demnach lediglich ein Anspruch auf Erstattung 
der Mietwagenkosten in Höhe der in der angebotenen Direktvermitt-
lung aufgeführten Höhe zu.

Mit Schriftsatz vom 07.03.2024 hat die Beklagte die Klageforderung 
zu Ziff. 1, mit Ausnahme der geltend gemachten Zinsen, „sofort“ „un-
ter Verwahrung gegen die Kostenlast“ anerkannt. Daraufhin hat das 
Gericht am 13.03.2024 Teilanerkenntnisurteil erlassen, mit dem Inhalt, 
die Beklagte zu verurteilen, 755,13 EUR an die Firma XXX auf die Re-
paraturkostenrechnung vom 22.05.2023, Rechnungs-Nr.: 3300783296 
zu zahlen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig und begründet.

Die mit Schriftsatz vom 20.02.2024 erfolgte Klageänderung, mit wel-
cher die Klägerin nicht mehr Zahlung an sich selbst, sondern an die 
Werkstatt begehrt, ist gemäß § 264 Nr. 2 ZPO zulässig (vgl. BGH Urt. v. 
16.1.2024 - VI ZR 266/22, BeckRS 2024, 2175 Rn. 27, beck-online). Mit 
Schriftsatz vom 24.11.2023 hat die Klägerin bereits die Abtretung et-
waiger Schadensersatzansprüche gegen die Werkstatt erklärt. Die Be-
klagte hat die Abtretung mit Schriftsatz vom 07.03.2024 angenommen. 
Insoweit bedarf es keiner Verurteilung Zug- um-Zug gegen Abtretung 
etwaiger Schadenersatzansprüche.

Aufgrund der Verursachung des Verkehrsunfalls durch das bei der Be-
klagten versicherte Kraftfahrzeug steht der Klägerin grundsätzlich ein 
Anspruch auf Schadensersatz nach § 7 Abs. 1 StVG, § 249 Abs. 2 BGB 
zu, so dass auch ein Direktanspruch gegen die Beklagte als Haftpflicht-
versicherer gem. § 115 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 VVG begründet ist.

Der Klägerin ist in Höhe von 1.050,14 EUR hinsichtlich der weiteren 
geltend gemachten Mietwagenkosten ein zu erstattender Schaden ent-
standen. Auch dieser Betrag ist zur Schadensbeseitigung erforderlich 
im Sinne von § 249 Abs. 2 S. 1 BGB.

Die Beklagte hat nicht bestritten, dass die von der Klägerin vorgelegte 
„Fracke Vergleichsrechnung“ zutreffend ist. In dieser Höhe schätzt das 
Gericht die erforderlichen Kosten. Denn soweit erforderlich sind die orts-
üblichen Mietwagenkosten auf der Grundlage des arithmetischen Mittels 
aus den Ergebnissen, die sich bei Anwendung der Schwacke Liste einer-
seits und des Fraunhofer Mietpreisspiegels andererseits im konkreten 
Falle ergeben, zu schätzen (OLG Düsseldorf v. 05.03.2019 - 1 U 74/18, 
MDR 2019, 800 ff.= NJW-RR 2019, 731 ff. (LS 2), Rn. 23 ff.)1 zit. n. juris; 
OLG Köln, Urteil vom 10. November 2016-1-15 U 59/16, Rn. 5 m. w. N., zit. 
n. juris). Zwar basiert die vorgelegte „Fracke-Vergleichsrechnung“ nach 
der dortigen Angabe auf den Werten für eine Anmietung im Jahr 2020. 
Für eine zwischenzeitliche Reduzierung der Mietwagenpreise bestehen 
aber keine Anhaltspunkte. Im Hinblick auf die Geldentwertung/Inflation 
ist eher von einer Preissteigerung auszugehen.

Nach der vorgelegten „Fracke-Vergleichsrechnung“ ergibt der Grund-
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preis bei der Mietwagengruppe 8 bei einer Anmietdauer von 15 Tagen 
1.267,97 EUR. Die Klägerin als Geschädigte hat grundsätzlich einen An-
spruch auf Ersatz der Mietwagenkosten für ein gleichwertiges bzw. ver-
gleichbares Fahrzeug, wie das unfallgeschädigte Fahrzeug. Das unfall-
geschädigte Fahrzeug ist vorliegend unstreitig in die Mietwagengruppe 
8 einzuordnen. Demnach ist auch für die Schadensberechnung die 
Mietwagengruppe 8 zu berücksichtigen ist und nach der vorgelegten 
Fracke Rechnung ein Grundpreis in Höhe von 1.267,97 EUR anzuset-
zen. Abgerechnet wurden indes lediglich 996, 21 EUR als Grundpreis. 
Insoweit ist es unschädlich, dass das Fahrzeug nicht wie im Repara-
turablaufplan angegeben, bereits am 09.05.2023 abgeholt worden ist, 
sondern erst zwei Tage später, da das Gericht bei der Berechnung eine 
Anmietdauer von 15 Tage berücksichtigt hat. Die Anmietdauer von 15 
Tage ist auch unstreitig, beziehungsweise beklagtenseits für „vertret-
bar“ erklärt worden.

Die Zusatzkosten sowie die Kosten für die Haftungsreduzierung sind 
ebenfalls in der geltend gemachten Höhe erstattungsfähig. Unter Be-
rücksichtigung einer nach „Fracke“ vorgegebenen Haftungsreduzierung 
von 25,54 EUR pro Tag und einer berechtigten Anmietdauer von 15 Ta-
gen, ergibt sich ein Betrag in Höhe von 383,10 EUR. Abgerechnet wurde 
indes lediglich ein Betrag in Höhe von 373,49 EUR. Für den Zusatzfahrer 
und die Navigation ergeben sich nach der „Fracke Vergleichsrechnung“ 
unter Berücksichtigung einer berechtigten Anmietdauer von 15 Tagen, 
insgesamt 290,40 EUR (132,30 + 158,10 EUR), abgerechnet wurden in-
des lediglich 260,72 EUR.

Ein Abzug von ersparten Eigenkosten ist im vorliegenden Fall nicht 
vorzunehmen. Soweit ein Abzug von ersparten Eigenkosten in Betracht 
kommt, soll dieser entfallen, wenn dieser der Billigkeit widersprechen 
würde (Grüneberg, in: Palandt, 79. Aufl. 2020, § 249 Rn. 36). Dies wird  
z. B. dann bejaht, wenn der Geschädigte ein einfacheres Fahrzeug an-
mietet, dessen Miete um ca. 10 % geringer ist als für einen gleichwer-
tigen PKW. So liegt der Fall hier.

Die geltend gemachten Mietwagenkosten sind damit insgesamt erstat-
tungsfähig.

Dem steht auch kein Verstoß der Klägerin gegen ihre Schadensminde-
rungspflicht gemäß § 254 Abs. 2 BGB entgegen, weil sie ein konkretes 
Mietwagenangebot der Beklagten vor Anmietung nicht angenommen 
hätte.
 
Dass sich ein ordentlicher und verständiger Mensch bei Vorliegen in-
haltlich vergleichbarer Mietwagenangebote für das günstigere Angebot 
entscheiden würde, liegt jedenfalls dann auf der Hand, wenn Anhalts-
punkte für die fehlende Seriosität des günstigeren Anbieters und seines 
Angebots nicht ersichtlich sind. Dies gilt auch dann, wenn bei unfall-
bedingter Anmietung das günstigere Angebot auf der Vermittlung des 
Haftpflichtversicherers des Schädigers beruht. Dementsprechend hat 
der BGH ausgesprochen, dass das Angebot des Haftpflichtversicherers 
des Schädigers an den Geschädigten, ihm ein Ersatzfahrzeug zur Ver-
fügung zu stellen oder zu vermitteln, beachtlich sein kann (BGH, Urteil 
vom 26.04.2016, Az. VI ZR 563/15, r+s 2016, 431 = NJW 2016, 2402 Rn. 
9). Hierdurch wird die Grundentscheidung des § 249 Abs. 2 S. 1 BGB, 
den Geschädigten davon zu befreien, die Schadensbeseitigung dem 
Schädiger anvertrauen zu müssen, und ihm die Möglichkeit zu eröffnen, 
sie in eigener Regie durchzuführen (vgl. BGH, NJW 2014, 2874 Rn. 29 
m.w.N.), nicht unzulässig unterlaufen (BGH, NJW 2019, 2538).

Der Geschädigte muss sich jedoch nur auf das Angebot des Versicherers 
einlassen, wenn es sich um ein konkretes Angebot zur Anmietung eines 
Fahrzeuges handelt. Die Versicherung muss ein derartig individualisier-
tes Angebot für einen Mietwagen machen, dass der Geschädigte nur 
noch mit bloßer Zustimmung annehmen muss. Das Mietwagenangebot 
des Haftpflichtversicherers muss konkret annahmefähig und zumutbar 
sein. Dies ist nur der Fall, wenn das Angebot Angaben zum Standort 
des Fahrzeuges, zum Ort und der Zeit der Anmietung, zum Fahrzeug-
typ/-modell, dem Tages-/Grundpreis/Tarif, dem konkreten Zeitpunkt 
der Zurverfügungstellung, den Übergabemodalitäten (Übergabeort, 
kostenlose Zustellung/Abholung) zur Kilometerlaufleistung, den Kosten 

für eventuelle Zusatzleistungen (z.B. Zusatzfahrer, Sonderausstattung), 
zu den Zahlungsmodalitäten (Vorkasse, Kreditkarte) und den Versiche-
rungsbedingungen (Selbstbeteiligung) enthält. Diesen Anforderungen 
wird das Schreiben der Versicherung vom 12.04.2024 (BI. 72 f. d.A.) 
zweifelsfrei nicht gerecht, da es sich nicht um ein individualisiertes 
Angebot handelt, welches die Klägerin mit einer bloßen Zustimmung 
hätte annehmen können.

Die Klägerin hat zudem einen Anspruch auf Erstattung der Kosten für 
den Reparaturablaufplan in Höhe von 90,00 EUR.

Die Kosten für die Erstellung des Reparaturablaufplans stellen ein 
Schaden im Sinne des § 249 BGB dar (vgl. Almeroth Schadensersatz, 
Rn. 505, beck-online). Bei der Erstattungsfähigkeit kommt es darauf an, 
dass die Kosten zu einer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung not-
wendig sind. Dies ist vorliegend der Fall, da die Beklagte mit Schreiben 
vom 11.08.2023 die Reparaturdauer bestritten hat.

Die Klägerin hat ferner einen Anspruch auf Zahlung von Rechtshängig-
keitszinsen. Der geltend gemachte Anspruch auf Zahlung von Rechts-
hängigkeitszinsen steht ihr nach § 288 Abs. 1 BGB bzw. § 291 BGB 
bereits mit Klagezustellung und nicht erst mit Klageumstellung zu. Die 
Klage war zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht unbegründet oder 
unschlüssig, sondern vielmehr folgte aus der Klageumstellung ledig-
lich eine Beweiserleichterung zugunsten der Klägerin aufgrund des 
Werkstatt und Prognoserisikos. Die mit den Klageanträgen zu Ziff. 2 
und Ziff. 3 geltend gemachten Kosten basieren schon gar nicht auf dem 
subjektiven Schadensbegriff, sodass insoweit ebenfalls der Zeitpunkt 
der Klagezustellung als Zinsbeginn maßgeblich ist. Nach den oben ge-
nannten Erläuterungen besteht hinsichtlich der Mietwagenkosten und 
der Kosten für den Reparaturablaufplan auch ohne Rückgriff auf das 
Werkstattrisiko ein Zahlungsanspruch.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO. Der Beklagten sind 
die Kosten des Rechtsstreits insgesamt aufzuerlegen. Bei dem mit 
Schriftsatz vom 07.03.2024 erfolgten Teil-Anerkenntnis, handelt es 
sich nicht um ein sofortiges Anerkenntnis im Sinne von § 93 ZPO.

Die Voraussetzungen des § 93 ZPO liegen nicht vor, da die Beklagte 
Veranlassung zur Klage gegeben hat. Die Beklagte hat mit Schriftsatz 
vom 13.11.2023 einen Antrag auf Klageabweisung gestellt.

Zwar hat die Klägerin ihren Klageantrag auf Zahlung der Klageforderung 
an die Werkstatt entsprechend der neueren Rechtsprechung des BGH 
vom 16.01.2024 zum Verfahren VI ZR 51/23 umgestellt. Jedoch war die 
Klage zuvor weder unschlüssig noch unbegründet. Der Anspruch auf 
Erstattung weiterer Reparaturkosten stand der Klägerin auch bereits 
zum Zeitpunkt der Klageerhebung zu. Aufgrund des Umstellens der Kla-
geanträge kann sich die Klägerin nunmehr lediglich auf die von dem 
BGH statuierte Beweiserleichterung des Werkstatt- und Prognoserisi-
kos zu Lasten der Beklagten berufen und muss nicht den Vollbeweis der 
Erforderlichkeit der Reparaturmaßnahmen, deren tatsächlicher Durch-
führung und dass die Reparaturkosten nicht etwa wegen überhöhter 
Ansätze von Material oder Arbeitszeit oder wegen unsachgemäßer oder 
unwirtschaftlicher Arbeitsweise der Werkstatt nicht erforderlich sind, 
erbringen. Der Klägerin blieb es insbesondere unbenommen weiterhin 
Zahlung an sich verlangen zu können, hätte dann aber die Erforderlich-
keit der Reparaturkosten voll nachweisen müssen.

(…)

Bedeutung für die Praxis

Der Versicherer zahlte sehr moderat berechnete Mietwagenkosten des 
Reparaturbetriebes nicht vollständig, da er dem Geschädigten ein ver-
meintlich verbindliches Direktvermittlungsangebot unterbreitet hatte. 
Das Gericht prüfte das Direktvermittlungsangebot, das der gegnerische 
Haftpflichtversicherer an den Geschädigten gerichtet hatte, in der ge-
botenen Ausführlichkeit. Das Ergebnis lautet wenig überraschend, dass 
es sich nicht um ein konkretes Angebot handelte, weshalb der Versi-



           27MRW 2024

Kein annahmefähiges Mietwagenangebot des Schädiger-Versicherers
1.	 Die Höhe der ersatzfähigen Mietwagenkosten sind anhand der „Fracke“-Methode zu bestimmen.
2. 	 Kosten erforderlicher Nebenleistungen für Haftungsreduzierung sind hinzuzusetzen.
3. 	 Da ein klassenniedrigeres Fahrzeug angemietet wurde, entfällt ein Abzug für ersparte Eigenaufwendungen.
4. 	 Der Geschädigte hatte keine günstigere Anmietmöglichkeit ausgeschlagen und daher nicht gegen seine Obliegenheit zur Geringhaltung des Scha-

dens verstoßen.

Amtsgericht Pforzheim, Urteil vom 28.03.2023, Az. 4 C 1698/22

Sachverhalt

In dem Rechtsstreit XXX Klägerin gegen XXX Beklagte wegen Schadens-
ersatzes aus Unfall hat das Amtsgericht Pforzheim durch den Richter am 
Amtsgericht (weiterer aufsichtsführender Richter) XXX am 28.03.2023 
aufgrund des Sachstands vom 27.03.2023 ohne mündliche Verhandlung 
gemäß § 495a ZPO für Recht erkannt:
 
(abgekürzt nach § 313a Abs. 1 ZPO)

1.	 Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 286,24 € nebst Zinsen 
hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
06.01.2023 zu zahlen.

2.	 Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3.	 Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

(…)

Entscheidungsgründe

I. 

Gemäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem 
Ermessen. Innerhalb dieses Entscheidungsrahmens berücksichtigt das 
Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt. 

II. 

1. 	 Die Klägerin hat gegen die Beklagte aus abgetretenem Recht An-

spruch auf Zahlung weiterer Mietwagenkosten in Höhe von 286,24 € 
aus § 7 Abs. 1, § 18 Abs. 2 Satz 1 StVG i.V.m. § 115 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 VVG bzw. § 823 Abs. 1 BGB sowie § 398 BGB.

a)	 Die Abtretung der Ansprüche des Geschädigten an die Klägerin ist 
zwischen den Parteien unstreitig (vgl. Anlage K1).

b)	 Im Ausgangspunkt ist eine Anmietdauer von zwölf Tagen anzusetzen; 
dies ist ebenfalls unstreitig geblieben.

c)	 Die Mietwagenkosten pro Tag schätzt das Gericht grundsätzlich gem. 
§ 287 ZPO in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des hie-
sigen Land- sowie Oberlandesgerichts nach der „Fracke“-Methode, 
d.h. nach dem arithmetischen Mittel der Werte nach Schwacke und 
Fraunhofer (vgl. OLG Karlsruhe, Urteil vom 01.02.2013 - 1 U 130/12 -, 
juris Rn. 78; LG Karlsruhe, Urteil vom 14.01.2014 - 9 S 396/12 -, juris 
Rn. 12). Die Klägerin hat nach der vorgenannten Methode einen Mit-
telwert von 588,51 € errechnet; hinzuzuaddieren ist der Aufschlag 
für CDW (Haftungsreduzierung; vgl. LG Karlsruhe Urt. v. 13.11.2009 
- 9 S 364/08 -, BeckRS 2011, 11101; Urt. v. 05.02.2010 - 9 S 469/08 
-, BeckRS 2012, 9233), hier in Höhe von 255,45 €. Die Berechnung 
ist nachvollziehbar, die Beklagte ist den eingesetzten bzw. errech-
neten Werten als solchen nicht entgegengetreten. Angemerkt hat 
die Beklagte insoweit lediglich, dass die im streitgegenständlichen 
Zeitraum geltende Reduktion der Mehrwertsteuer auf 16 % zu be-
rücksichtigen sei; dies ist indes erfolgt (vgl. Klageschrift S. 5; AS 5).

d)	 Dass bzw. aus welchen Gründen eine Anmietung zu dem nach den 
o.g. Grundsätzen berechneten Normaltarif nicht möglich gewesen 
wäre (vgl. dazu BGH, Urteil vom 14.10.2008 - VI ZR 308/07 -, NZV 
2009, 24; MüKoStVR/Almeroth, 1. Aufl. 2017, BGB § 249 Rn. 259), 
hat die Klägerin nicht dargetan. Hierauf kommt es ohnehin nicht an, 

cherer den Geschädigten auch nicht an diesen Preis binden konnte. Die 
Anforderung lautet, dass der Geschädigte in die Lage versetzt wird, das 
Angebot mit Alternativen anderer Anbieter zu vergleichen, zum Beispiel 
mit dem von seiner Werkstatt. Die häufige Aussage des Schädigerver-

sicherers „Vermieter sind viel zu teuer, denn sie verlangen einen Unfall-
ersatztarif, bei uns bekommen Sie den Mietwagen für Preis X und mehr 
zahlen wir nicht“ reicht nicht, um den Geschädigten auf diesen Preis 
zu verpflichten.

    Rechtsprechung



    Rechtsprechung
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    Rechtsprechung

Kein Verstoß gegen Schadenminderungspflicht nach Versicherer-„Hinweis“

1.	 Ein Schreiben des Versicherers an den Geschädigten, ein Mietwagen sei bei einer von ihm benannten Autovermietung für 57 Euro netto zu erhalten, 
ist nicht ausreichend, wenn es keine Angaben zum Umfang der Versicherung für das Fahrzeug enthält. 

2.	 Daher sind die zu erstattenden Kosten für Mietwagen anhand der Erforderlichkeit auf der Grundlage des Mischmodells Fracke zu beurteilen, § 249 
BGB.

3.	 Zur Bestimmung der Nebenkosten sind die Mittelwerte aus der Schwacke-Liste Nebenkostentabelle zu verwenden.
4.	 Ein Eigenersparnis-Abzug erfolgt nicht bei Anmietung eines klassenniedrigeren Fahrzeugs. 

Amtsgericht Köln, Urteil vom 07.11.2023, Az. 263 C 14/23

da die Klägerin ohnehin lediglich den oben genannten Betrag der 
Klagforderung zugrunde gelegt hat.

e)	 Demgegenüber kann sich die Beklagte nicht mit Erfolg darauf beru-
fen, dass dem Geschädigten eine (noch) günstigere Möglichkeit zur 
Verfügung gestanden hätte, einen Ersatzwagen anzumieten (§ 254 
Abs. 2 BGB).

aa)	 Dies würde voraussetzen, dass dem Geschädigten konkrete, gegen-
über dem „Normaltarif“ günstigere Angebote für einen konkreten 
Zeitraum genannt worden wären, die diesem ohne Weiteres zugäng-
lich gewesen wären (vgl. LG Berlin, Urteil vom 02.10.2014 - 41 S 8/14 
-, juris Rn. 12; zur Zugänglichkeit vgl. BGH, Urteil vom 02.02.2010 
– VI ZR 139/08-, NJW 2010, 1445; MüKoStVR/Almeroth, 1. Aufl. 
2017, BGB § 249 Rn. 259).

bb)	 Nach den konkreten Umständen des vorliegenden Falles können die-
se Voraussetzungen hier nicht bejaht werden.

	 Zwar mag ein Schadenssachbearbeiter der Beklagten mit dem Ge-
schädigten ein Gespräch geführt und die Möglichkeit der Anmie-
tung eines kostengünstigen Mietwagens des Kooperationspartners 
„Enterprise Rent-A-Car“ (ohne Rechtsformbezeichnung) themati-
siert haben (vgl. Anlage B1; AS 35); dementsprechend enthält auch 
die in derselben Anlage vorgelegte E-Mail einen Hinweis darauf, 
mit welchen Vorteilen die Anmietung eines Fahrzeugs des Part-
ners „Enterprise Rent-A-Car“ verbunden sei. Tatsächlich angebo-
ten wurde dem Geschädigten hier indes kein konkretes Fahrzeug; 
„verbindlich angeboten“ wird lediglich - was immer dies bedeuten 
mag -, den Kläger „an unseren Partner Enterprise Rent-A-Car zu 
vermitteln“ (Anlage B1, AS 34; Hervorhebung hinzugefügt). Dass 
das genannte Unternehmen bei einem Anruf des Klägers tatsäch-
lich ein konkretes Fahrzeug zum genannten Preis und den genann-
ten weiteren Konditionen angeboten hätte, hat die Beklagte indes 
selbst nicht behauptet; vorgetragen wird lediglich - ganz allgemein 
-, dass „ein Fahrzeug der Klasse 3“ (nicht Klasse 2 oder 1, wie hier) 
hätte angemietet werden können (vgl. Anlage B2; AS 37).

cc)	 Auf die Frage, ob ein Tausch des Ersatzfahrzeugs für den Geschä-
digten zumutbar gewesen wäre - das verbindliche Vermittlungsan-
gebot ist jedenfalls erst nach der bereits erfolgten Anmietung eines 
anderen Fahrzeugs eingegangen -, kommt es damit nicht mehr an.

e)	 Vom o.g. Gesamtbetrag ist angesichts der Anmietung eines klas-

senniederen Fahrzeugs (Klasse 1 statt 2) kein Abschlag für ersparte 
Eigenaufwendungen vorzunehmen (vgl. OLG Karlsruhe, Urteil vom 
01.02.2013 - 1 U 130/12 -, juris Rn. 78).

f)	 Angesichts der auf die Mietwagenkosten unstreitig regulierten 
452,40 € ist mithin noch weiterer Schadensersatz in Höhe von 
286,24 € zu leisten.

2.	 Die Verurteilung zur Zahlung der Nebenforderung gründet sich auf 
§§ 280 Abs. 2, 286, 291 BGB.

III

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO. Die Entscheidung zur vor-
läufigen Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708 Nr. 11, 
713 ZPO.

Bedeutung für die Praxis

Die Beklagte hatte den frühzeitigen Kontakt zum Geschädigten ge-
sucht, um ihm Preisvorgaben zu machen. Das Gericht prüfte, ob dabei 
ein konkretes und ohne Weiteres zugängliches Mietwagen-Angebot 
abgegeben wurde. Zwar hatte ein Schadensachbearbeiter auf eine An-
mietmöglichkeit zu ausgehandelten „Alles inklusive Minimalpreisen“ bei 
Enterprise hingewiesen. Doch handelte es sich nicht um ein konkretes 
und verbindliches Ersatzwagenangebot. Konkret wäre ein Angebot, wenn 
dem Geschädigten ein bestimmtes reales Fahrzeug inkl. seiner Details 
(um es auf seinen Anspruch auf vergleichbare Ersatzmobilität hin prü-
fen (lassen) zu können) für einen bestimmten Ort und einen bestimmten 
Zeitpunkt verbindlich, mit Preisangabe und Angabe der inkludierten Zu-
satzleistungen zugesichert würde (um nur noch „JA“ zu sagen). Das tun 
Versicherer jedoch nicht. In der Folge kann der Geschädigte nicht sicher 
sein, ob das Fahrzeug seinem Schadenersatzanspruch entspricht und es 
nicht mit anderen freien Marktangeboten vergleichen. Ob er also gegen 
seine Schadenminderungspflicht verstoßen würde, kann er ex ante nicht 
wissen. Daher ist es ihm ex post auch nicht vorzuwerfen und es besteht 
für ihn keine Preisvorgabe, die das eigentliche Ziel des Schädiger-Versi-
cherers war.
 
Das Amtsgericht Pforzheim widerspricht daher der Beklagten darin, dass 
dem Geschädigten mittels eines zumutbaren und annahmefähigen Miet-
wagenvermittlungsangebotes eine Preisvorgabe gemacht worden sein 
soll. 
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Sachverhalt

In dem Rechtsstreit XXX Klägerin, gegen XXX Beklagte, hat das Amts-
gericht Köln im schriftlichen Verfahren mit einer Schriftsatzeinrei-
chungsfrist bis zum 17.10.2023 durch die Richterin am Amtsgericht 
XXX für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 484,54 € nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 
23.06.2020 zu zahlen.

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin außergerichtliche Rechts-
verfolgungskosten in Höhe von 90,96 € nebst Zinsen in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.04.2023 
zu zahlen.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits tragen die Beklagte zu 31 % und die Klä-
gerin zu 69 %.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Beide Parteien dürfen die Voll-
streckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund 
des Urteils vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht die jeweils 
andere Partei vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des 
jeweils zu vollstreckenden Betrags leistet.

Tatbestand

Die Klägerin, ein Autovermietungsunternehmen, macht gegen die Be-
klagte, einen Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer, aus abgetretenem 
Recht einen Anspruch auf Ersatz von Mietwagenkosten aus einem Ver-
kehrsunfall geltend. Am 10.03.2020 ereignete sich ein Verkehrsunfall 
zwischen einem Fahrzeug des Geschädigten - und einem bei der Be-
klagten haftpflichtversicherten Pkw. Das Fahrzeug des Geschädigten 
war ein Fahrzeug der Schwacke-Gruppe 9. Der Geschädigte mietete bei 
der Klägerin am 18.03.2020 ein Ersatzfahrzeug an und unterzeichnete 
eine Erklärung mit folgendem Inhalt:

„Gleichzeitig trete ich meinen Schadenersatzanspruch auf Erstattung der 
Mietwagenkosten gegen das leistungsverpflichtete Versicherungsunter-
nehmen und seine versicherten Personen in Höhe des Bruttoendbetrages 
der Mietwagenrechnung erfüllungshalber an den Vermieter ab.“

Am 30.04.2020 gab er den Mietwagen zurück. Die Klägerin stellte für 
die Inanspruchnahme des Ersatzfahrzeugs für 44 Tage und Zusatz-
leistungen (Haftungsreduzierung) einen Betrag von 6.479,80 € brut-
to in Rechnung. Die Klägerin forderte die Beklagte mit Schreiben vom 
08.06.2020 zur Zahlung bis zum 22.06.2020 auf. Die Beklagte zahlte 
auf die Mietwagenkosten einen Betrag von 3.988,11 €. Mit anwalt-
lichem Schriftsatz mahnte die Klägerin die Beklagte erneut.

Die Klägerin meint, die Beklagte sei zur Erstattung der Mietwagen-
kosten insoweit verpflichtet, wie sie sich aus dem arithmetischen Mittel 
aus SchwackeMietpreisspiegel und Fraunhofer-Tabelle ergeben, näm-
lich in Höhe von noch 1.567,33 €.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 1.567,33 € zuzüglich Zinsen in 
Höhe von 5 %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 
23.06.2020 zu zahlen, sowie

die Beklagte zu verurteilen, an sie außergerichtliche Rechtsverfolgungs-
kosten in Höhe von 235,80 € zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 %-Punk-
ten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Die Beklagte behauptet, sie habe dem Geschädigten mit Schreiben 

vom 14.04.2020 mitgeteilt, dass eine Anmietung zum Tagespreis von 
57 € netto bei Firma Europcar oder Enterprise möglich sei. Bei beiden 
hätte der Geschädigte zu den genannten Konditionen ein adäquates 
Mietfahrzeug unter Einschluss der erforderlichen Nebenleistungen wie 
Reduzierung der Selbstbeteiligung in der Kaskoversicherung anmieten 
können.

Die Beklagte ist der Ansicht, die geltend gemachten restlichen Miet-
wagenkosten seien nicht erforderlich im Sinne von § 249 Abs. 2 BGB 
seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die wechselseitigen Schrift-
sätze der Parteien nebst Anlagen verwiesen.

 
Entscheidungsgründe

Die Klage ist teilweise begründet.

Der Klägerin steht ein Anspruch auf Zahlung weiteren Schadensersatzes 
gegen die Beklagte in Höhe von 484,54 € zu (§§ 7 Abs. 1, 17 Abs. 1 StVG, 
249 ff. BGB, 115 VVG, 398 S. 2 BGB).

Dem Geschädigten stand ein Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 
249 BGB zu, der infolge Abtretung vom 18.03.2020 auf die Klägerin 
übergegangen ist. An der Wirksamkeit der Abtretungserklärung beste-
hen keine Bedenken. Sie stellt weder eine ungemessene Benachteiligung 
dar, noch verstößt sie gegen das Transparenzgebot oder das Bestimmt-
heitsgebot.

Die Haftung der Beklagten ist dem Grunde nach unstreitig.

Die Anmietdauer von 44 Tagen ist zwischen den Parteien unstreitig.

Dem Geschädigten ist entgegen der Ansicht der Beklagten kein Ver-
stoß gegen § 254 BGB vorzuwerfen. Steht fest, dass dem Geschädigten 
ein günstigerer Normaltarif in der konkreten Situation „ohne Weiteres“ 
zugänglich war, so kann ihm eine kostengünstigere Anmietung unter 
dem Blickwinkel der ihm gemäß § 254 BGB obliegenden Schadensmin-
derungspflicht zugemutet werden (BGH, Urteil vom 26.04.2015, VI ZR 
563/15; LG Köln, Urteil vom 01.08.2017, 11 S 473/15). Das steht hier 
indes nicht fest. Soweit die Beklagte einwendet, sie habe dem Geschä-
digten schriftlich die Vermittlung eines Ersatzfahrzeugs angeboten, 
greift dies nicht durch. Ob das Schreiben dem Geschädigten zugegan-
gen ist, kann deshalb offenbleiben. Denn die Beklagte hat nicht aus-
reichend dargelegt, dass dem Geschädigten ein günstigerer Tarif in der 
konkreten Situation „ohne Weiteres“ zugänglich war. Bei dem Schrei-
ben vom 14.04.2020 handelt es sich gerade nicht um gleichwertiges 
Angebot, dessen Nichtannahme als Verstoß gegen § 254 Abs. 2 BGB 
zu werten wäre. Denn der Geschädigte wünschte, wie sich dem vor-
gelegten Mietvertrag entnehmen lässt, die Herabstufung der Selbst-
beteiligung auf 150 €. Die Beklagte hat dem Geschädigten indes den 
Abschluss einer Kaskoversicherung gar nicht angeboten. Der angespro-
chene Geschädigte weiß gerade nicht, mit welcher Selbstbeteiligung 
er zu rechnen hat und ob er sie durch Verhandlungsgeschick auf 150 € 
drücken kann und welche Auswirkungen dies wiederum auf den Miet-
preis hat. Die Schadensminderungspflicht geht nur so weit, dass der 
Geschädigte auf ein günstigeres und zugleich gleichwertiges Angebot 
zugreifen muss, nicht aber so weit, dass er dem Schädiger bei der Un-
terbreitung und Aushandlung solcher Angebote behilflich sein muss. 
Hinzu kommt, dass die Beklagte nicht konkret dargelegt hat, auf einen 
Anruf des Geschädigten hin überhaupt in der Lage gewesen zu sein, ein 
solches Fahrzeug (welches?) zur Verfügung zu stellen. Da die Beklagte 
die Darlegungspflicht für die tatsächlichen Voraussetzungen des § 254 
Abs. 2 BGB trägt, hätte sie hierzu näher vortragen müssen. Mangels 
weiterer Darlegung bleibt es bei dem Grundsatz, dass der Geschädigte 
Herr des Restitutionsverfahrens ist, das ihm nicht ohne Weiteres vom 
Schädiger aus der Hand genommen werden darf.

Der Höhe nach sind die Mietwagenkosten erforderlich, wenn sie dem 
am Markt üblichen Normaltarif entsprechen. Da der Unfallgeschädigte 
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dem Wirtschaftlichkeitsgebot entsprechen muss, kann er von mehre-
ren auf dem örtlich relevanten Markt - nicht nur für Unfallgeschä-
digte - erhältlichen Tarifen für die Anmietung eines vergleichbaren 
Ersatzfahrzeugs grundsätzlich nur den günstigeren Mietpreis als zur 
Herstellung objektiv erforderlich ersetzt verlangen. Den Maßstab für 
die wirtschaftliche Erforderlichkeit des gewählten Mietwagentarifs 
bildet der am Markt übliche Normaltarif. Diesen Normaltarif schätzt 
das Gericht in Ausübung des tatrichterlichen Ermessens gemäß § 287 
ZPO anhand des arithmetischen Mittels der Werte nach Schwacke-
Liste und Fraunhofer-Liste (OLG Köln, Urteil vom 30.07.2013, 15 U 
186/12; OLG Köln, Urteil vom 30.07.2013, 15 U 212/12). Bei der Scha-
densschätzung gemäß § 287 ZPO ist die Art der Schätzgrundlage für 
die Ermittlung des Normaltarifs im Einzelnen nicht vorgegeben. Die 
Schadenshöhe darf lediglich nicht auf der Grundlage falscher oder 
offenbar unsachlicher Erwägungen festgesetzt werden. Ferner dürfen 
wesentliche, die Entscheidung bedingende Tatsachen nicht außer Acht 
bleiben (vgl. BGH, NJW 2011, 1947ff.). Sowohl die Schwacke-Liste als 
auch die Fraunhofer-Liste sind dabei generell geeignete Tabellenwerke 
zur Schadensschätzung (vgl. BGH, NJW 2011, 1947ff.) und auch eine 
Schätzung nach dem arithmetischen Mittel beider Markterhebungen 
wurde vom Bundesgerichtshof nicht als rechtsfehlerhaft erachtet (vgl. 
BGH, NJW-RR 2010, 1251ff.). Das Gericht lehnt eine Schätzung anhand 
des arithmetischen bzw. gewichteten Mittels der Schwacke-Liste an-
gesichts der Preisentwicklung der Schwacke-Liste in den letzten Jah-
ren und zur Vereinheitlichung der Rechtsprechung im Bezirk des OLG 
Köln ab.
 
Bei der Schätzung ist in beiden Tabellen jeweils von dem arithme-
tischen Mittel auszugehen. Da die Fraunhofer-Tabelle - anders als die 
Schwacke-Liste - keinen Modus (d. h. den am häufigsten genannten 
Wert innerhalb der gesamten erhobenen Werte), sondern lediglich das 
arithmetische Mittel aller erhobenen Einzelwerte ausweist, werden da-
durch die beiderseitig maßgebenden Erhebungsmethoden angeglichen. 
Zudem spricht für ein Anknüpfen an den arithmetischen Mittelwert 
eine in der Gesamtschau geringere Fehlerneigung, denn beim Modus 
kann es zu erheblichen Verzerrungen kommen, wenn unter einer Viel-
zahl individueller Angebotspreise nur zwei vollständig übereinstim-
men, die darin unabhängig von der Höhe der anderen Werte den Modus 
bilden (OLG Köln, Urteil vom 30.07.2013, 15 U 212/12; OLG Celle NJW-
RR 2012, 802ff.). Maßgeblich ist das Preisniveau an dem Ort, an dem 
das Fahrzeug angemietet und übernommen wird (vgl. BGH, Urteil vom 
02.02.2010, VI ZR 7/09; BGH, Urteil vom 11.03.2008, VI ZR 164/07). 
Für die Berechnung ist ferner grundsätzlich - unabhängig von der bei 
Mietbeginn absehbaren bzw. geplanten Mietdauer - die jeweils tat-
sächlich erreichte Gesamtmietdauer maßgebend. Dieser wird der da-
von umfasste größte Zeitabschnitt entsprechend den Tabellenwerken 
entnommen und daraus ein entsprechender 1- Tages-Wert errechnet, 
der sodann mit der Anzahl der tatsächlichen Gesamtmiettage multipli-
ziert wird (OLG Köln, Urteil vom 30.07.2013, 15 U 212/12; OLG Celle, 
NJW RR 2012, 802ff.; OLG Köln, Schaden-Praxis 2010, 396ff.). Diese 
Berechnungsmethode erscheint vorzugswürdig, weil aus anderen Ver-
fahren bekannt ist, dass bei früherer Rückgabe des Mietfahrzeugs oder 
nachträglicher Verlängerung der Mietzeit keine Mehrkosten entste-
hen, der sich bei längerer Mietdauer anteilig geringere Kostenaufwand 
für die Abwicklung des Vertrages also nicht erhöht (OLG Köln, Urteil 
vom 30.07.2013, 15 U 212/12). Hinsichtlich der Fahrzeugklasse ist auf 
den angemieteten Ersatzwagen und nicht - wie die Klägerin meint - 
auf den beschädigten Unfallwagen abzustellen (OLG Köln, Urteil vom 
30.07.2013, 15 U 186/12).

Bei Anwendung dieser Grundsätze ist hier ein täglicher Mietpreis nach 
Schwacke 2020 (PLZ 816) in Höhe von 108,74 € und bei Fraunhofer 
2020 (PLZ 81) von 54,56 € zugrunde zu legen. Das ergibt eine gemittelte 
Grundmiete für 44 Tage von 3.592,47 €.

Bei der Schadensschätzung legt das Gericht hier die in der Nebenko-
stentabelle der zeitlich anwendbaren Schwacke-Liste angegebenen 
(Brutto-) Werte zu Grunde. Sind die aus dem konkreten Mietvertrag 
ersichtlichen tatsächlichen Kosten für die betreffende Nebenleistung 
niedriger, sind diese maßgeblich (OLG Köln, Urteil vom 30.07.2013, 15 
U 212/12).

Die Klägerin muss sich keinen Abzug für ersparte Eigenaufwendungen 
anrechnen lassen. Mietet der Geschädigte einen Ersatzwagen an, so 
erspart er in dieser Zeit wegen Nichtbenutzung des beschädigten Fahr-
zeugs eigene Aufwendungen, die er sich im Wege der Vorteilsausglei-
chung anrechnen lassen muss (Palandt/Grüneberg, BGB, § 249 Rn 36). 
Eine Vorteilsausgleichung unterbleibt, wenn der Geschädigte - wie hier 
- klassenniedriger anmietet. Der Geschädigte hat hier ein Ersatzfahr-
zeug der Klasse 8 angemietet.

Die Kosten für die abgeschlossene Vollkaskoversicherung sind in Höhe 
von 880,17 € erstattungsfähig. Der Geschädigte hat im Mietvertrag 
eine Haftungsreduzierung auf 150 € vereinbart. Das wurde im Miet-
vertrag festgehalten, der mit der Klageschrift vorgelegt wurde. Die 
Kosten für die Haftungsreduzierung sind erforderliche Schadensbe-
seitigungskosten. Das gilt auch für die Kosten einer Reduzierung des 
Selbstbehalts. Unabhängig davon, ob das bei dem Verkehrsunfall be-
schädigte Fahrzeug ebenfalls voll- oder teilkaskoversichert war, be-
steht jedenfalls grundsätzlich ein schutzwürdiges Interesse der Kun-
den, für die Kosten einer eventuellen Beschädigung des Mietfahrzeugs 
nicht selbst aufkommen zu müssen, zumal Mietwagen in der Regel 
neuer und damit höherwertiger sind als die beschädigten Fahrzeuge 
(OLG Köln, NZV 2007, 199). Dabei ist nicht maßgeblich, ob die Klä-
gerin tatsächlich eine Vollkaskoversicherung für die Fahrzeuge abge-
schlossen hat oder sich nur vertraglich gegenüber dem Geschädigten 
zur Haftungsbegrenzung verpflichtet. Seit 2011 sind zwar die Kosten 
für die Reduzierung des Selbstbehalts in den Mietwagenkosten nach 
Schwacke eingepreist. Das gilt aber nicht für die Kosten von einer Re-
duzierung des Selbstbehalts auf weniger als 500 €. Die abgerechneten 
Kosten von 880,17 € brutto liegen unter den sich aus der Schwacke-
liste 2020 ergebenden Kosten (44 x 25,06 € = 1.102,64 €), sodass sie 
erstattungsfähig sind.

Danach ergeben sich erstattungsfähige Mietwagenkosten in Höhe der

 Grundmiete			   3.592,47 €
 zuzüglich Kosten für Haftungsreduzierung	 880,17 €
 ergibt			   4.472,65 € brutto
 abzgl. geleisteter Zahlung von	 -3.988,11 €
 ergibt			   484,54 €.

Der Zinsanspruch beruht auf §§ 280, 286, 288 BGB.

Der Anspruch auf Zahlung der Rechtsanwaltsgebühren beruht auf §§ 
280, 286 BGB (1,3 Geschäftsgebühr aus 484,54 € zuzüglich Pauscha-
le).

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 92, 708 Nr. 11, 
711 ZPO.

Streitwert: 1.567,33 €

Es schätzt die zu erstattenden Kosten mittels Fracke zuzüglich Neben-
kosten, ohne Abzug einer Eigenersparnis-Pauschale.

Bedeutung für die Praxis

Das Amtsgericht Köln sieht in dem Schreiben der Beklagten an den 
Geschädigten kein konkretes und bindendes Mietwagenangebot und 
weist den Vorwurf der Verletzung der Schadenminderungsobliegenheit 
zurück. Auch wenn das „Angebot“ hier schriftlich und nicht lediglich 
mündlich erfolgte, war der Geschädigte nicht daran gebunden. Denn 
dem Geschädigten obliegt es nicht, für den Versicherer mit einem dem 
Versicherer genehmen Mietwagenanbieter die Details der Mobilitäts-
Ersatzleistung zu verhandeln. So lange der Schädiger-Versicherer kein 
in der Weise konkretes Angebot an den Geschädigten unterbreitet, 
dass dieser erkennen kann, dass es seinen Bedürfnissen (im Rahmen 
seiner Schadenersatzrechte) entspricht, hat er kein annahmefähiges 
Angebot erhalten. Dazu müsste er wissen, welche Teilleistungen bis 
hin zur Höhe der Selbstbeteiligung im „als Maximum benannten“ Preis 
inkludiert sind. 
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Keine gültige Preisvorgabe

1.	 Ein Geschädigter muss sich im Normalfall nicht nach einem besonders günstigen Mietwagen erkundigen, um einen Ersatzwagen zu mieten und den 
Preis vom Haftpflichtversicherer vollständig ersetzt zu bekommen. 

2. 	 Der Vorwurf des Schädigers wird zurückgewiesen, der Geschädigte habe gegen seine Pflicht zur Schadengeringhaltung verstoßen, denn statt eines 
Angebotes für ein alternativ anzumietendes Fahrzeug wurde nur ein allgemeines Informationsblatt zu Mietwagenpreisen übersandt.

3. 	 Die Schätzung der zu erstattenden Mietwagenkosten entsprechend der Erforderlichkeit erfolgt mittels Mischmodell.
4. 	 Kosten konkret angefallener Nebenleistungen für Haftungsreduzierung auf SB 150 und Zustellen/Abholen sind vom Versicherer zu erstatten.
5. 	 Ein Abzug für ersparte Eigenkosten ist in Höhe von 10 Prozent als angemessen anzusehen, hier jedoch wegen einer klassenkleineren Anmietung nicht 

vorzunehmen.
6. 	 Vorgerichtliche Anwaltskosten hält das Gericht in der Situation der Geltendmachung der Ansprüche aus abgetretenem Recht nicht für erforderlich, 

da der Autovermieter wisse, dass vorgerichtliche Nachzahlungen praktisch nicht vorkommen.

Amtsgericht Leverkusen, Urteil vom 19.04.2024, Az. 24 C 163/23

Sachverhalt

In dem Rechtsstreit XXX Klägerin, gegen XXX Beklagte, hat das Amtsge-
richt Leverkusen im schriftlichen Verfahren mit einer Schriftsatzeinrei-
chungsfrist bis zum 12.04.2024 durch den Richter am Amtsgericht XXX 
für Recht erkannt:

I. 	 Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 674,56 € nebst Zinsen 
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 
06.09.2023 zu zahlen. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

II. 	 Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens zu 92 % und die Kläge-
rin zu 8 %.

III. 	 Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die zu vollstreckende Partei 
kann die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % 
der zu vollstreckenden Forderung abwenden, sofern nicht die andere 
Seite zuvor Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Tatbestand:

Die Parteien streiten um Mietwagenkosten aus abgetretenem Recht nach 
Verkehrsunfall.

Die Haftung dem Grunde nach ist dahingehend unstreitig, dass der Ver-
sicherungsnehmer der Beklagten zu 100 % haftet und die Beklagte auch 
keine Einwendungen erhoben hat. Die Parteien streiten noch über die 
Höhe der Mietwagenkosten. infolge des Verkehrsunfalls vom 07.07.2020 
ist der Pkw VW Taigo des Geschädigten XXX beschädigt worden; der Ge-
schädigte mietete bei der Klägerin für den Zeitraum vom 13.07.2023 bis 

zum 25.07.2023 und damit für die Dauer von 13 Tagen ein Ersatzfahrzeug 
an. Hierfür stellte die Klägerin 1.405,02 € in Rechnung, worauf die Be-
klagte vorprozessual einen Betrag in Höhe von 676,00 € geleistet hat.

Die Beklagte wurde mit Schreiben vom 29.10.2023 unter Fristsetzung bis 
zum 05.09.2023 gemahnt.
 
Der Restbetrag in Höhe von 729,02 Euro sowie außergerichtliche Rechts-
verfolgungskosten werden mit der am 18.11.2024 zugestellten Klage gel-
tend gemacht.

Hinsichtlich der Mietwagenkosten rechnet die Klägerin unter Berufung 
auf ihre Rechnung wie folgt:
 
 -  13 Tag(e) inkl. aller KM		  900,01 Euro
 -  Haftungsreduzierung 13,00 Tage x 18,10 	 235,30 Euro
 -  Zustellen			   22,69 Euro
 -  Abholung 			   22,69 Euro
 Netto			11   80,69 Euro
 -  MwSt.			   224,33 Euro
 Gesamt 			1   405,02 Euro
 Abzüglich Zahlung 		  - 676,00 Euro
 Verbleibt			   729,02 Euro.
 
Die Klägerin hat die Klageforderungen hinsichtlich des Grundtarifes 
trotz erheblicher Bedenken, von begründeten Modifikationen abgesehen, 
in den letzten Jahren auf die Mietwagenrechtsprechung (sogenanntes 
Mischmodell aus der Fraunhofer- und der Schwackeliste) des OLG Köln 
und des LG Köln beschränkt, obgleich sie alleine die Schwacke-Liste für 
brauchbar hält. Mit Kenntnis der Fraunhofer-Liste 2021 habe Fraunho-

Im Zusammenhang mit den erstattungsfähigen Kosten der Haftungs-
reduzierung betreibt das Gericht allerdings Rosinen-Picken zwischen 
konkreten Beträgen der Rechnung und abstrakten Werten der Liste. 
Der Grundpreis wird vom Rechnungsbetrag auf den Listenwert Fracke 
reduziert, bei der Kasko wird sodann jedoch der Rechnungsbetrag 

als Obergrenze zur Schätzung herangezogen, obwohl der Listenwert 
höher ist. Hier wird abgezogen wegen Liste und dort wird abgezogen 
wegen Rechnung. Das erscheint als eine unzulässige Vermischung, 
denn letztlich geht es um den Gesamtbetrag des Schadenersatzan-
spruches.

    Rechtsprechung
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Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hält die abgerechneten Mietwagenkosten für überhöht.

Die Beklagte hält dem Zedenten einen Verstoß gegen die Schadensmin-
derungspflicht vor und behauptet, er hätte ein preiswerteres Fahrzeug 
anmieten können. Dazu beruft sich die Beklagte auf ihr Schreiben vom 
07.07.2023, mit welchem die Beklagte den Geschädigten darauf hinwies, 
dass sofern ein Mietwagen benötigt werden sollte, eine Anmietung eines 
Ersatzfahrzeuges derselben Mietwagenklasse seines verunfallten Fahr-
zeugs zu einem Tagespreis von brutto 52,00 € inklusive aller Nebenkos-
ten durch telefonische Anfrage bei der Beklagten erfolgen kann. In dem 
Schreiben wies die Beklagte zudem auf die besonders teuren Unfaller-
satztarife hin sowie dass diese von der Beklagten grundsätzlich nicht 
anerkannt werden.

Der Geschädigte trage eine Schadensminderungspflicht, welcher er durch 
die Beauftragung der Klägerin nicht nachgekommen sei. Dem Geschä-
digten wäre es ohne weiteres möglich gewesen, sich vor Anmietung des 
vorliegend angemieteten Ersatzfahrzeuges telefonisch mit der Beklag-
ten in Verbindung zu setzen und sich hinsichtlich eines Mietfahrzeuges 
zu informieren. Jedenfalls wird bestritten, dass dies dem Geschädigten 
nicht möglich gewesen wäre. Wenn der Geschädigte bereits ein Schreiben 
der Beklagten erhält, in welchem günstigere Möglichkeiten angeboten 
werden, ohne dass ihm Nachteile entstehen, sollte er sich bemühen, die-
sen nachzukommen oder ähnlich günstige Tarife zu nutzen und mit der 
Beklagten Rücksprache zu halten. Erkennbar sei dies nicht geschehen, 
sodass der Geschädigte seiner Schadenminderungspflicht nicht nachge-
kommen sei. Es ist vielmehr so, dass der Geschädigte das Schreiben der 
Beklagten schlichtweg ignoriert habe. Die Beklagte habe zudem mit dem 
als Anlage BLD 1 vorgelegten Schreiben dargelegt, dass zum Zeitpunkt 
der Anmietung eine günstigere Möglichkeit bestanden habe. Dass der Ge-
schädigte sich darüber hinaus weiter erkundigt habe, wird bestritten.

Die Beklagte beruft sich wegen der preiswerteren Anmietmöglichkeiten 
auf die von ihr übersandten Markpreisspiegel, insbesondere auf den Aus-
zug aus dem Marktpreisspiegel Mietwagen 2020 für das Postleitzahlen-
gebiet 53 (Interneterhebung - zweistelliger PLZ-Bereich). Der Wochen-
preis für einen Pkw der Gruppe 4 betrage dort im Mittel 206,30 €. Der 
Dreitagespreis beläuft sich auf 127,27 € und der Tagespreis auf 72,12 €. 
Ferner beruft sich die Beklagte auf eine Übersicht für das Postleitzahlen-
gebiet 5 bei (Interneterhebung - einstelliger PLZ-Bereich). Der Wochen-
preis für einen Pkw der Gruppe 4 belaufe sich im Mittel auf 211,13 €, der 
Dreitagespreis auf 129,74 € und der Tagespreis auf 74,68 €.

Auch im hier in Rede stehenden Zeitraum hätte der Geschädigte XXX 
ein vergleichbares Fahrzeug für die selbe Dauer inklusive sämtlicher Ki-
lometer und Vollkaskoversicherung zu den oben genannten, wesentlich 
günstigeren Preisen anmieten können.

Demgegenüber hält die Beklagte unter Zitierung der Rechtsprechung die 
Schwacke-Liste nicht als brauchbare Schätzgrundlage zur Bestimmung 
des erforderlichen Mietpreises. Der Schwacke Mietpreisspiegel sei nicht 
zur Schätzung des Normaltarifs geeignet. Aufgrund gravierender Erhe-
bungsmängel bilde die Liste nicht die tatsächliche Marktlage ab. Ein-
wendungen gegen den Schwacke Automietpreisspiegel sind dann zu be-
rücksichtigen sind, wenn mit konkreten Tatsachen aufgezeigt wird, dass 
geltend gemachte Mängel sich auf den zu entscheidenden Fall auswir-
ken. Demgegenüber sei der Fraunhofer Marktpreisspiegel eine geeignete 
Schätzungsgrundlage und dem Schwacke Mietpreisspiegel vorzuziehen.

Ein pauschaler Aufschlag wegen unfallbedingte Anmietung komme nicht 
in Betracht, wenn nicht konkret zu angeblich unfallbedingten Mehrko-
sten der Mietwagenfirma vorgetragen wird (BGH, Urteil vom 11.3.2008 
- VI ZR 164/07 - VersR 2008, 699). Bei der Anmietung an einem ge-
wöhnlichen Wochentag kann dem Geschädigten jedenfalls keine Eil- oder 
Notsituation zu Gute gehalten werden (siehe BGH NJW 2006, 2106, 2107 
Ziffer 13; NJW 2006, 2693f.). So liege es auch hier. Insofern könne auch 
auf die aktuelle Rechtsprechung des OLG Köln (Urteil vom 14.06.2011; 
Az. 15 U 9/11) verwiesen werden. Hiernach wäre ein Zuschlag selbst dann 
nicht hinzugerechnet werden, wenn die Anmietung am Tag des Unfalls 

fer nun selbst seine Unbrauchbarkeit als Schätzgrundlage dargelegt. Die 
Klägerin trägt vor, dass Fraunhofer auch für eine Teilschätzung nach dem 
sogenannten Mischmodell ungeeignet ist, da sie Mängel aufweist, die 
nicht mehr vom Schätzungsermessen des Tatrichters gedeckt sind. Sie 
meint, dass auf die Schwacke-Liste (Automietpreisspiegel) zur Ermittlung 
des Normaltarifes als Orientierungshilfe zurückgegriffen werden könne.

Wegen der Nebenkosten stützt sich die Klägerin auf die Schwacke-Liste.
 
Die Kosten für Bringe- und Abholservice seien erforderlich gewesen und 
angefallen. Der Verlust der Mobilität erfolgte durch Abgabe des Fahr-
zeugs in der der Beklagten bekannten Reparaturwerkstatt. Zwischen die-
ser Werkstatt in Sankt Augustin (Autohaus XXX) und dem Geschäftssitz 
der Klägerin in Alfter besteht eine erhebliche räumliche Lücke, die durch 
Anlieferung und Einsammeln der Fahrzeuge (mit jeweils 2 Mitarbeitern 
der Klägerin) in der Werkstatt geschlossen wurde.

Die Kosten für eine Vollkaskoversicherung ohne Selbstbeteiligung sind 
grundsätzlich erstattungsfähig (BGH VI ZR 74/04 vom 15.02.2005, NZV 
2005, 301). Im Schadenfall wurde jeweils eine Vollkaskoversicherung und 
Teilkaskoversicherung mit einer Selbstbeteiligung von 0,00 € vereinbart. 
Eine wirksame Vereinbarung einer Haftungsfreistellung mit einer jewei-
ligen Selbstbeteiligung von 0,00 € ergibt sich aus dem Mietvertrag mit 
gesonderter Unterschrift. Soweit die Beklagte bestreitet, dass das vermie-
tete Fahrzeug mit einer Selbstbeteiligung unter 500,00 € versichert sei, so 
ist dies für die Berechnung und die Erstattungsfähigkeit solcher Kosten 
völlig unerheblich. Es erstaune, dass die Beklagte scheinbar das Prinzip 
ihrer eigenen Geschäftstätigkeit nicht verstanden hat. Der Mietwagen-
unternehmer hat die Möglichkeit, das Vollkaskorisiko zu versichern oder 
das Risiko selbst zu tragen. Wenn Versicherung ihre Prämien zutreffend 
kalkulieren, dürften die Kosten bei beiden Alternativen identisch sein.

Ein Abzug für ersparte Eigenkosten kommt nicht in Betracht, weil der Ge-
schädigte ein klassenniedrigeres Fahrzeug angemietet hat. Bei dem ver-
mieteten Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen SU-RB xxx handelt es 
sich um einen VW Polo TSI Highline der Mietwagenklasse 4. Das verun-
fallte Fahrzeug des Geschädigten XXX gehört der Mietwagenklasse 5 an.

Hinsichtlich der Höhe eines ggf. zu berücksichtigenden pauschalen Auf-
schlags unfallbedingte Mehrleistungen und Nebenkosten und dessen 
„betriebswirtschaftlicher Bewertung“ hält sie unter Berufung auf die 
Schwacke-Liste und die Auffassungen der Verbände (von maximal 10 
Prozent bis mindestens 25 Prozent) 20 % für angemessen. Jedoch stelle 
sich im vorliegenden Schadenfall die Frage eines pauschalen Aufschlags 
nicht, da die Forderung der Klägerin unter der Berechnung nach Schwa-
cke (ohne Aufschlag) liege.

Den Verweis auf alternative Angebote im Internet hält die Klägerin für 
untauglich. Sie behauptet, die Beklagte habe ungenau ermittelt, was die 
Höhe der erwartbaren Alternativkosten anbelange. In Wirklichkeit seien 
die Alternativangebote im Internet noch teurer als die von der Klägerin 
in Rechnung gestellten Kosten. Hätte der Geschädigte XXX einen seiner 
Mietwagenklasse und Größe annährend vergleichbares Fahrzeug im In-
ternet angemietet, so hätten er einen höheren Mietzins als bei der Klä-
gerin gezahlt. Für den Schadenfall zitiert die Klägerin beispielhaft zwei 
entsprechende Internetausdruck der Firmen Sixt und Europcar (Screens-
hots). Dabei wurden die Nebenkosten entsprechend den tatsächlich in 
Anspruch genommen Leistungen (Vollkasko mit Selbstbeteiligung von 
0,00 €) berücksichtigt. Die Kosten für die Zustellung und Abholung des 
Fahrzeugs seien über das Internet nicht buchbar und müssten noch hin-
zugerechnet werden.

Wegen der außergerichtlichen Kosten beruft sich die Klägerin auf die 
Kostennote ihres Anwalts.

Die Klägerin beantragt,
die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 729,02 € nebst Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 06.09.2023 sowie 
außergerichtliche Rechtsanwaltsgebühren in Höhe von insgesamt 152,00 € 
nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
Rechtshängigkeit zu zahlen.
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selbst geschieht. Darüber hinaus wird auch bestritten, dass irgendwie 
geartete Sonderleistungen erbracht worden sind. Substantiierter Vortrag 
hierzu fehle.

Darüber hinaus sind auch etwaige Zuschläge für eine Haftungsbefreiung 
nicht zu erstatten. Bei der Anmietung eines Ersatzfahrzeuges ist zwi-
schenzeitlich die gewöhnliche Reduzierung der Haftung in die Modus-
werte eingepreist. Dass eine Selbstbeteiligung unter 500,00 EUR wirksam 
vereinbart worden sei, wird bestritten. Darüber hinaus wird bestritten, 
dass das vermietete Fahrzeug überhaupt mit einer Selbstbeteiligung un-
ter 500,00 EUR versichert ist.

Die Beklagte macht einen Abzug wegen ersparter Aufwendungen und 
klassengleicher Anmietung von 10 % geltend. Ein Abzug für erspar-
te Eigenaufwendungen sei aber nur dann nicht vorzunehmen, wenn der 
Fahrzeugmietpreis in der niedrigeren Klasse mindestens 10 % geringer ist 
als bei einer Anmietung in der Fahrzeugklasse welche dem beim Unfall 
beschädigten Fahrzeug entspricht (vgl. Palandt, § 249 BGB, Rn.32). Dass 
dies vorliegend der Fall ist, wird bestritten. Es wird bestritten, dass streit-
gegenständlich ein klassentieferes Fahrzeug angemietet wurde. Welches 
Fahrzeug ganz konkret vermietet wurde, verrät die Gegenseite nicht. Durch 
den Stillstand des Fahrzeuges hat der Geschädigte Eigenaufwendungen 
erspart, welche der Geschädigte sich im Wege des Vorteilsausgleichs an-
rechnen lassen muss. Die Rechtsprechung beziffert diese Einsparungen 
mit 10 - 15 %. Hieran ändert auch der häufig auftauchende Vortrag 
nichts, dass im Vergleich zum tatsächlich vermieteten Fahrzeug angeblich 
eine Klasse abgerechnet wurde. Oft ergibt sich nämlich keine oder nur eine 
minimale Ersparnis daraus, dass eine Klasse tiefer abgerechnet wird. Die 
Unterschiede zwischen den verschiedenen Fahrzeugklassen sind häufig 
marginal. Jedenfalls wäre ein Abzug für ersparte Eigenaufwendungen in 
Höhe von 10 % höher als die Differenz zwischen den Mietwagenklassen, 
mit welchen die Mietwagenfirma hier vollkommen willkürlich umgeht.

Die Erforderlichkeit der Zustellung / Abholung des Mietfahrzeuges wird 
bestritten. Insbesondere wird bestritten, dass das Fahrzeug überhaupt 
zugestellt und abgeholt wurde. Auch wird bestritten, dass hierdurch 
irgendwelche Kosten entstanden sind. Insoweit sind diese Kosten nicht 
erstattungsfähig.

Die vorgerichtlichen Anwaltskosten werden von der Beklagten in Frage 
gestellt. Es wird zunächst bestritten, dass die Klägerin eine etwaige Ge-
bührennote ihrer Prozessbevollmächtigten überhaupt ausgeglichen habe. 
Darüber hinaus könnten aber seitens der Klägerin ohnehin keine vorge-
richtlichen Rechtsanwaltsgebühren geltend gemacht werden. Die Ersatz-
pflicht derselben setzt voraus, dass die Inanspruchnahme eines Rechts-
anwaltes aus Sicht des Geschädigten zur Wahrnehmung seiner Rechte 
erforderlich und zweckmäßig war. Dies trifft in einfach gelagerten Fällen 
indes nur zu, wenn der Geschädigte geschäftlich ungewandt ist. Es kommt 
darauf an, wie sich die voraussichtliche Abwicklung des Schadensfalls 
aus der Sicht des Geschädigten darstellt. Die Klägerin als Mietwagen-
unternehmen jedenfalls war nicht gehalten, vorprozessual anwaltliche 
Hilfe in Anspruch zu nehmen. Die aktuelle Rechtsprechung zur Höhe der 
Mietwagenkosten und deren Berechnung ist der Klägerin vollumfänglich 
bekannt. Insbesondere kennt die Klägerin aus zahllosen ähnlich bis gleich 
gelagerten Fällen die Vorgehensweise der Beklagten in solchen Verfahren. 
Sie hätte daher, nachdem die Beklagte bereits eine Teilzahlung geleistet 
und weitere Zahlungen abgelehnt hatte, einen unbedingten Klageauftrag 
erteilen müssen. Die Zusatzkosten wären im Rahmen der Schadensmin-
derungspflicht vermeidbar gewesen. Die Beklagte hafte daher für diese 
Kosten nicht (vgl. AG Köln, Urteil vom 04.04.2012, Az.264 C 2/12; Az. 273 
C 340/11; 269 C 65/12; 266 C 51/12; 273 C 45/12; 272 C 62/12).

Entscheidungsgründe

I. 

Die Klage ist in tenoriertem Umfange begründet.

1. 	 Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zahlung in 
tenorierter Höhe gemäß den §§ 7, 17 StVG i.V.m. § 249 Abs. 2 S. 1 

BGB und § 1 PflVG, § 115 Abs. 1 Nr. 1 VVG aus - unstreitig - abge-
tretenem Recht des Unfallgeschädigten und Zedenten aus - unstrei-
tigem - Unfallereignis.

a) 	 Das Gericht geht vorliegend von einer unstreitigen Haftungsquote 
von 100 % zu Lasten der Beklagten aus.

b) 	 Die Klägerin stellte für die unfallbedingte Reparaturzeit von 13 Ta-
gen einen Mietwagen zur Verfügung. Wegen der Einzelheiten wird 
auf die Klageschrift verwiesen. Dafür kann sie den von ihr geltend 
gemachten Betrag in gekürzter Höhe von restlichen 674,69 Euro ver-
langen.

aa) Zunächst ist der Klägerin eine Verletzung der Schadensminderungs-
pflicht ihres Zedenten, § 254 BGB, nicht vorzuhalten, soweit dieser 
nicht auf alternative Angebote zugegriffen hat.

(1) 	 Es kann die Beklagte eine weitere Zahlung nur dann verweigern, 
wenn sie in der konkreten Situation ein vergleichbares preiswerteres 
Angebot an den Geschädigten gemacht hätte und der Geschädigte 
dies unter Verstoß gegen seine Schadensminderungspflicht, § 254 
BGB, ausgeschlagen hätte. Entgegen der Ansicht der Beklagten muss 
sich der Geschädigte und damit die Klägerin jedoch nicht entgegen-
halten lassen, dass der Unfallersatztarif überhöht gewesen sei. Denn 
vorliegend hatte die Beklagte dem Geschädigten XXX konkret kein 
vergleichbares Angebot im Zeitpunkt der Anmietung gemacht.

	 Die Frage, ob der vom Geschädigten gewählte Mietwagentarif erfor-
derlich war im Sinne des § 249 Abs. 2 Satz 1 BGB, kann ausnahms-
weise offenbleiben, wenn feststeht, dass dem Geschädigten ein gün-
stigerer Tarif in der konkreten Situation „ohne weiteres“ zugänglich 
gewesen wäre, so dass ihm eine kostengünstigere Anmietung unter 
dem Blickwinkel der ihm gemäß § 254 Abs. 2 Satz 1 BGB obliegenden 
Schadensminderungspflicht zugemutet werden konnte (BGH, 2. Fe-
bruar 2010, VI ZR 139/08, VersR 2010, 545; BGH, Urteil vom 26. April 
2016 - VI ZR 563/15-, juris; BGH, Urteil vom 12. Februar 2019 - VI ZR 
141/18-, juris).

	 In diesem Zusammenhang kann auch das Angebot des Haftpflicht-
versicherers an den Geschädigten, ihm eine günstige Anmietmög-
lichkeit zu vermitteln, beachtlich sein. Dabei wird es auch darauf 
ankommen, ob dieses Angebot in einer Weise erfolgt ist, welche es 
dem Geschädigten ermöglichte, ohne umständliche Prüfungen und 
Erkundigungen den Mietwagen anzumieten. Wenn dann die genauen 
Übergabemodalitäten (sinnvollerweise) dabei unmittelbar zwischen 
dem von der Versicherung vermittelten Mietwagenunternehmen 
und dem Kläger vereinbart werden können, schadet dies nicht. Dem 
Geschädigten muss nicht bereits seitens des Haftpflichtversicherers 
mitgeteilt werden, wo sich das Fahrzeug befindet und ab wann es 
konkret zur Verfügung gestellt wird (BGH, Urteil vom 26. April 2016 
- VI ZR 563/15 -, Rn. 10, juris).

	 Ein Unfallgeschädigter kann aufgrund der ihn gemäß § 254 Abs. 2 
Satz 1 BGB treffenden Schadensminderungspflicht auch dann ge-
halten sein, ein ihm vom Kfz-Haftpflichtversicherer vermitteltes 
günstigeres Mietwagenangebot in Anspruch zu nehmen, wenn dem 
günstigeren Angebot ein Sondertarif zugrunde liegt, der ihm ohne 
Mithilfe des Versicherers außerhalb eines Unfallersatzgeschäfts 
nicht zur Verfügung stünde (BGH, Urteil vom 12. Februar 2019 - VI 
ZR 141/18-, juris).

(2) 	Nach Maßgabe dessen liegt im konkreten Fall ein Verstoß gegen die 
Schadensminderungspflicht nicht vor. Denn die Beklagte hatte dem 
Geschädigten in der konkreten Situation der Anmietung kein hin-
reichendes verbindliches Angebot unterbreitet, welches er schlicht 
hätte annehmen können.

	 In dem von der Beklagten vorgelegten Informationsschreiben an den 
Geschädigten XXX heißt es:

	 „Sehr geehrter Herr XXX, Sie sind in einen Schadenfall mit einem 
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    Rechtsprechung

bei uns versicherten Fahrzeug verwickelt worden. Leider können 
wir die Haftungsfrage noch nicht abschließend beurteilen, da wir 
noch weitere Angaben benötigen. Unterstützen Sie uns bitte bei 
der Aufklärung und senden Sie den beiliegenden Fragebogen für 
Anspruchsteller ausgefüllt zurück. Sobald wir alle erforderlichen 
Informationen erhalten haben, melden wir uns wieder bei Ihnen. 
Bitte beachten Sie: Falls Sie beabsichtigen, aufgrund des Unfalls 
ein Fahrzeug anzumieten oder einen Sachverständigen zu beauf-
tragen, lesen Sie das beiliegende Infoblatt zu „Mietwagen-, Sach-
verständigenkosten und Restwerte“ bitte sorgfältig. So können Sie 
finanzielle Nachteile vermeiden. Hier finden Sie auch ein sehr gün-
stiges Mietwagenangebot - Nebenkosten inkl. und Vollkasko ohne 
Selbstbeteiligung.“

	 Bei diesem Hinweis und dem beigefügten Infoblatt handelt es sich 
ersichtlich nicht um ein konkretes Mietwagenangebot. Der Hinweis 
ist allgemein gehalten und ist gerade nicht in einer Weise erfolgt, 
welche es dem Geschädigten ermöglichte, ohne umständliche Prü-
fungen und Erkundigungen den Mietwagen anzumieten.

	 Die von der Beklagten dargelegten preiswerteren Angebote der al-
ternativen Mietwagenfirmen lagen zwar der Beklagten vor, nicht 
aber dem Geschädigten. Es ist eben nicht dargetan oder bewiesen, 
dass der Zedent in der konkreten Situation diese Anmietmöglich-
keiten gehabt hätte.

bb) Es verbleibt bei der Rechtsprechung, dass die Mietwagenkosten an-
zusetzen sind, welche der Geschädigte nach dem Unfall berechtigt 
hat wählen dürfen, ohne gegen seine Schadensminderungspflicht zu 
verstoßen. Im Anschluss an die von der Klägerin zutreffend zitierte 
und im hiesigen Bezirk auch weiterhin angewandte Rechtsprechung 
zur „Fracke-Liste“ (OLG Köln, Urt. v. 01.08.2013 - 15 U 9/12, juris, 
dort Tz. 35; Urt. v. 30.07.2013 - 15 U 212/12, juris, dort Tz. 30ff.; 
Urt. v. 11.08.2010 - 11 U 106/09, juris, dort Tz. 8; ebenso OLG Celle, 
Urt. v. 29.02.2012 - 14 U 49/11, juris, dort Tz. 14; OLG Hamm, Urt. 
v. 20.07.2011 - 13 U 108/10, juris, dort Tz. 11; OLG Karlsruhe, Urt. v. 
11.08.2011 - 1 U 27/11, juris, dort Tz. 37ff.; OLG Saarbrücken, Urt. 
v. 22.12.2009 - 4 U 294/09, juris, dort Tz. 50f.) ist daher auch der in 
diesem Verfahren verfolgte weitere Betrag im Wesentlichen berech-
tigt, soweit nicht im Einzelnen Kürzungen erfolgen.

 
cc) 	Das Gericht rechnet nach den vorgelegten Schätzungen nach der 

Methode „Fracke“ aus den von den Parteien mitgeteilten Listen nach 
Fraunhofer und Schwacke wie folgt

	 -	 Grundpreis von 854,35 EUR netto.
	 Die im Termin mitgeteilte Berechnung von 856,56 Euro beruht auf 

einem Rechenfehler, der hiermit korrigiert wird.
	 Nebenkosten werden Pauschal nicht anerkannt. Hinzu kommen 

allein die konkret angefallenen Nebenkosten, nämlich die

	 -	Voll-Kaskoversicherung i.H.v. 235,35 EUR netto

	 -	Kosten für Zuführung i.H.v. 22,69 Euro netto

	 -	und Abholung i.H.v. 22,69 Euro netto

	 welche die Klägerin konkret in der Rechnung angegeben hatte.

dd) 	Der Höhe nach rechnet das Gericht im Einzelnen wie folgt:

(1) 	 Grundpreis:
	 Fahrzeug der Gruppe 5 
	 Mietdauer - unstreitige - 13 Tage

	 Schwacke Liste	1 .242,48 Euro netto 
			   (1x7 Tage+ 2x3 Tage)
	 Fraunhofer Liste	 466,22 Euro netto 
			   (2x7 Tage ist billiger als 1x7 + 2x3 Tage)

	 Mittelwert		  854,35 Euro netto
 

	 Die Werte ergeben sich aus den von den Parteien in den eingereich-
ten Anlagen mitgeteilten Werten der Schwacke-Liste und der Fraun-
hofer-Liste, welche jeweils nicht weiter in Frage gestellt wurden.

	 Das Gericht hält insoweit bei aller Fragwürdigkeit und Lückenhaftig-
keit beider Listen an der Methode „Fracke“ fest. Im Anschluss an die 
gewichtigen Argumente beider Seiten, welcher zur Vermeidung von 
Wiederholungen nicht vertieft werden, sind beide Listen nur mit Vor-
sicht zu würdigen. Die eine ist zu hoch und die andere ist zu niedrig. 
Es liegt daher nahe, die Wahrheit weiterhin in der Mitte zu suchen.

	 Dafür spricht ferner der gewichtige Umstand, dass sich mittlerweile 
die Gerichte im insoweit leitbildenden OLG Bezirk Köln der Methode 
„Fracke“ angeschlossen haben und dies durchgehend von den Miet-
wagenunternehmen beachtet wird. So hat auch die Klägerin ihre 
Rechnung nach der Methode „Fracke“ erstellt, auch wenn sie den 
Rechenweg im Einzelnen nicht dargestellt hat, was sie auch nicht 
muss, solange sie im Rahmen bleibt. Die Erfahrungen im hiesigen 
Bezirk bestätigen, dass spätestens mit Einreichung der Klageschrift 
regelmäßig die Berechnung des Basistarifes nach der Methode „Fra-
cke“ erfolgt. Auch aus diesem Grund spricht eine gewisse Evidenz für 
die Richtigkeit dieser Methode.

(2) 	Der Geschädigte muss sich keinen Abzug von 10 % ersparter Eigen-
aufwendungen anrechnen lassen, da er klassentiefer angemietet hat. 
Die Beklagte ist dem auf ihre Rüge hin erfolgten Vortrag der Klägerin 
einer klassentieferen Anmietung nicht mehr entgegengetreten.

(3) 	Auch die weiteren Nebenkosten sind ersatzfähig.

(a) 	 Gesondert in Rechnung gestellte weiteren Leistungen wie Winterrei-
fen, Haftungsreduzierung, Zustellung und Abholung des Ersatzfahr-
zeuges, weiterer Fahrer, Anhängerkupplung und Navigationsgerät 
sind dem arithmetischen Mittel aus den Tabellen von Fraunhofer und 
Schwacke zuzuschlagen, sofern sie im Rahmen der streitgegenständ-
lichen Mietverhältnissen tatsächlich angefallen und erstattungsfä-
hig sind, da diese Leistungen in den Grundtarifen bei der Erhebungen 
nicht enthalten sind (OLG Köln, Urteil vom 30. Juli 2013 - 1-15 U 
186/12 -, Rn. 44, juris).

(b) 	Hinzu kommen daher die Kosten für den CDW Tarif in Höhe von 
235,30 Euro netto.

(aa)	Der Zedent hat selbst dann, wenn das eigene Fahrzeug nicht mit ei-
ner Selbstbeteiligung von nur 150,00 Euro versichert gewesen ist, 
einen Anspruch auf den entsprechenden CDW Tarif. Denn es handelt 
sich bei dem angemieteten Fahrzeug um ein für ihn fremdes und 
noch ungewohntes Fahrzeug. Der Umgang mit einem Mietfahrzeug 
birgt aufgrund der mangelnden Gewöhnung ein höheres Unfallrisi-
ko. Deshalb ist es angemessen und gerecht, zum Ausgleich dessen 
dem Geschädigten einen CDW Tarif mit einer Selbstbeteiligung von 
nur 150,00 Euro zu gewähren. Der von der Beklagten vorgetragene 
Vorteilsausgleich wird vorliegend durch eine Risikoerhöhung wieder 
ausgeglichen.

(bb)	Die Klägerin hat den Abschluss des CDW Tarifes mit dem Geschä-
digten XXX durch Vorlage des Mietvertrags nachgewiesen.

(cc) 	Es kommt nicht darauf an, ob und wie die Klägerin selbst rückversi-
chert ist. Maßgeblich ist, dass die Haftungsbefreiung im Mietvertrag 
vereinbart ist. Dann ist sie auch gegenüber dem Geschädigten XXX 
geschuldet und darf berechnet werden.

(dd)	Gegen die Höhe des CDW Tarifes hat das Gericht im konkreten Fall 
keine Bedenken, zumal sich die Kosten von 235,30 Euro noch un-
ter den von Schwacke als durchschnittlich ermittelten Kosten von 
277,55 Euro liegen. Die Beklagte hat eine andere Schätzung nicht 
vorgetragen.

(c) 	 Hinzu kommen die Kosten für Zuführung und Abholung des Fahr-
zeuges in Höhe von jeweils 22,69 Euro netto.
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(aa)	Dabei geht das Gericht nach Beweisaufnahme davon aus:

	 Das verunfallte Fahrzeug des Herrn XXX wurde bei der Firma Auto-
haus XXX in Sankt Augustin-Hangelar (XXXstraße 1) repariert. Das 
Mietfahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen SU-RB XXX wurde 
Herrn XXX am 13.07.2023 mit 2 Mitarbeitern von Alfter nach Sankt 
Augustin gebracht. Ein Mitarbeiter hat das Mietfahrzeug für Herrn 
XXX gefahren und der andere hat den Mitarbeiter in Sankt Augustin 
abgeholt und wieder nach Alfter zurück in die Büroräume gebracht. 
Entsprechend wurde das Fahrzeug nach erfolgter Reparatur mit 2 
Mitarbeitern von Alfter in Sankt Augustin wieder abgeholt.

	 Die einfache Entfernung zwischen den Büroräumen der XXX Auto-
vermietung KG und dem Autohaus XXX beträgt 15 Km. Je nach Ver-
kehrslage dauert die einfache Fahrt ca. 30 Minuten.

	 Das ergibt sich aus der im Einvernehmen der Parteien schriftlich ein-
geholten Aussage des Zeugen XXX vom 12.3.2024. Diese haben die 
Parteien auf Nachfrage nicht mehr in Frage gestellt.

(bb)	Das Gericht hält die Kosten angesichts des vom Zeugen XXX ge-
schilderten Aufwandes nach Zeit und Entfernung für plausibel und 
keineswegs überhöht.

(d) 	 Ein weiterer Zuschlag für unfallbedingten Mehraufwand, wie er um-
fänglich zwischen den Parteien diskutiert wurde, ist im konkreten 
Fall weder angefallen noch wird er von der Klägerin geltend gemacht. 
Weitere Diskussionen hierzu erübrigen sich.

ee) 	Zusammenfassend rechnet das Gericht wie folgt:
	 - 13 Tag(e) inkl. aller KM	 854,35 Euro 
	 - Haftungsreduzierung 13,00 Tage x 18,10 =	 235,30 Euro
	 - Zustellen	 22,69 Euro
	 - Abholung	 22,69 Euro 
	 Netto	1 .135,03 Euro
	 - MwSt.	 215,66 Euro
	 Gesamt	1 .350,69 Euro
	 - Abzüglich geleisteter 	 - 676,00 Euro 
	 Summe:	 674,69 Euro

2. 	 Die Zinsen folgen aus Verzug im Anschluss an die Klageschrift.

3. 	 Die vorgerichtlichen Rechtsanwaltsgebühren waren nicht erforder-
lich.

Die Klägerin verfügt über das nötige Wissen und hat die Rechnung nach 
der im hiesigen Bezirk in ständiger Rechtsprechung angewandten Metho-
de - nahezu - zutreffend ermittelt. Das Gericht teilt hier den rechtlichen 
Ansatz der Beklagten, dass die Klägerin angesichts der zu erwartenden 
abschließenden Zahlung nur eines Teilbetrages keiner zusätzlichen vor-
gerichtlichen Rechtsberatung bedurfte und unmittelbar Klageauftrag 

hätte einreichen können und müssen, zumal auch nach vorgerichtlicher 
anwaltlicher Beratung die Klageschrift ohne Abstriche die klägerische 
Rechnung übernahm.

II. 

Die Kosten folgen aus § 91 ff. ZPO nach dem Maß von Sieg und Niederla-
ge. Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 708 ff. ZPO. Der Streitwert 
wird auf 729,02 EUR festgesetzt.

Und nach günstigeren Angeboten erkundigen musste er sich nicht. 

Bedeutung für die Praxis

Das Amtsgericht Leverkusen sieht keinen Rechtsverstoß des Geschädigten 
durch Anmietung eines Ersatzwagens zum Marktpreis. Denn das angeb-
liche Direktvermittlungsangebot war unzureichend. Der Geschädigte er-
hielt von der Beklagten kein konkretes Mietwagenangebot. Es war lediglich 
ein allgemeiner Hinweis, der umfangreiche Prüfungen und umständliche 
Erkundigungen erfordert hätte. Das hat dem Gericht nicht ausgereicht.

Daher durfte er ein Fahrzeug seiner Wahl zum Marktpreis anmieten. Ob 
sich der Geschädigte dazu nach günstigeren Mietwagenangeboten er-
kundigen muss, hängt einzig und allein vom Preis des Ersatzwagens ab, 
den er angeboten bekommt. Ist der Preis nicht deutlich zu hoch, muss er 
sich auch nicht nach Alternativen erkundigen. Eine generelle Erkundi-
gungspflicht sieht das Gericht nicht.

Der Marktpreis wird an Fracke gemessen. Hier zieht das Gericht zwei-
felhafte Schlussfolgerungen: Wenn die Kläger von sich aus nur Fracke 
einklagen würden, sei erkennbar, dass das Mischmodell richtig ist. Der 
Grund dafür dürfte jedoch sein, dass Gerichte beim Mischmodell ver-
harren wollen und Argumenten der Kläger nicht zugänglich sind, da ein 
Abweichen Aufwand nach sich zöge. Kläger reduzieren nur aus einem 
Grund ihre Forderungen auf Fracke: Weil es zu teuer ist, immer wieder per 
Quote Verfahrenskosten zu tragen.

Die Kosten einer Haftungsreduzierung mit geringer Selbstbeteiligung 
seien unabhängig von der Frage zu erstatten, ob der Geschädigten sein 
eigenes beschädigtes Fahrzeug auch mit einer niedrigen Selbstbeteili-
gung bei einem Kaskoversicherer abgesichert hat. Bereits die Unsicher-
heiten im Umgang mit einem Mietwagen seien Grund genug dafür. 

Sonderbar urteilt das Gericht auch in Bezug auf die Kosten der außer-
gerichtlichen Anwaltsbeauftragung. Danach hätte der Zessionar vorge-
richtlich keinen Anwalt einschalten dürfen, da er aus Erfahrung wisse, 
dass der Versicherer vorgerichtlich nicht nachzahle. So, als würden alle 
Versicherer und dort alle Sachbearbeiter gleich reagieren. Doch so ist es 
nicht, und den Versuch, jeden Regulierungsfall außergerichtlich zu klä-
ren, sollten Gerichte fördern und nicht verhindern.

Impressum
Herausgeber und Selbstverlag
Bundesverband der Autovermieter 
Deutschlands e.V.

Hohenzollerndamm 123, 14199 Berlin

Tel.: 	 030-25898945 
Fax: 	 030-25898999
E-Mail: 	 info@bav.de
Internet: 	 www.bav.de

VR 29028B AG 
Berlin-Charlottenburg
ISSN: 1869-6031

Redaktion	
Michael Brabec
Hohenzollerndamm 123
14199 Berlin

Anzeigenleitung	
Maike Radke
Hohenzollerndamm 123
14199 Berlin

Erscheinungsweise 	
Derzeit jährlich
ca. 30 Seiten
Auflage: 750

Bezugspreis: 30 Euro netto pro Jahr ohne Versandkosten. 
Zu bestellen für ein Jahr, verlängert sich automatisch, wenn nicht mit 
einer Frist von 3 Monaten zum Jahresende gekündigt wird.

Manuskripte: Beiträge können nur angenommen werden, wenn sie exklu-
siv und kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Die Annahme wird schrift-
lich deutlich gemacht. Mit der Annahme von Beiträgen gehen die Rechte 
der Veröffentlichung ausschließlich an den Herausgeber über, eingeschlos-
sen die Einstellung in Datenbanken sowie zur Vervielfältigung.  

Hinweise: Nachdruck und jede Form der Wiedergabe auch in anderen 
Medien nur nach schriftlicher Genehmigung durch den Herausgeber. 
Trotz der Erstellung nach bestem Wissen müssen aufgrund der Komple-
xität der Themen Haftung und Gewähr ausgeschlossen werden.



Kurz und praktisch

Internetbeispiele der Beklagten kein konkreter Sachvortrag

Nach Klage-Einreichung recherchieren Versicherer im Internet zu vermeintlich vergleichbaren Fahrzeugen zu niedrigsten Preisen. So-
genannte Internetscreenshots sollen dann ihre Behauptung belegen, der Geschädigte hätte jederzeit zu einem Niedrigpreisangebot 
greifen können und daher sei der Preis der erfolgten Anmietung überhöht und nicht erforderlich, eine Schätzgrundlage wie Schwacke 
oder Fracke nicht anwendbar.

Dazu lässt sich so antworten:

„Die von der Beklagten aufgezeigten Internetbeispiele sind hier nicht relevant, da die Leistung hinter den niedrigen Preisen der Inter-
netbeispiele nicht mit dem konkreten Fall vergleichbar ist und daher der Vortrag als unkonkret zurückzuweisen ist. Die Unterschiede 
liegen hier:

-	 Die Internetbeispiele weisen ein konkret festgelegtes Miet-Ende auf 
	 (im konkreten Fall: offenes Miet-Ende bis zum Ende der Reparatur)
-	 Internetbeispiele mit den Bedingungen Vorkasse und Kautions-Hinterlegung 
	 (im konkreten Fall: Vorfinanzierung durch den Autovermieter, Verzicht auf Stellung einer Sicherheit/Kaution, da Geschädigte das 

nach einem Unfall nicht leisten können)
-	 Vergleichbarkeit des Mietwagens zum Unfallfahrzeug ist nicht gegeben (bei Internetbeispielen ist die konkrete Mietwagenklasse 

nicht feststellbar) 
-	 Internetbeispiele vom falschen Zeitpunkt, Monate oder Jahre später (bei Einreichung der Klage bei Gericht), daher Verfügbarkeit 

zum Anmietzeitpunkt unklar und wenn verfügbar, dann Preisschwankungen ignoriert
-	 Internetbeispiele ohne den Gesamtpreis inkl. Nebenleistungen, unklar, ob erforderliche Nebenleistungen wie Winterreifen, Zustel-

lung usw. verfügbar und zu welchem Preis
-	 Internetbeispiele mit Begrenzung der erlaubten Kilometer-Fahrleistung 
	 (im konkreten Fall: ohne Kilometerbeschränkung, weil Nutzungsrecht des Geschädigten wie eigenes/beschädigtes Fahrzeug)

Zitat OLG Koblenz 12 U 884/22 vom 29.04.2024: 

„Die von der Beklagten vorgelegten Alternativangebote der Firmen “Sixt Autovermietung” und “Enterprise” sind in mehrfacher Hinsicht 
nicht repräsentativ und besitzen keinerlei Aussagekraft. … zu beachten, dass konkrete Mängel der jeweils in Anwendung gebrachten 
Liste/Tabelle mit solchen „Vergleichsangeboten” nur dann aufgezeigt werden, wenn tatsächlich eine Vergleichbarkeit der Angebote ge-
geben ist. Als Kriterien seien u.a. genannt: Vorlagepflicht einer Kreditkarte zur Erlangung des günstigeren Tarifes, Höhe der jeweiligen 
Selbstbeteiligung betreffend die Vollkaskoversicherung, vergleichbare Anmietungszeiträume, Anfall von Zusatzkosten, Fahrzeugklasse 
und Ausstattung des geschädigten Fahrzeuges und des Mietfahrzeuges, Anmietungszeitraum (…)“

Da die (im Mietwagenstreit nicht zielführenden) Bedingungen der Internetscreenshots auf die Internet-Recherche des Fraunhofer-
Mietwagenspiegels übertragbar sind, ergeben sich hieraus auch grundsätzliche Zweifel an der Fraunhofer-Liste.“


